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Einleitung-. 



1. Begriff und Name des Stimmrechts. 

Der Staat als Verband bedarf eines einheitlichen Willens. 
Willen aber besitzt nur der Mensch, also kann auch die Bil- 
dung und Realisierung des staiatlichen Willens stets nur durch 
menschliche Individuen geschehen. Sie, deren Wille unter 
bestimmten Voraussetzungen als Wille des Staates betrachtet 
wird, heissen Staatsorgane; ihre Funktion ist Organ- 
tätigkeit. Handelt es sich um die Erzeugung des Staats- 
willens und erfolgt diese so, dass der persönliche Wille der 
einzelnen Bürger zur Bildung eines Kollegialwillens des ge- 
samten Volkes mitwirkt, dann vindiciert man dem Bürger mit 
Bezug auf seine Stellung als Teilorgan den Status der ak- 
tiven Civität (das Akti vbürgerrech t) ^) oder — da das 
Mittel zu jener Willensbildung in der Abstimmung liegt und 
das Aktivbürgerrecht sich demgemäss im Recht zur Teilnahme 
an solchen Abstimmungen äussert — das Stimmrecht. 

Nun braucht aber das Volk nicht alle Willensbildung für 
den Staat selber vorzunehmen, es kann oder muss sich oft mit 
dem Recht der Ernennung weiterer Organe begnügen, die dann 
jene Funktion erfüllen. Die Bestellung solcher mittelbarer 
Organe geschieht auf dem Wege der Wahl; der einzelne Bürger 
besitzt das Wahlrecht. Dieses und das Stimmrecht im oben 



^) Als „Passivbürger" wurden zur Zeit der französischen Revolution 
diejenigen bezeichnet, die insbesondere der Census vom Stimmrecht aus- 
ßchloss. Dagegen bedeutet nach heutigem Sprachgebrauch „passive Civität" 
die Anerkennung der Staatszugehörigkeit. 
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gebrauchten engern Sinn werden zusammen als Stimm- 
recht im weitern S i n n e bezeichnet. An diesem lassen sich 
zwei Seiten untersuchen: eine subjektive und eine objektive. 
Bei der subjektiven handelt es sich um die Bedingungen oder 
Tatsachen, an welche die Rechtsordnung die Organqualität des 
einzelnen Bürgers knüpft, bei der objektiven fällt der Umfang 
der Organtätigkeit und die Art ihrer Ausübung in Betracht. 
Es mag gleich hier bemerkt w^erden, dass der Plan dieser 
Arbeit dahin geht, die subjektive Seite des Stimmrechts dar- 
zustellen und nur zur Ergänzung des Bildes die objektive mit 
knappen Strichen ebenfalls zu zeichnen. 

2. Rechtsnatur. 

Ueber die Natur des Stimmrechtes resp. des Wahlrechtes 
(denn erst dieses kommt für viele Staaten in Betracht) wird 
ständig gestritten. Laband ^) spricht ihm überhaupt den Charak- 
ter eines Rechtes ab, da es nicht im individuellen Interesse 
begründet sei. Er sieht in ihm lediglich einen Rechtsreflex, 
einen Zustand, der allen Wandlungen des Verfassungsrechtes 
folge; und er führt zur Begründung seiner Ansicht aus, dass 
dieses sog. Recht nicht zum Gegenstand einer Privatverfügung 
gemächt werden könne, es sei unveräusserlich und unvererblich, 
die Beseitigung von Hindernissen, die der Stimmabgabe allfällig 
entgegenstünden, könne nicht verlangt werden. 

Auch nach Jellinek^) kann die Ausübung des Stimm- 
rechts als eine Organtätigkeit niemals Inhalt eines individuellen 
Rechtes sein. Subjekt des Stimmrechtes, meint er, w^äre aus- 
schliesslich der Staat; wenn der Einzelne trotzdem ein solches 
Recht zu besitzen scheine, so sei dies allerdings blosse Reflex- 
wirkung. Indessen findet er doch, dass es gefehlt sei, den 



*) Staatsrecht des deutschen Reiches, 4. Aufl., I, S. 306/307. 
2) System der subjektiven öffentlichen Rechte (1892), S. 129 ff. 
und 151 ff. Das Recht des modernen Staates (1900), S. 381 '82 
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Normen über das Stimmrecht die Begründung jedes individual- 
rechtlichen Anspruches abzuerkennen und lässt deshalb den 
' Bürger wenigstens einen „Anspruch auf Anerkennung als 
Teilorgan" besitzen. 

Was vorerst die Laban d'sche Theorie anbetrifft, so ist 
ihr entgegenzuhalten, dass bei einem Rechtsreflex der Wille 
des Betroffenen keine Rolle spielen, Reflexwirkung also da nicht 
vorliegen kann, wo es in jenes Macht steht, sie beliebig in 
Bewegung zu setzen. Gerade dies aber ist in vielen Demo- 
kratien möglich : beim Stimmrecht i. e. S. durch das Institut 
^der Initiative, beim Wahlrecht durch dasjenige der Abberufung. 
Ferner widerspricht dieser Auffassung die Tatsache, dass überall 
Beschwerden gegen eine Schmälerung des Stimmrechts zuge- 
lassen werden, während sie doch gegen das Ausbleiben einer 
Reflexwirkung nicht möglich sind^). 

Ist jedoch entgegen Labands Ausführungen im Stimmrecht 
ein subjektiver Anspruch des Bürgers enthalten, so fragt es 
sich, worauf er denn gehe, ob, wie Jellinek behauptet, auf 
„Anerkennung" eines bestimmten Individuums als Teil eines 
Staatsorganes, oder auf ein „Recht" zur Organ tätigkeit. — 
Man wird es sofort inne, dass der Streit sich nur noch um 
Worte dreht. Das Richtige trifft wohl Laband mit der Bemer- 
kung : „Wenn (was von ihm allerdings verneint, hier aber 
bejaht wurde) ein subjektives Recht begründet ist, so ist ein 
Recht auf Anerkennung desselben überflüssig; denn der all- 
gemeine Anspruch auf Rechtsschutz umfasst alle subjektiven 
Rechte, und jedem einzelnen Recht noch ein besonderes Recht 
auf Anerkennung beifügen, heisst den Schatten einer Sache 
für eine Sache erklären"^). 

Damit aber bleibt das Stimmrecht schliesslich doch der 
Klasse der subjektiven öffentlichen Rechte beizuzählen; es ist 



*) Vergl. Jellinek, System, S. 132. 
2) Staatsrecht I, S. 307, Note 1. 



das Recht des Bürgers, als Teilorgan für den Staat 
tätig zu sein. 

3. Verhältnis zu andern Rechten. 

Im Stimmrecht liegt naturgemäss das einzige Mittel zu 
einer politischen Betätigung des Volkes. . Wenn in der Schweiz 
trotzdem von einer Mehrzahl von „politischen Rechten" ge- 
sprochen wird, soll damit weiter die Initiative in diesen Be- 
griff einbezogen werden, die ursprüngliche Gesetzesanregung 
sowohl als die Referendumsinitiative beim fakultativen Referen- 
dum (d. h. die Anregung der Abstimmung über ein vom Par- 
lament beschlossenes Gesetz) und auch diejenige Initiative, die 
auf Abberufung einer Behörde gerichtet ist. Allein diese drei 
andern Rechte äussern sich als blosse Volksbegehren. Sie 
sind nicht eine Kundgebung des den Staats willen bildenden 
Organes, sondern nur diejenige eines Teiles dieses Organes. 
Dagegen liegt ihr Zweck darin, eine Willenskundgebung des 
gesamten Organes zu veranlassen, die ihrerseits dann wieder 
durch das Mittel der Abstimmung erfolgt; die Volksbegehren 
sind eben eine Ergänzung des Stimmrechts. 

Neben diesen politischen Rechten bestehen ferner als sub- 
jektive öffentliche Rechte die Freiheitsrechte, d. s. Schutzrechte 
des Individuums vor Vergewaltigung durch den Staat, und 
endlich die bürgerlichen Rechte, d. h. Ansprüche auf positive 
Leistungen des Staates im Interesse des Einzelnen. Alle drei 
Gruppen werden vereinigt unter dem Oberbegriff der Volks- 
rechte. ^) 

4. Stimmpflicht. 

Der Staat kann seine Bürger auf verschiedene Weise 
zur Organtätigkeit heranziehen. Entweder ist er sich bewusst, 
dass sie ein hohes individuelles Interesse an derselben be- 
sitzen, vielleicht gerade weil er sie ihnen nur widerwillig 



*) Vergl. Schollenberger, Bundesstaatsrecht, S. 203. 
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zugestanden hat — dann genügt es auch, wenn er sie ihnen 
als „Recht" einräumt. Oder er stellt nicht darauf ab, ob der 
Einzelne den ihm gewährten Anteil an der Staatsgewalt so 
schätzt, dass er ihn auch ausübt ; vielmehr im eigenen Inte- 
resse macht der Staat die Stimme des Volkes zur seinigen. ^ 
In diesem Falle wäre es eigentlich nicht inkonsequent, wenn er 
die Bürger zur Stimmabgabe verpflichtete. Indessen w^ürden 
sich hieran Folgesätze knüpfen, die praktisch nicht als durch- 
führbar erscheinen. Zwar kann auch der Stimmberechtigte 
nicht gültig auf sein Recht verzichten, doch mag er ander- 
weitig Verträge eingehen, die ihm die Ausübung desselben 
indirekt verunmöglichen, z. B. einen Dienstvertrag, der ihn 
während dBr Abstimmungszeit in Anspruch nimmt ; bei Stimm- 
p flicht dagegen müsste der Staat jeden derartigen Vertrag 
für null und nichtig erklären, weil derselbe eine Kollision von 
Pflichten herbeiführte. Das würde sich in allererster Linie 
gegen solche Verträge des Staates selber richten. Ebenso hätte 
der Staat jeden Bürger, der zwar die für den Besitz des Stimm- 
rechtes, nicht aber auch die für die Ausübung desselben ge- 
forderten Eigenschaften — von diesem Unterschied ist hernach 
die Rede — in seiner Person vereinigt, zur Erfüllung auch 
dieser andern Bedingungen anzuhalten. An solchen Folgerungen 
muss die Stimmpflicht scheitern. Was trotzdem unter diesem 
Namen in vielen schweizerischen Kantonen besteht, ist ein 
Stimm^recht", dessen Nicht-Ausübung eventuell bestraft w^erden 
kann, also ein ziemlich unlogisches Gebilde. Weitere Konse- 
quenzen ziehen die betr. Bestimmungen nicht ; sie sollen daher 
später nur als eine Besonderheit in der Ausübung des Stimm 
rechts erörtert werden. 



*) Nach Laband, Staatsrecht I, S. 306, wäre dies stets der Fall. 



Darstellung. 



Der Schweizer als Angehöriger eines Bundesstaates besitzt 
ein zweifaches Staatsbürgerrecht: 1. dasjenige eines Glied- 
staates, Kantons, und 2. das des Bundes im Bundesstaat. Dem- 
entsprechend kommt ihm auch ein doppeltes Stimmrecht zu. 
Nichts würde nun hindern, dass Bund und Gliedstaat, jeder 
unabhängig vom andern, sein Stimmrecht regelte. Anderseits 
wäre auch nicht ausgeschlossen, dass entweder der Bund oder 
der Gliedstaat die nötigen Bestimmungen zugleich für beide 
träfe, da der Träger des Rechtes doch in beiden derselbe 
ist. Tatsächlich geschieht die Ordnung des Stimmrechts auf 
andere Weise. Den ersten Modus mochte der Bund nicht 
akzeptieren; es schien ihm wider die Idee des Bundesstaates 
zu gehen, wenn eventuell ein Kanton die Angehörigen eines 
andern, die sich auf seinem Gebiete niederlassen, mit Be- 
zug auf politische Angelegenheiten als Landesfremde behan- 
delt hätte. Daher stellte er bezüglich des Stimmrechtes in den 
Kantonen zwar gewisse Vorschriften auf, dagegen wollte er 
angesichts der vielfach entgegengesetzten Anschauungen die 
vollständige Regelung nicht an sich ziehen. Anderseits hat 
der Bund auch sein eigenes Stimmrecht nicht in allen Punkten 
selber geordnet, sondern überlässt manches dem kantonalen 
Recht zur Ergänzung. In dieser ganzen Teilung aber liegt so 
wenig Prinzip und System, dass eine Darstellung des Stoffes 
besser auf die sonst naheliegende Trennung nach Bundes- und 
kantonalem Recht verzichtet und sich nach den einzelnen 
Seiten des Stimmrechtes gruppiert. 



Das kantonale Recht/ das ist nur noch zu bemerken, 
regelt auch das Stimmrecht in den Gemeinden und Landes- 
kirchen. Bezüglich des erstem hat zwar der Bund ebenfalls 
einige Vorschriften aufgestellt. Wenn es sich nun in Gemeinde 
und Kirche auch- nicht mehr um staatliche Willensbildung, 
bloss um diejenige öffentlich-rechtlicher Körperschaften handelt, 
so rechtfertigt sich doch eine Einbeziehung derselben in die 
folgende Betrachtung durch die Gemeinsamkeit der Rechts- 
quellen. 

I. Erwerbung des Ötimmrechts. 

Quelleil« Bundesrecht. Bundesverfassung, Art. 74, Abs. 1: „Stimm- 
berechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder Schweizer, der das 
20. Altersjahr zurückgelegt hat und im üebrigen nach der Gesetzgebung 
des Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürger- 
rechte ausgeschlossen ist." 

B.-V., Art. 43, Abs. 1, 2, 3, 4 Satz 1, 5: ,, Jeder Kantonsbürger ist 
Schweizerbttrger. — Als solcher kann er bei allen eidgenössischen Wahlen 
und Abstimmungen an seinem Wohnsitze Anteil nehmen, nachdem er sich 
über seine Stimmberechtigung gehörig ausgewiesen hat. — Niemand darf 
in mehr als einem Kanton politische Rechte ausüben. — Der nieder- 
gelassene Schweizerbürger geniesst an seinem Wohnsitze alle Rechte der 
Kantonsbürger und mit diesen alle Rechte der Gemeindebürger. — In 
kantonalen und Gemeindeangelegenheiten erwirbt er das Stimmrecht nach 
einer Niederlassung von drei Monaten.'* 

Kantonales Becht^), Aargau, Verf. Art. 11, 12. Appenzell A.-Rh., 
Verf. Art. 22, 40, Abs. 1, Uebergangsbest. Art. 3, Abs. 2; Kirchenordnung 
§ 6. Appenzell I.-Rh, Verf. Art. 16, Abs. 1, 46, Abs. 1. Baselland, 
Verf. § 3, Zif. 1—3; Gemeindegesetz § 10, Abs. 1. Baselstadt, Verf. § 
26, 19, Satz 2. Bern, Verf. Art. 3; Gesetz betr. Erwerbung des Stimm- 
rechtes an den Einwohner- und Bürgergemeinden, § 1, Abs. 1, lit. c, § 2 b ; 
Kirchengesetz § 8. Freiburg, Verf. Art. 25; Gemeindegesetz Art. 5—7, 
9, 289. Genf, Verf. Art. 21 (abgeändert 21. III, 1874), 105 (abgeändert 26, 
IL 1873), 123, Abs. 4 (abgeändert 21. IX. 1901). Glarus, Verf. Art. 22, 
85. Graubünden, Verf. Art. 7, Abs. 1 u. 2. Luzern, Verf. § 27, Abs. 



*) Die Gesetzesstellen sind in der Reihenfolge ,,kantonales — kom- 
munales — kirchliches Stimmrecht", und, wo sie sich in der Verfassung 
und in Spezialgesetzen zugleich finden, nur aus der erstem citiert. 
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5, 88, Abs. 3, 99, Abs. 1. Neuenbürg, Verf. Art. 30; Gemeindegesetz 
Art 18; Kirch engeaetz Art. 4. St. Gallen, Verf. Art 38, Satz 1, 39-41. 
Schaffhausen, Verf. Art. 3, 92, Abs. 2. 101, Abs. 2. Schwyz, Verf. 
§ 70, Abs. 1. 90, Abs. 1. Solothurn, Verf. Art. 8,55, Abs. 2, 59. Tessin, 
Legge sulla compilazione dei cataloghi civici, vom 5. XII. 1892^ Art. 2. 
Thurgau, Verf. § 7, Abs. 1 u. 2; Wahlgesetz § 3. Unterwaiden n. d. 
W., Verf. Art. 34, Abs. 2. Unter walden o. d. W., Verf. Art. 21, Abs. 1, 
59, Abs. 1 u. 2. Uri, Verf. Art. 21. Waadt, Verf. Art. 23; Kirchengesetz 
Art. 9. Wallis, Verf. Art. 58. Zug, Verf. § 27, Abs. 2—5, 70, Abs. 3, 
72, Abs. 2. Zürich, Verf. Art. 16, 17, 50 (dagegen Gemeindegesetz § 40, 
Abs. 1 u. 2); Gemeindegesetz § 65. 

A. Stimmfähigkeit und Stimmberechtigung. 

1. M. von SeydeP) hat darauf hingewiesen, dass beim 
Wahlrecht die beiden Begriffe ,, Wahlfähigkeit" und ^Wahl- 
berechtigung" auseinander zu halten seien ^). Dasselbe gilt 
natürlich von der Stimmfähigkeit und der Stimmberechtigung. 
Stimmfähig (formal) ist nämlich, wer das Stimmrecht quoad 
ius besitzt, d. h. in seiner Person diejenigen Eigenschaften 
vereinigt, auf Grund welcher er nach Erfüllung einiger weiterer 
Bedingungen in einer bestimmten Gemeinde dann wirklich zur 
Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen zugelassen werden 
muss. Stimmberechtigt (materiell) dagegen ist, w^er das 
Stimmrecht auch quoad exercitium besitzt, d. h. die genannten 
weitern Bedingungen bereits erfüllt hat und deshalb sein Stimm- 
und Wahlrecht in einer bestimmten Gemeinde tatsächlich aus- 
üben kann^). Die schweizerischen Gesetzgeber beachten den 
Unterschied zwischen Stimmfähigkeit und Stimmberechtigung 
nicht, was einigen Schlussfolgerungen kaum zum Vorteil gereicht. 



^) „Der Deutsche Reichstag" in Hirth& „Annalen des Deutschen 
Eeiches". Bd. XXX, S. 359. 

^) Die beiden Termini sind nicht sehr bezeichnend. „Wahlfähigkeit" 
im Sinne Seydels bedeutet nicht nur eine Fähigkeit, sondern ein subjek- 
tives Recht, während der Ausdruck sonst häufiger im Sinne von Wählbar- 
keit verwendet wird, wobei es sich allerdings um eine blosse Fähigkeit 
(gewählt zu werden) handelt. Vergl. z. B. Bundesverfassung, Art. 75. 

3) Vergl. Laband, Staatsrecht I, S. 287. 



2. Stimmfähigkeit und Stimmberechtigung sind; wie schon 
bemerkt wurde, beide an gewisse Voraussetzungen geknüpft. 
Pur die Stimmfähigkeit gelten ihrer drei: Staatsangehörigkeit, 
politische Volljährigkeit und männliches Geschlecht. Die Stimm- 
berechtigung dagegen hängt ab von der Begründung eines 
politischen Domizils, häufig auch noch von der Erstehung einer 
Karenzzeit, ferner von der Eintragung in die Stimmregister. 

3. Die drei Voraussetzungen der Stimmfähigkeit sind für 
das Prinzip des allgemeinen Stimmrechts gegeben, wenngleich 
eine moderne Anschauung bereits im Ausschluss der Frauen 
eine Beschränkung sieht. Jedenfalls aber würde die Aufstel- 
lung weiterer Bedingungen jenes Prinzip durchbrechen. Ander- 
seits hat, wer auch nur diese drei Voraussetzungen in sich 
vereinigt, bereits als Aktivbürger zu gelten; der Besitz des 
Stimmrechtes quoad exercitium ist dazu nicht von nöten, m. 
a. W., das Aktivbürgerrecht ist identisch nur mit dem formalen 
Stimmrecht, nicht mit der materiellen Stimmberechtigung. Es 
mag zwar befremden, dass Aktivbürger nicht erst sein soll, 
wer sein Stimmrecht auch tatsächlich ausüben darf, sonderu 
schon derjenige, der nur die Eigenschaft besitzt, dass ihm die 
Erfüllung einiger Förmlichkeiten den Zutritt zur Urne eröffnet, 
dem aber bis dahin jede Aktivität versagt ist. Man ziehe 
indessen die Konsequenzen einer andern Anschauung! Die 
Bundesverfassung von 1848 machte die Stimmberechtigung von 
der Niederlassung abhängig. Wenn also zum Aktivbürgerrecht 
die Stimmberechtigung gehörte, dann wäre der blosse Aufent- 
halter nicht Aktivbürger gewesen, durch eine strafgerichtliche 
Verurteilung hätte er logischerweise nicht des Aktivbürger- 
rechtes verlustig erklärt werden können. Es hätte ihm, wenn 
der heutige Art. 45 der B.-Verf. mit seiner Bestimmung über 
Verweigerung und Entzug der Niederlassung bei fehlendem 
Aktivbürgerrecht damals schon in Geltung gewesen wäre, eine 
spätere Niederlassung ohne die Eröffnung eines — den kanto- 
nalen Strafgesetzen überdies unbekannten — Nachverfahrens 
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weder verweigert noch entzogen werden können ; sogar stimm-^ 
berechtigt wäre der Betreffende geworden. Oder, wenn er 
nicht vor dem Strafrichter gestanden hätte, so wäre er doch 
nicht in die Bundesversammlung wählbar gewesen, er hätte 
nach dem Buchstaben der damaligen Gesetze die Advokatur 
nicht ausüben, nicht Vormund werden können, weil hiefür 
stets der Besitz des Aktivbürgerrechtes gefordert wurde, üebri- 
gens ist die hier vertretene Ansicht von den obersten Behör- 
den dadurch sanktioniert worden, dass sie einen langen Streit 
darüber führten, ob die Zulassung zur Ausübung des Stimm- 
rechtes von einem Nachweis des Aktivbürgerrechtes abhängig 
gemacht werden könne. Wie wäre dieser Streit möglich ge- 
wesen, wenn das Aktivbürgerrecht erst in der Ausübung des> 
Stimmrechtes läge? 

Wenn im vorigen Absatz eingangs erklärt wurde, die 
Erwerbung der Stimmfähigkeit oder des Aktivbürgerrechtea 
hange von nur drei Bedingungen ab, so war doch weiterhin 
schon die Rede von der Möglichkeit eines Entzuges dieses 
Aktivbürgerrechtes. Hievon wird später ein besonderer Ab- 
schnitt handeln, doch ist auch an dieser Stelle noch einiges 
darüber zu sagen. Der Staat behält sich vor, Personen, in 
denen zwar die drei Voraussetzungen der Stimmfähigkeit zu- 
sammentreffen, aus gewissen Gründen („Ausschlussgründen") 
doch nicht als stimmfähig anzuerkennen, resp. denselben die 
Stimmfähigkeit wieder zu entziehen. Abgesehen davon, dass 
sich diese Ausschlussgründe selber als negative Bedingungen 
bezeichnen Hessen, statuieren die ihnen entgegengesetzten Be- 
griffe eigentliche Bedingungen und sind als solche nicht der 
Vollständigkeit halber, aber zur Erläuterung des Folgenden 
zu erwähnen. Da nämlich ein Aktivbürgerrecht nur besteht, 
wenn diese Ausschlussgründe fehlen, so ist eine wenig präzise 
Ueberlegung dazu gelangt, im Aktivbürgerrecht selber das 
Korrelat dieser Ausschlussgründe zu sehen, während sich 
genau genommen als Wechselbegriff der Nicht-Entzug des 
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Aktivbürgerrechtes wegen Bevormundung, wegen strafgericht- 
licher Verurteilung, Konkurses etc. ergäbe^). Sobald aber das 
Aktivbürgerrecht selbst fälschlicherweise als Korrelat der 
Ausschlussgründe aufgefasst wurde, musste in ihm eine vierte 
Stimmfähigkeitsbedingung erblickt werden, während es tat- 
sächlich mit dem Stimmrecht identisch ist. Als eine solche 
Stimmfähigkeitsbedingung wird es denn auch nicht selten auf- 
gestellt. Hätte man sich einfach an das Korrelat jedes Aus- 
Schlussgrundes gehalten, so würde dieses unzweifelhaft eine 
• Bedingung dargestellt haben, aber niemandem wäre eingefallen, 
es als solche wirklich zu behandeln, weil die nähere Unter- 
suchung selbstverständlich dem Ausschlussgrund und nicht 
dessen Umkehrung ge))ührt. Darnach wird auch hier im 
weitern vom Nicht-Entzug des Aktivbürgerrechtes infolge straf- 
gerichtlicher Verurteilung etc. als einer Stimmfähigkeitsbedingung 
so w^enig mehr die Rede sein, wie später bei der Enumeration 
der Ausschlussgründe von der Nicht-Staatsangehörigkeit oder 
der fehlenden politischen Volljährigkeit. Vor allem aber fällt 

\ nach dem Gesagten das Aktivbürgerrecht als eine vierte Stimm- 

■ fähigkeitsbedingung ohne weiteres dahin. 

I 4. Für die Erwerbung des Stimmrechts quoad exercitium 

I liessen sich weitere als die unter 2 genannten Erfordernisse 

aufstellen, ohne dass hiedurch das Prinzip des allgemeinen 
Stimmrechts beeinträchtigt würde, so könnte z. B. ein Ausweis 
über den Besitz des Aktivbürgerrechtes verlangt werden. — 

Alle diese Bedingungen der Stimmfähigkeit und der Stimm- 
berechtigung im einzelnen zu betrachten, ist nun zunächst die 
Aufgabe. 



^) Diese angenaue Denkweise ist auch auf den Sprachgebrauch nicht 
ohne Einfluss geblieben. Der Ausdruck „Aktivbürgerrecht" wird in der 
Regel zur Feststellung der Abwesenheit von Ausschlussgründen verwendet, 
bezeichnenderweise abwechselnd mit demjenigen der „bürgerlichen Rechte 
und Ehren'' ; das Recht zu „mehren und zu mindern" dagegen regelmässig 
als Stimmrecht, obschon Aktivbürgerrecht und Stimmrecht, wie gesagt, 
das gleiche bedeutet. Man vergl. z. B. B.-Verf. Art. 74, Abs. 1. 
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B. Bedingungen der Stimmfähigkeit 
I. Staatsangehörigkeit. 

a) Btindesrecht „Stimmberechtigt ist jeder Schweizer'', 
aber auch nur dieser ^). Bezüglich des Stimmrechtes in Bundes- 
angelegenheiten ist der Satz zwingend, die Kantone dürfen ihn 
nicht aufheben. Ein Staat, der Ausländern Anteil an seiner 
Gewalt einräumte, würde seine Unabhängigkeit preisgeben. 
A^ielleicht vermag sich noch da eine Ausnahme praktisch zu 
rechtfertigen, wo das Stimmrecht mehr oder weniger seinen 
politischen Charakter verliert. Das ist jedoch nie im Staat, 
höchstens in der Gemeinde der Fall. Besser aber wird auch 
dort der Grundsatz hochgehalten, dass ein Ausländer, der des 
Stimmrechtes teilhaftig werden will, sich eben um Aufnahme 
in den Staatsverband bewerben soll. 

„Schweizer" ist jeder Kantonsbürger. (B.-V. Art. 43, Abs. 1.) 
Die Kantone werden durch das Bundesrecht nur insow^eit 
verpflichtet, als sie die Angehörigen ,ihrer Mitkantone nicht als 
Landesfremde behandeln dürfen ; es ist ihnen aber mcht ver- 
boten, bez. des Stimmrechts in ihren eigenen Angelegenheiten 
auf die Bedingung des Schweizerbürgerrechtes zu verzichten, 
d. h. auch Ausländer desselben teilhaftig zu machen. 

b) Kantonales Recht. Die Kantone haben es indessen vor- 
gezogen, von der erwähnten Freiheit keinen Gebrauch zu 
machen ; Baselland und Schwyz schliessen die Ausländer sogar 
ausdrücklich vom Stimmrecht aus. Neuenburg, das in Stimm- 
rechtssachen den liberalsten Standpunkt einzunehmen pflegt, 
macht die einzige Ausnahme von der Regel. Es verleiht den- 
jenigen Ausländern, die seit fünf Jahren ununterbrochen in der 
Gemeinde wohnen, das Stimmrecht in Gemeindeaugelegenheiten. 
Die thurgauische Verfassung behält der Gesetzgebung vor, zu 
bestimmen, inwiefern „niedergelassene Ausländer an der Bera- 



») Salis 1, Nr. 784. 
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tung von politischen und Gemeindeangelegenheiten Anteil nehmen 
können'^. Das Wahlgesetz vom 3. April 1870 brachte dann in 
der Tat den seit einem Jahr niedergelassenen Ausländern das 
Stimmrecht „in Angelegenheiten, welche die Gemeindeökonomie 
betreffen". Das heute in Kraft stehende Wahlgesetz hat die 
Begünstigung zurückgezogen. Die Botschaft des Regierungs- 
rates vom 13. Aug. 1904, die dieses Gesetz an das Volk be- 
gleitete, erklärt, dass jener Grundsatz in der Ausübung zu 
Anständen geführt habe und dass nicht abzusehen sei, weshalb 
den Ausländern ein Recht eingeräumt werden solle, das den 
Schweizern im Auslande nirgends zukomme. — Die zweite der 
erwähnten Tatsachen ist wohl auch dem thurgauischen Gesetz- 
geber anno 1870 nicht verborgen gewesen. 

Gareis und Zorn fordern, dass die Bedingung des Staats- 
bürgerrechtes für das Stimmrecht in kirchlichen Angelegen- 
heiten fallen gelassen werde: „So selbstverständlich die Ei- 
genschaft als Schweizer hinsichtlich des politischen Stimm- 
rechts notwendig ist, so selbstverständlich sollte das Gegenteil 
hinsichtlich des kirchlichen Stimmrechts sein" ^). An und für 
sich ist der Schluss gewiss ebenso konsequent als naheliegend, 
dass für das Stimmrecht in Kirchensachen die Staatsangehörig- 
keit ersetzt wird durch die Zugehörigkeit zur Kirche. Da 
indessen in allen Kantonen, auch in den katholischen, Landes- 
kirchen bestehen, die als Staatsanstalten von staatlichen, nicht 
von kirchlichen oder dogmatischen Prinzipien beherrscht werden, 
ist es begründet, dass die Ausländer vom kirchlichen Stimm- 
recht ausgeschlossen bleiben. 

Nur die Kantone Appenzell A.-Rh. und Neuenburg weichen 
billigerweise von diesem Satze ab. Die Verfassung des Aargau 
giebt wohl dem Gesetzgeber den Auftrag, festzusetzen, in wie 
weit auch Ausländer in kirchlichen Angelegenheiten stimm- 
berechtigt sein sollen ; die Erfüllung aber steht aus. In Schaff- 



') Staat und Kirche in der Schweiz, S. 423 ; vergl. auch S. 334. 
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hausen sind stimmberechtigt „die niedergelassenen, volljährigen, 
männlichen Angehörigen des Kirchsprengeis"; demnach scheinen 
die Fremden nicht ausgeschlossen zu sein. In Zürich wurde 
bei Beratung der heutigen Verfassung wenigstens ein dies- 
bezüglicher Antrag gestellt, der aber die nötige Zustimmung 
nicht fand^). 

2. Volljährigkeit. 

Es versteht sich von selbst, dass die Erwerbung der 
Stimmfähigkeit an ein gewisses Alter gebunden werden muss, 
das gestattet, beim Bürger ein Urteil über öffentliche Ange- 
legenheiten vorauszusetzen. Dieses Alter bezeichnet man als 
die politische Volljährigkeit, im Gegensatz zur privatrecht- 
lichen Volljährigkeit, die den Eintritt der vollen Handlungs- 
fähigkeit auf dem Gebiet des Privatrechts bestimmt. Die poli- 
tische Volljährigkeit setzt auch bloss den Eintritt der Stimm- 
fähigkeit fest, nicht zugleich den des passiven Wahlrechts, der 
Wählbarkeit. 

Die Bestimmung des Zeitpunktes aber trägt natürlich stets 
den Zug der Willkür an sich; einem Studenten z. B. kann das 
Gesetz die Einsicht noch bestreiten, die es vielleicht einem 
wenig altern Analphabeten zuerkennt. Liberale Staaten werden 
die Zahl ziemlich tief ansetzen, konservativere dagegen sie 
möglichst hoch zu schrauben suchen, um dadurch dem unge- 
stümen Fortschritt der Jugend die Spitze abzubrechen. So 
erlangt im Deutschen Reich der Bürger das Wahlrecht erst 
mit dem 25. Lebensjahr. 

Die politische Volljährigkeit tritt für alle Bürger gleich- 
zeitig ein; Vorschriften wie solche, die zur Zeit der Mediation 
und Restauration Verheirateten und Witwern 5, 10 Jahre früher 
als Unverheirateten, Beamten aber mit der LTebernahme des 
Amtes schon Stimmrecht gewährten, wären heute unzulässig. 



') Vergl. Sträuli, Verfassung des eidg. Standes Zürich, S. 71. 
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a) Bimdesrecht Im Bund wird der Schweizerbürger stimm- 
fähig mit der Vollendung des zwanzigsten Altersjahres. Im 
selben Zeitpunkt erlangt er auch die volle privatreehtliche 
Handlungsfähigkeit (Art. 1 des B.-G. betr. die persönliche 
Handlungsfähigkeit, vom 22. Juni 1881). Diese Uebereinstim- 
mung des Eintrittes der politischen mit dem der privatrecht- 
lichen Volljährigkeit muss prinzipiell gefordert werden, denn 
es liegt ein Widerspruch darin, einen Bürger zwar für die 
Ausübung staatlicher Geschäfte, noch nicht dagegen für die 
Besorgung der gewiss minder wichtigen eigenen als reif an- 
zusehen ^). 

Der vom Bundesrecht so festgesetzte Zeitpunkt gilt nicht 
etwa bloss als maximale Grenze, die von den Kantonen all- 
fäUig herabgesetzt werden könnte; die Vorschrift hat vielmehr 
zwingenden Charakter. 

Dagegen erhebt sich die Frage, ob der Bund berechtigt 
sei, die politische Volljährigkeit auch für das kantonale Stimm- 
recht zu fixieren. Der Bundesrat bejahte sie in den beiden 
Entwürfen zu Bundesgesetzen über die politische Stimmberech- 
tigung der Schweizerbürger vom 24. Dez. 1874 (Art. 1 in Ver- 
bindung mit Art 2, Abs. \^ und vom 2. Juni 1882 (Art. \0^). 
Dagegen wird in der Literatur^) die Kompetenz des Bundes 
bestritten, wie mir scheint zu Unrecht. Die Bundesverfassung 
schreibt den Kantonen in Art. 6 die Bestellung der Legis- 
lative durch das Volk und das obligatorische Verfassungs- 



*) Der abweichende Standpunkt einiger Kantone erklärt sich daraus, 
dass früher das Stimmrecht durch die Wehrpflicht bedingt wurde. Der 
Beginn der Wehrpflicht aber war im Interesse einer grossen Mannschafts- 
zahl möglichst früh angesetzt (wie er auch heute noch vor der politischen 
Volljährigkeit eintritt). 

2) Salis 1, Bd. II, S. 480. Botschaft des Bundesrates zum betr. Gesetz 
B. B. 1874 III, S. 37. 

3) Salis 1, II, S. 488. 

*) Vergl. Kunz, Aktivbürgerrecht, S. 70, Note 4, und zustimmend: 
Burckhardt, Kommentar zu Art. (>(>, S. 671. 
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referendum vor, d. h. sie gewährt den Bürgern ein allgemeines 
Stimmrecht. Mit einem solchen vertragen sich, wie früher 
gesagt wurde, drei Stimmfähigkeitsbedingungen. Bei zweien 
derselben, der Staatszugehörigkeit und dem männlichen Ge- 
schlecht, handelt es sich um bestimmte Eigenschaften ; die poli- 
tische Volljährigkeit dagegen ist kein festes Merkmal, sie wird 
je nach der Auffassung, die ein Staat vom allgemeinen Stimm- 
recht hat, verschieden angesetzt. Wenn nun der Bund den 
Kantonen die Gewährung eines solchen allgemeinen Stimmrechts 
vorschreibt, so ist doch sicher auch seine Auffassung mass- 
gebend für das, was unter einem solchen zu verstehen ist 
woraus dann folgt, dass er den Eintritt der politischen Voll- 
jährigkeit festzusetzen hat. 

Immerhin sollte er die Forderung nicht deklarativ auf- 
stellen, wie im ersten der cit. Gesetzesentwürfe, sondern nur 
als obere Schranke, wie im zweiten Entwurf. In den beiden 
andern Stimmfähigkeitsbedingungen hat er für die Kantone 
ja ebenfalls nur ein Maximum aufgestellt. 

Anstatt also dem Bund das Recht zur Festsetzung einer 
obern Grenze für die politische Volljährigkeit zu bestreiten^ 
könnte man sich schliesslich eher fragen, ob nicht etwa ohne 
ausdrückliche Gesetzesbestimmung auch heute schon die ganz 
bestimmte Anschauung, welche die Verfassung bezüglich der 
politischen Volljährigkeit der Schweizerbürger äussert, für die 
Kantone eine Schranke enthalte, denn zwei verschiedene Auffas- 
sungen kann der Bund doch nicht haben! 

h) Kantonales Recht Die Kantone setzen, auch ohne vom 
Bund dazu gezwungen zu sein, in ihrer grossen Mehrheit 
ebenfalls das zurückgelegte zwanzigste Jahr für den Beginn 
der Stimmfähigkeit in ihren und der Gemeinden Angelegen- 
heiten fest. Genf verlangte bis 1874 ein Alter von 21 Jahren. 

Ausnahmen bestehen noch in Zug, w^o das 19., in Nid- 
walden und Schwyz, wo das 18. Altersjahr massgebend ist. Vor 
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1880 waren in Graubünden sogar die 17jährigen Bürger schon 
stimmfähig. 

Eine politische Jahrgebung findet nicht statt. 

3. Männliches Geschlecht. 

Noch herrscht die Anschauung vor, dass der Forderung 
des allgemeinen Stimmrechts bereits dann genügt sei, wenn 
allen männlichen Staatsangehörigen das Recht der Teilnahme 
an Wahlen und Abstimmungen zugestanden werde, nicht aber 
auch den Frauen, Indes haben vorsichtige Staaten in Amerika 
schon im vorletzten Jahrhundert das männliche Geschlecht 
ausdrücklich als Stimmfähigkeitsbedingung aufgestellt^). Den 
europäischen Staaten erschien das lange Zeit überflüssig; ihre 
Verfassungen sprachen nur von Bürgern, und je nachdem 
waren darunter auch die Bürgerinnen verstanden oder nicht. 
Diese Ungenauigkeit suchten sich später die Frauen mancher- 
orts zu nutze zu machen ; sie versteiften sich auf den Wortlaut 
der Gesetze, um für ihr Geschlecht ebenfalls Anteil an den 
politischen Rechten zu verlangen. In einer Reihe von Prozessen 
verfochten sie ihre Sache, doch von vornherein ohne Aussicht 
auf Erfolg. Allerdings konnten die sie abweisenden Urteile sich 
nicht durch elegante Schärfe auszeichnen. Den Richtern blieb das 
eine zu erwidern, dass selbstverständlich der Sinn der 
betr. Bestimmungen die Frauen vom Stimmrecht ausschliesse ^). 

a) Bundesrecht, „Selbstverständlich" besitzen die Frauen 
im Bund keine politischen Rechte. Zwar beginnt der Art. 43, 



*) Vergl. Fisk, Stimmrecht und Einzelstaat in den Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika, S. 215/216. Wenn ein solcher Staat heute das Stimm- 
recht auf Frauen ausdehnen will, hat er den Männern einfach den Vor- 
schlag auf Streichung des Wortes „male" in der Verfassung zu unter- 
breiten; so z. B. Nebraska am 7. Nov. 1882. 

^) Meist taten sie es mit Humor; nur der Revising barrister von 
Leeds ward zornig und verurteilte eine Antragstellerin zu einer Geldstrafe 
wegen „Erhebens einer frivolen Forderung". Ostrogorski, Die Frau im 
öffentlichen Recht, S. 47. 
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B.-Verf. mit dem auf beide Geschlechter bezüglichen Satz: 
„Jeder Kantonsbürger ist Schweizerbürger", und fährt dann 
weiter: „Als solcher (!) kann er bei allen eidgenössischen 
Wahlen und Abstimmungen Anteil nehmen'^. Wenn also irgendwo 
durch grammatische Gesetzesauslegung für die Frauen etwas zu 
erreichen gewesen wäre, hätte dies hier der Fall sein müssen ; 
allein der Sinn und Geist der Vorschrift steht eben dawider. Es 
war Frau Dr. iuris Kempin. die umsonst versuchte, unsern 
obersten Gerichtshof vom Gegenteil zu überzeugen^). 

Der Ausschluss der Frauen vom Stimmrecht verstösst 
auch nicht gegen den Grundsatz der Rechtsgleichheit in Art. 
4 der B.-Verf. Jener Artikel statuiert keine absolute Gleich- 
heit; er ist historisch zu interpretieren. Verboten werden soll 
die Berücksichtigung von Unterschieden zwischen den einzelnen 
Klassen, nicht aber diejenige natürlicher Merkmale, wie Alter 
und Geschlecht, die alle Stände gemein haben. 

b) Kantonales Recht Wenn die Kantone den männlichen 
Schweizerbürgern das Stimmrecht in ihren und den kommunalen 
Angelegenheiten gewähren, so ist der Bundesvorschrift genügt. 
Dagegen bleibt es ihnen nicht verwehrt, auch Frauen zur Urne 
oder Gemeindeversammlung zuzulassen. 

Tatsächlich schliessen sie, wie der Bund, das weibliche 
Geschlecht stillschweigend aus ; Baselstadt und in Kirchensachen 
auch Schaffhausen erklären sogar ausdrücklich nur Männer 
als stimmfähig. 

Indirekt auf die Bedingung des männlichen Geschlechts 
scheint einzig Freiburg für die Stimmfähigkeit in den Gemeinden 
zu verzichten. Es bestimmt, dass jede Privat- oder juristische 
Person, die in der Gemeinde steuerpflichtig und im Kanton 
wohnhaft ist, sich an den Gemeindeversammlungen durch 



*) Allerdings wollte sie nicht speziell das Stimmrecht erlangen, son- 
dern nur den Besitz des Aktivbürgerrechtes nachweisen, den sie in Zürich 
damals noch zur Parteivertretung vor Gericht nötig gehabt hätte. Vergl. 
Bundesgerichtliche Entscheidungen 1887, Bd. XIII, S. 1. 
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ihren gesetzlichen Repräsentanten oder einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen kann. Ganz denselben Inhalt hat auch § 22 
des bernischen Gemeindegesetzes. Die „Weibspersonen eigenen 
Rechtes" werden dort neben den Korporationen sogar besonders 
genannt, und Hilty^) berichtet, dass sie sich in der Gemeinde 
Bern gewöhnlich durch Angehörige, mitunter aber auch durch 
Studenten und Milchträger hätten vertreten lassen. Diesem 
Zustand hat jedoch der bernische Regierungsrat durch sein 
Kreisschreiben vom 11. Februar 1887 ein jähes Ende bereitet. 
Er fand, dass die Vorschrift des Gemeindegesetzes mit der 
Bundesverfassung in Widerspruch stehe; Art. 43 derselben 
betrachte den Besitz der politischen Rechte überhaupt als die 
allgemeine Voraussetzung der Stimmberechtiguug in Gemeinde- 
angelegenheiten. Durch die Einräumung des Stimmrechtes an 
die der politischen Rechte ermangelnden Bürger werde diesen 
ein Vorrecht gegeben, das sowohl mit Art. 43, als mit Art. 4 
der B.-Verf. unverträglich sei^). 

Diese Auslegung von Art. 43 ist nicht richtig. Der Ar- 
tikel fordert von den Kantonen nur, dass sie wenigstens den 
Männern das Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten gewähren; 
bezüglich der Frauen steht ihnen dieses frei^). Hingegen 
konnte allerdings eine Verletzung von Art. 4 darin erblickt 



*) „Frauenstimmrecht" im Politischen Jahrbuch der Schweiz, 1897, 
Seite 256. 

') Gemeint ist wohl ein Vorrecht der steuerzahlenden Korporationen 
vor den nicht steuerzahlenden, der steuerzahlenden, voll handlungsfähigen 
Frauen vor den keine Steuern ' zahlenden verheirateten ; denn, dass das 
Frauenstimmrecht etwa gegen den Grundsatz der Rechtsgleichheit Verstösse, 
hat der Regierungsrat von Bern doch kaum behaupten wollen.- 

^) So SchoUenberger, Staatsrecht, S. 216 ; Burckhardt, Kommentar zu 
Art. 66, S. 671. Anderer Ansicht scheint Hilty zu sein; im cit. Aufsatz, 
S. 295, meint er, eine kommende Generation könnte ohne grosse Bedenken 
folgenden Satz in die B.-V. aufnehmen : „Es steht den Kantonen frei, in 
ihren Verfassungen dem weiblichen Geschlecht das Stimmrecht in kanto- 
nalen und Gemeindeangelegenheiteii . . . einzuräumen", eben den Satz, 
den die Verfassung m. E. schon enthält, nur nicht ausdrücklich. 
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werden, dass nur steuerzahlende Korporationen und Frauen 
das Stimmrecht erlangten und nicht alle. In dieser Bestimmung 
lag ein Census versteckt, der sicher nicht zulässig war, den 
aber auch heute noch jene anderwärts vorkommenden Gesetzes- 
vorschriften enthalten, die den auswärts wohnenden, aber in 
der Gemeinde Steuern entrichtenden Biürgern das Stimmrecht 
in Gemeindeangelegenheiten gewähren. 

Im weitern liegen bloss vereinzelte Anläufe vor, die Be- 
dingung des männlichen Geschlechts für die Stimmfähigkeit 
aufzuheben. So begehrte in Zürich anlässlich der Verfassungs- 
revision 1868/69 eine Eingabe an den Verfassungsrat rundweg 
das Stimmrecht und die Wählbarkeit für das weibliche Ge- 
schlecht gleich wie für Männer, eine andere, bescheidenere, 
forderte die Zulassung der Frauen an den Kirch- und Schul- 
gemeindeversammlungen ^). Im Tessin, dessen Talschaften und 
Gemeinden oft in frühern Jahrhunderten den Frauen durch 
Statut die Besorgung des Gemeindehaushaltes übertrugen wäh- 
rend der Monate, da die Männer ausgewandert waren, stellten 
Abgeordnete bei der Verfassungsrevision im Jahr 1882 ebenfalls 
den Antrag, Tessinerinnen und Schweizerbürgerinnen in der 
Ausübung der politischen Rechte den Bürgern gleich zu stellen ; 
nur wählbar sollten sie nicht sein^). Auch 1900 wieder wurde 
dem Grossen Rat dieses Kantons eine Motion eingereicht, die 
Bestellung einer Kommission wünschte zur Erwägung der Frage, 
ob nicht den Frauen in kommunalen Angelegenheiten das 
Stimmrecht eingeräumt werden sollte^). In Genf, Waadt und 
Neuenburg geht eine Bewegung hauptsächlich auf Erlangung 



*) Locher, Vom Frauenstimmrecht, insbesondere in kirchlichen An- 
gelegenheiten, S. 27. 

^) „Die Frauenbewegung in der Schweiz". Sechs Vorträge, veran- 
staltet durch die Pestalozzigesellschaft Zürich. Dritter Vortrag : Zürcher, 
Die öffentliche rechtliche Stellung der Frau, S. 35/36. 

^) Helene von Mülinen, Artikel „Frauenbewegung" im Handwörter- 
buch der Schweiz. Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung, Bd. 
II, S. 47. 
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des kirchlichen Frauenstimmrechts, und da sie in, den Frei- 
kirchen dieser Kantone zum Teil bereits erfolgreich war, wird 
auch die Staatskirche über kurz oder lang ihr entgegenkommen 
müssen. Auch in Baselstadt und Zürich^) beschäftigt sich die 
Kirche fortwährend mit dieser wichtigen Frage. , — 

Soviel mag gesagt werden über die Versuche der Umge- 
staltung des geltenden Rechts. Ob sie zu unterstützen oder ab- 
zulehnen sind, das soll nach der Darstellung des positiven 
Rechtes in einer besondern Betrachtung noch kurz erörtert 
werden. 

4. Ausschluss weiterer Bedingungen. 

Weitere Stimmfähigkeitsbedingungen kämen einer Be- 
schränkung des allgemeinen Stimmrechts gleich und wären als 
Zurücksetzung gewisser Klassen der Bevölkerung vor Art. 4 
B.-Verf. unstatthaft. 

Ausgeschlossen ist also jede Art Census; der Bürger hat 
sich weder über den Besitz eines bestimmten Vermögens, noch 
denjenigen einer gewissen Bildung auszuweisen. Analphabeten 
sind stimmfähig. 

Nicht zulässig sind ferner Bedingungen religiösen Charak- 
ters, wie sie früher vorkamen, z. B. noch 1858 in der Verfas- 
sung von Appenzell A.-Rh., die in Art. 1 erklärte: „Die Lands- 
gemeinde besteht aus allen Landsleuten, die den Religions- 
unterricht erhalten haben"; ebenso 1867 in der Verfassung von 
Obwalden, die in den Artikeln 33 und 69 die Angehörigen 
einer andern als der katholischen Konfession von der Stimm- 
fähigkeit in Schulangelegenheiten ausschloss^). 



*) Zwar wurden am 4. März 1902 diesbezügliche Anträge vom Kan- 
tonsrat noch mit grosser Mehrheit abgelehnt. 

^) Diese Bestimmung war damals von der Bundesversammlung nicht 
genehmigt worden unter der richtigen Begründung, dass sie eine unzu- 
lässige Ungleichheit enthalte (Bundesbeschluss vom 18. Dez. 1867, 9/225), 
während diejenige Appenzells erst vor Art. 49 der Bundesverfassung von 
1874 dahinfiel. 
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Gegen die Kirche gerichtete Bedingungen haben gleich- 
falls ihre Gültigkeit verloren, so speziell die Forderung des 
weltlichen Standes, welche die Verfassung Freiburgs noch 
aufstellt. Man hat dies als ausdrücklich konstatiert anzusehen 
durch eine bundesgerichtliche Entscheidung, die den Ausschluss 
der Geistlichen vom Stimmrecht als bundesverfassungswidrig 
aufhob. Mit diesem Urteil aber wird sich der Abschnitt über 
den Verlust des Stimmrechts noch zu beschäftigen haben. 

C. Bedingungen der Stimmberechtigung. 
I. Politisches Domizil. 

Literatur : Bertheau, „Die bundesrechtliche Praxis betr. die Nieder- 
lassungsfreiheit, die Gewerbefreiheit und die politische Stimmberechtigung", 
Zürcher Diss. 1895. Bloch, „Das Niederlassungsrecht der Schweizer", in 
der Zeitschr. für Schweiz. Recht, Bd. XXIII, S. 497 ff. Burckhardt, 
Kommentar zu Art. 43 B.-Verf. 

a) Bundesrecht hez, der eidgenössischen Wahlen und Abstim- 
mungen. Der Schweizerbürger j,kann bei allen eidgenössischen 
Wahlen und Abstimmungen an seinem Wohnsitz Anteil nehmen'^ 
(B.-V., Art. 43, Abs. 2). Ein Wohnsitz in der Schweiz ist also 
Bedingung für die Ausübung des Stimmrechtes^). Daraus er- 
giebt sich, dass die im Ausland Tvohnenden stimmfähigen Schwei- 
zer^) und ferner die im Inland ohne eigentlichen Wohnsitz 
lebenden Bürger (Vaganten) nicht stimmberechtigt sind. 

Was nun unter einem „Wohnsitz" zu verstehen sei, das 
war lange Zeit die meist erörterte von allen Stimmrechts- 
fragen. Eine Definition des Begriffes findet sich nirgends. Das 



*) Der Ausdruck . . . der Schweizerbürger „Hann" . . . ändert hieran 
nichts. Er hat lediglich den Sinn, dass der Schweizerbürger nicht mehr, 
wie es früher oft geschehen, am Wohnorte ausgeschlossen werden dürfe, 
nicht aber die Meinung, dass er nach seiner Wahl am Heimatorte oder 
am Wohnorte stimmen könne (Bundesrat, bei Salis 1, Nr. 395, S. 29). 

2) Vergl. Salis 1, Nr. 809, 834, S. 637; Salis 2, Nr. 1129, ill. Im 
letzten der cit. Fälle hat der Bundesrat mit grosser Strenge, aber prinzi- 
piell richtig, die Stimmberechtigung der im französischen Teil der Gemeinde 
St. Gingolph wohnenden Schweizerbürger in St. Gingolph-Suisse verneint. 
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Wahlgesetz in Art. 3 umschreibt bloss : ^Das Stimmrecht 
wird von jedem Schweizerbtirger da ausgeübt, wo er als Orts- 
bürger oder als Niedergelassener oder Aufenthalter wohnt". Der 
Bundesrat, der als Rekursinstanz Streitfälle erledigt, hat kein 
festes Prinzip für seine Entscheidungen gewinnen können, und 
die Literatur über die Materie trug im allgemeinen wohl eher 
zur Verwirrung als zur Klärung der Lage bei. Und doch sind 
die charakteristischen Merkmale nicht schwer zu entdecken ; 
es braucht bloss die unglückliche Herbeiziehung des privat- 
rechtlichen Domizils als eines Mittels der Interpretation auf- 
gegeben zu werden ^). Neben dem Begriff des zivilrechtlichen 
Wohnsitzes existiert eben ganz selbständig derjenige eines 
öffentlich-rechtlichen Wohnsitzes und zwar in dreifacher Weise : 
1. als Steuerdomizil, für das schon der tatsächliche Aufenthalt 
genügt, 2. als polizeiliches Domizil, das durch eine Nieder- 
lassungs- oder Aufenthaltsbewilligung erworben wird, und 3. 
als politisches Domizil. Diese Arten bestehen wieder unab- 
hängig von einander ; um die Kennzeichen der letztgenannten 
zu finden, bedarf es des Rückgriffes auf die andern beiden nicht. 
Wenn der Bund nun die Stimmberechtigung an eine poli- 
tische Wohnsitznahme knüpft, so geschieht dies nicht, weil er 
irgend einen Wert darauf legt, den'Bürger mit einer Gemeinde 
seines Gebietes in festerer Verbindung zu sehen; die Vorschrift 
ist einzig und allein im Interesse geordneter Verhältnisse auf- 
gestellt. Die Bundesverfassung verbietet die Ausübung des 
Stimmrechtes an zwei Orten, daher soll 1. jeder da, wo er 
stimmberechtigt zu werden wünscht, der Behörde seine An- 
wesenheit mitteilen, damit sie ihn in die Register eintrage. 
Diese Mitteilung ist enthalten in der Einholung einer Aufenthalts- 



*) In Deutschland, wo für die Stimmberechtigung bei Reichstags- 
wahlen Wohnsitz ebenfalls gefordert wird, haben sich viel weniger Zweifels- 
fälle ergeben. Die Theorie hat aber auch von Anfang an jede Bezugnahme 
auf den Wohnsitz des bürgerlichen Rechtes abgelehnt. Vergl. Seydel, 
a. a. O., S. 367. Laban d» a. a. 0., S. 287, Note 7. Arndt, Das Staats- 
recht des Deutschen Reiches, S. 118. 



- 24 - 

bewilligung ^). — Bürger, die in ihrer Heimatgemeinde wohnen, 
nehmen hier selbstverständlich eine Ausnahmestellung ein. 
Anderseits soll aber ein Stimmfähiger auch nicht im Land 
umherfahren und sich jeweilen dort ins Stimmregister eintragen 
lassen, wo er gerade seiner Partei nützen zu können glaubt. 
Das wird vermieden, w^enn man ihn 2. zwingt, nicht bloss eine 
Aufenthaltsbewilligung zu nehmen, sondern dieselbe auch tat- 
sächlich zu benützen. Eine bestimmte Dauer darf hiefür aller- 
dings nicht vorgeschrieben werden^). 

Aufenthaltsbewilligung und effektiver Wohnsitz, 
das sind somit die beiden Requisite des politischen Domizils^). 
Erfüllt sie jemand seiner politischen Ueberzeugung zu lieb, 
vielleicht auch aus recht verwerflichen Motiven, so giebt es 
schlechterdings kein Mittel mehr, ihn von der Urne fernzuhalten. 

Der Bundesrat hat zu verschiedenen Malen ebenfalls den 
Begriff des politischen Domizils zu definieren versucht. So sagt 
er z. B'^): „Der Wohnsitz ist aus tatsächlichen Momenten zu 
erkennen. Darunter gehört wohl auch eine bestimmte Dauer 
des Aufenthaltes in einer Gemeinde." Er anerkennt also das 
Vorhandensein w^eiterer Merkmale, nennt sie aber nicht. Eine 
Dauer des Aufenthalts aber, wie er meint, kann nicht verlangt 
w^erden, sonst hätte die Verfassung oder Gesetzgebung eine 
Karenzzeit vorsehen müssen. An anderer Stelle^) wiederholt 
' er seine Definition und fügt ihr bei : „Aber es ist sehr wohl 
möglich, dass einer an einem Orte seinen Wohnsitz nimmt und 
deshalb zur Teilnahme an einer eidgenössischen Wahl zuge- 
lassen werden muss, ohne dass er längere Zeit am betr. Orte 
verweilt hat. Es kommt auf die Realität des Wohnsit^zes an, 
d. h. darauf, ob nach der wirklichen Intention des Bürgers. 



») Vergl. Salis 1, Nr. 811, II, 812. 

2) Sali8 1, Nr. 786, 786 a. Berlheau, S. 227. 

^) Schoüenberger, Kommentar, S. 428. 

*) Salis 1, Nr. 810. 

s) Salis 1, Nr. 811. 
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und den faktischen Verhältnissen auf reelle Wohnsitznahme 
geschlossen^ werden kann." Kurz gesagt bedeutet das eben 
^tatsächliche Wohnsitznahme" ohne Bestimmung einer Dauer. 
Hier fehlt in der Begriffsbestimmung das weitere Merkmal, die 
Aüfenthaltsbewilligung; da aber der Bundesrat sie anderweitig 
als solches erwähnt, so anerkennt auch er schliesslich die 
gegebene Abgrenzung des politischen Domizils. 

Aus derselben folgt nun: Die blosse Erklärung, da und 
da sein politisches Domizil zu nehmen, genügt nicht, so z. B. 
kann ein stimmfähiger Schweizer im Ausland, der etwa in 
einer schweizerischen Gemeinde Steuern bezahlt, in jener nicht 
ein fiktives Domizil begründen^). Anderseits genügt auch die 
faktische Wohnsitznahme ohne Aufenthaltsbewilligung nicht ^). 

Vom ersten dieser Sätze besteht jedoch eine Ausnahme 
für die Mitglieder des Bundesrates, den eidgenössischen Kanzler^) 
und die Mitglieder des Bundesgerichts*). Diese haben anstatt 
des materiellen, politischen Domizils ein legales in demjenigen 
Kanton, in welchem sie verbürgert sind, bezw., wenn sie in 
mehreren Kantonen das Bürgerrecht besitzen, in demjenigen, 
wo sie zur Zeit der Wahl ihren Wohnsitz hatten. Durch diese 
Exterritorialität soll den betr. Funktionären die Unabhängigkeit 
von der Staatsgewalt des Kantons gewahrt werden, in dem sie 
ihren Amtssitz haben. 

h) Bundesrecht bez, der kantonalen und Iwmmimälen Wahlen, 
Ahstimnmngen, Die Kantone haben von jeher die Tendenz 
gezeigt, ihnen nicht angehörige Schweizerbürger möglichst von 



') Salis 1, Nr. 807, S. 554; 809, 812, 813. 

^) SchoUenberger, Freizügigkeit, S. 30. 

^) B.-G. über die politischen und polizeilichen Garantien zu Gunsten 
der Eidgenossenschaft. Vom 23. Dez. 1851. A. S. 3/33. Art. 5. Bundes- 
beschluss über die Organisation und den Geschäftsgang des Bundesrates, 
Vom 21. Aug. 1878. A. S. III/480. Art. 2. 

'*) B.-G. über die Organisation der Bundesrechtspflege. Vom 22. März 
1893 (A. S. XIII, 455). Art 15. (Dehnt die in Note 3 cit. Bestimmungen 
auf die Mitglieder des Bundesgerichtes aus.) 
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der Anteilnahme an der Staatsgewalt fernzuhalten; aber fast 
mehr noch fürchten die Gemeinden, dass das bewegliche und 
stets fortschrittlich gesinnte Element der Niedergelassenen und 
Aufentha;lter ihren mehr oder minder ehrwürdigen Institutionen,, 
speziell den Finanzen, Gefahr bringen könnte. Auf diese Ab- 
neigung musst« der Bund notgedrungen Rücksicht nehmen, als 
er die Kantone dazu anhielt, den Schweizerbürgern in kanto- 
nalen und Gemeindeangelegenheiten das Stimmrecht zu ge- 
währen. Er tat dies dadurch, dass er den Kantonen gestattete, 
die Erwerbung des politischen Domizils an etwas strengere 
Bedingungen zu knüpfen, als er selber aufstellt. So durften 
sie unter der Bundesverfassung von 1848 für die Stimmberech- 
tigung in* kantonalen Angelegenheiten — das Stimmrecht in 
Gemeindeangelegenheiten wagte der Bund dam.als für die 
Schweizerbürger überhaupt noch nicht zu fordern — anstatt 
der Aufenthaltsbewilligung eine Niederlassungsbewilligung und 
an Stelle des tatsächlichen Aufenthalts tatsächliche Nieder- 
lassung bis zu zwei Jahren verlangen. Während dieser Zeit^ 
das war der Gedanke, dem sicher nicht jede Berechtigung ab- 
zusprechen ist, sollte sich der Bürger erst in die Verhältnisse 
des Niederlassungskantons und der Niederlassungsgemeinde ein- 
leben, bevor er dieselben mitregieren half. Die Wartefrist^ 
die Karenzzeit, aber erschien später zu hoch, und der Bund 
versuchte deshalb anlässlich der Revision seiner Verfassung 
im Jahr 1866 dieselbe fallen zu lassen. Der kühne Verstoss 
ward abgewiesen. 1872 und 1874 ging der Bundesgesetzgeber 
weniger radikal vor und erlaubte den Kantonen, rechtsförmliche 
Niederlassung und eine Karenzfrist von höchstens drei Monaten 
als Bedingung zu stellen und zwar jetzt für die Stimmberech- 
tigung in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten (B.-V. 
Art. 43, Abs. 5). Den blossen Aufenthaltern aber Stimm- 
berechtigung zu gewähren, wurden sie immer noch nicht ver- 
pflichtet. Doch sollte dies nur vorläufig gelten; der Bund 
behielt sicH in Art. 47 der Verfassung vor, in einem Gesetz 
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die politischen Rechte auch jener Klasse von Bürgern zu be- 
stimmen. Die Gesetzes vorlagen aber, die 1874 und 1877 vor 
die Volksabstimmung kamen, sind beide verworfen worden. 
Das erste Gesetz hätte den Aufenthaltern die Stimmberech- 
tigung nach drei Monaten im Kanton und nach sechsen in der 
Gemeinde gebracht^), das zweite an beiden Orten erst uach^ 
einem Jahr-). 

Was nun den Unterschied zwischen Niedergelassenen und 
Aufenthaltern anbetrifft, so soll seine Feststellung ebenfalls 
durch das in Art. 47 B.-V. vorgesehene Bundesgesetz erfolgen. 
In der ersten der erwähnten Vorlagen zu einem solchen ward. 
die Lösung dieser Frage indessen einem besonderen Gesetz 
über die zivilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen und 
Aufenthalter überwiesen^). Erst die zweite nahm sie selber 
vor und bestimmte, dass der Schweizerbürger, der ausser seiner 
Heimatgemeinde festen Wohnsitz nehmen will, nach freier Wahl 
um eine Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilligung nachsuchea 
muss. Nur wenn er in der betr. Gemeinde Grundeigentum be- 
sitzen, einen Beruf auf eigene Rechnung oder in fester An- 
stellung betreiben, wenn er ein öffentliches Amt daselbst aus-^ 
üben, überhaupt einen eigenen Haushalt führen, oder nach 
zurückgelegtem 20. Altersjahr länger als ein Jahr am gleichen 
Orte wohnen würde — dann musste er um eine Niederlassungs- 
bewilligung einkommen. Eine Ausnahme von dieser Bestim- 
mung war nur vorgesehen für Studierende, Dienstboten und 
mit dem Meister in gleicher Haushaltung lebende Gesellen und 
Arbeiter. Den Kantonen aber wäre freigestellt geblieben, den 
Unterschied zwischen Niedergelassenen und Aufenthaltern ganz, 
fallen zu lassen. Da indessen, wie schon bemerkt, dieses Ge- 
setz in der Volksabstimmung verworfen wurde, hat die Ab- 
grenzung der Kategorie der Niedergelassenen von derjenigen. 



>) Die Vorlage ist abgedruckt bei Salis 1, Nr. 767, S. 480 ff. 
2) Die Vorlage ist abgedruckt bei Salis 1, Nr. 767, S. 483 ff. 
•) Vergl. Schollenberger, Kommentar zu Art. 47. 
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der Aufenthalter heute noch durch das kantonale Recht zu 
erfolgen. 

Wenn aber weiterhin auch ganz in das Belieben der 
Kantone gestellt wird, ob sie die Stimmberechtigung erst bei 
Niederlassung oder schon bei blossem Aufenthalt gewähren 
wollen, so geschieht dies in Missachtung eines kleinen Wider- 
spruchs zwischen den Art. 47 und 43, Abs. 4 der Verfassung. 
Art. 47 spricht von „nähern" Vorschriften, die bez. der 'poli- 
tischen Rechte der Aufenthalter aufgestellt werden sollen; das 
setzt voraus, dass in irgend welchem Masse solche Rechte be- 
reits bestehen und zwar in Kanton und Gemeinde, denn für 
diejenigen im Bund bedarf es keiner nähern Vorschriften mehr ^). 
Demnach wäre es den Kantonen nach Art. 47 nicht erlaubt, 
•die Niederlassung absolut als Bedingung aufzustellen, wohl aber 
nach Art. 43, Abs. 4. Anfänglich machte der Bundesrat die Kan- 
tone auf die Bedeutung von Art. 47 aufmerksam ^), da er aber 
mit der Berufung auf dieselbe allein es nicht hindern konnte, 
wenn einige Kantone trotzdem in allen Fällen Niederlassung 
verlangten, so gab er diesen Standpunkt auf und forderte, 
gestützt auf Art. 4, dass wenigstens für Kantonsbürger Aufent- 
halt genügen müsse ^). Dessenungeachtet hat später die Bundes- 
versammlung die St. gallische Verfassung genehmigt, die den 
kantonalen Aufenthaltern keine Stimmberechtigung gewährt. 

Zum bundesrätlichen Standpunkt ist nun folgendes zu 
bemerken : 

Entweder es gilt der zweifelhafte Wortlaut von Art. 47 ; 
dann darf das Stimmrecht in kantonalen und Gemeindeange- 
l^genheiten nur an solche Bedingungen geknüpft werden, denen 
auch der schweizerische Aufenthalter genügen kann. (Der 
kantonale Aufenthalter besässe dann — gleichwie nach Art. 43, 
Abs. 4 der kantonale Niedergelassene bez. des Stimmrechtes 



1) V«rgL B.-Bl. 1874, III, S. 36. 

2) Salis 1, Nr. 891. 

3) Salis 1, Nr. 396, S. 32; vergl. auch Nr. 788. 
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in den Gemeinden — nur einen indirekten Anspruch, insofern 
er nicht schlechter gestellt werden dürfte als der Schweizer- 
bürger.) Dadurch aber wäre ausgeschlossen, dass ein Kanton 
nur den kantonalen, nicht auch den eidgenössischen Aufent- 
haltern das Stimmrecht in kantonalen und Gemeindeangelegen- 
heiten gewährte ^) und ferner, dass ein Kanton für das Stimm- 
recht der schweizerischen Aufenthalter in den Gemeinden eine 
längere Karenzzeit ansetzte, als für dasjenige der kantonalen 
Aufenthalter. Das letztere müsste vor Art. 4, der angerufen 
werden kann, sobald man ein durch die Bundesverfassung 
festgelegtes Stimmrecht der Aufenthalter in Kanton und Oe- 
meinde annimmt, als unzulässig erscheinen, denn den Gemeinde- 
verhältnissen steht der kantonale Aufenthalter anfänglich ebenso 
fremd gegenüber wie der schweizerische, während sich eine 
verschiedene Behandlung beider bez. des kantonalen Stimm- 
rechts wohl begründen liesse. — 

Oder es gilt, — was heute mit Recht allgemein ange- 
nommen wird — der unzweifelhafte Wortlaut von Art. 43, 
Abs. 4, der den Aufenthaltern kein Stimmrecht in Kanton und 
Gemeinde zuspricht. Dann ist aber nicht erfindlich, wie so 
der Ausschluss der kantonalen Aufenthalter gegen die Rechts- 
gleichheit Verstössen soll. Art. 43, Abs. 4, sagt doch eben, 
zwischen einem Bürger mit Niederlassung und einem Bürger 
ohne solche bestehe ein so grosser Unterschied, dass sich eine 
Ausnahme von der durch Art. 4 geforderten Gleichbehandlung 
rechtfertige, dass es sich rechtfertige, dem Niedergelassenen 
die Stimmberechtigung zu gewähren, dem Aufenthalter da- 
gegen nicht. 

Wo also Aufenthalter in kantonalen und Gemeindeange- 
legenheiten ein Stimmrecht geniessen, da verdanken sie dasselbe 



*) Unter dieser Voraussetzung würde der Satz des Bundesrates bei 
Salis 1, Nr. 395, zutreffen, „dass alle Aufenthalter, gleichviel ob sie im 
Heimatkantou wohnen oder ob sie Bürger eines andern Kantons sind, , 
gleich gehalten werden müssen." 
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«dem freien Willen des betr. Kantons. Deshalb auch kann 
:sich der schweizerische Aufenthalter, wenn ihm das Gemeinde- 
:stimmreeht erst nach einer längeren Karenzzeit eingeräumt 
wird als dem kantonalen Aufenthalter, oder wenn überhaupt 
mur der kantonale Aufenthalter die Stimmberechtigung erlangt, 
micht etwa wegen Verletzung der Rechtsgleichheit Einsprache 
erheben, denn der massgebende Artikel 43, Abs. 4 gestattet 
ja eine noch grössere Abweichung von Art. 4 dadurch, dass 
•er die Kantone überhaupt nicht verpflichtet, blossen Aufenthal- 
>tern ein Stimmrecht in kantonalen und Gemeindeangelegenheiten 
-ZU gewähren. 

Fraglich ist, ob die Kantone gezwungen sind, die Annahme 
»eines politischen Domizils als Bedingung der kantonÄlen und 
.kommunalen Stimmberechtigung aufzustellen, m. a. W. ob die 
Vorschrift des Bundes für die Kantone nur ein Recht, nicht 
eine Pflicht statuiere. Der Wortlaut von Art. 43, Abs. 4, 
scheint einer Auslegung im erstgenannten Sinne günstig. Es 
wird bestimmt, dass der Schweizerbürger an seinem Wohnsitz 
-stimmberechtigt sei; es fehlt aber das kleine Wort „nur", um 
•der Vorschrift ^iusdrücklich zwingenden Charakter zu verleihen. 
J'erner werden die Kantons- und Gemeindebürger von derselben 
überhaupt nicht getroffen. Daraus hat Affolter ^) den Schluss 
gezogen, dass die B.-Verf. ein politisches Domizil als Bedingung 
der kantonalen und kommunalen Stimmberechtigung nicht obli- 
gatorisch vorschreibe. Bloch ^) scheint derselben Meinung zu 
.sein, fügt aber vorsichtigerweise bei, die Praxis habe das 
.Erfordernis des Wohnsitzes auch für die Kantone verbindlich 
gemacht. Dagegen ist zu sagen: Für die kantonsfremden Schweizer- 
bürger hat der Bundesrat die betr. Vorschrift bereits in deci- 
sivem nicht fakultativem Sinne interpretiert^). Eine Freiheit, 
wie sie für die Kantone von den genannten Autoren begehrt 



*) Grundzüge des Schweiz. Staatsrechts, S. 108, Note 1. 

2) a. a. O., S. 408. 

3) Salis 1, Nr. 395, S. 30. 
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wird, mtisste auch den Zweck der auf die eidgenössische 
Stimmberechtigung bezüglichen bundesrechtlichen Vorschrift 
vereiteln. Um Ordnung und Kontrolle zu haben, knüpfte der 
Bund die Stimmberechtigung an ein politisches Domizil; wie 
aber ist er sicher, dass ein Bürger ohne Wohnsitz, der für die 
kantonale und die StimmberechtiguDg in einer Gemeinde in 
das Register eingetragen wird, dann nicht auch bei eid- 
genössischen Wahlen und Abstimmungen zur Urne zugelassen 
wird in Kantonen, die, wie z. B. Wallis, nur ein einziges 
Stimmregister führen? Wie will er verhindern, dass solche 
Bürger nicht zugleich an zwei und mehr Orten Stimmrecht 
ausüben? 

Schliesslich ist noch zu untersuchen, ob die bis dahin 
erörterten Vorschriften des Bundesrechtes sich auch auf die 
Stimmberechtigung in Kirchensachen erstrecken. Die Frage 
ist strittig. Sie wurde 1874 von der Bundesversammlung bejaht 
anlässlich der Genehmigung der glarnerischen Verfassung, die 
für die Stimmberechtigung an der Kirchgemeinde ein Jahr 
Niederlassung forderte^). Dieser Standpunkt erschiene richtig, 
wenn unter den „kantonalen und Gemeindeangelegenheiten'* 
des Art. 43, Abs. 5, alle andern ausser den rein bürgerlichen 
Angelegenheiten zu verstehen wären. Das ist indessen kaum 
der Fall; der ganze Art. 43 handelt, mit Ausnahme gerade 
desjenigen Satzes, der sich auf die rein bürgerlichen Ange- 
legenheiten bezieht, nur vom politischen Stimmrecht, so dass 
für die Regelung des Stimmrechtes in Kirchensachen die kan- 
tonale Gesetzgebung freie Hand behält^). 

c) Kantonales Recht hez. der kantonalen und konimmialen 
Waiden und Abstimmungen, 
a. Das politische Domizil als Bedingung der 
kantonalen und kommunalen Stimmberechtigung. 



») Salis 1, Bd. I, S. 16B. 

^) Diese Ansicht vertreten auch Gareis und Zorn, a. a. 0., S. 334 u. 
626, ebenso SchoUenberger, Grundriss 11, S. 207, u. Kommentar, S. 340/41. 
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Die Frage, wo das politische Domizil eines Bürgers für die 
Stimmberechtigimg in kantonalen und kommunalen Angelegen- 
heiten liege, sollte eigentlich gar nicht erhoben werden können. 
Nach Abs. 3 von Art. 43 B.-Verf. dürfen politische Rechte 
nur in einem Kanton und, wie sich aus der Forderung eines 
politischen Domizils ergiebt, auch nur in einer Gemeinde aus- 
geübt werden^). Daraus folgt, dass der politische Wohnsitz 
für die kantonale und kommunale Stimmberechtigung prinzipiell 
der gleiche sein muss, wie für die eidgenössische, nur darf die 
Begründung desselben von einer grössern Intensität und von 
einer gewissen Dauer der Verbindung mit der betr. Gemeinde 
abhängig gemacht werden. Die grössere Intensität der Ver- 
bindung besteht darin, dass, wie schon S. 26 zu bemerken 
war, anstatt des blossen Aufenthaltes förmliche Niederlassung 
gefordert werden kann, und was die weitere Forderung einer 
bestimmten Dauer dieser Niederlassung anbetrifft, so wird von 
ihr ein besonderer Abschnitt handeln. Vorläufig galt es nur 
die Regel zu gewinnen, dass das politische Domizil eines Bür- 
gers für die kantonale und kommunale Stimmberechtigung 
stets demjenigen für die eidgenössische folgt, und dass alle 
Ausnahmen hievon der Bundesverfassung widersprechen. 

ß. Niederlassung und Aufenthalt. Es war schon 
früher darauf hinzuweisen, dass bis zum Erlass eines Bundes- 
gesetzes die so wichtige Unterscheidung zwischen Nieder- 
gelassenen und Aufenthaltern durch das kantonale Recht zu 
treffen ist. Die Lösung dieser nicht gerade leichten Aufgabe 
wird nun aber vom kantonalen Gesetzgeber oft dadurch um- 
gangen, dass er erklärt: „Als Aufenthalter gilt ein Bürger, so 
lange seine Stimmberecbtigung unvollkommen ist", und unvoll- 
kommen bleibt die Stimmberechtigung dann nach Bundesrecht, 
so lange als ihr Träger zur Klasse der Aufenthalter gehört 
(z. B. Zürich, Gemeindegesetz § 40, Abs. 3). Auch da, wo eine 
wirkliche Umschreibung der Begriffe erfolgt, geschieht sie nicht 



») Salis 1, Nr. 834, III, 1. 



immer nach den gleichen Merkmalen. Als niedergelassen gilt 
meistens, wer eine eigene Haushaltung führt, im Aargau und 
in Appenzell I.-Rh. wer einen Beruf oder ein Gewerbe auf 
eigene Rechnung betreibt, in beiden Basel, in Genf und im 
Thurgau diejenigen, die eine feste Anstellung, Grund und Boden 
in der Wohngemeinde besitzen oder daselbst eine gewisse Zeit 
hindurch gewohnt haben. Andere Personen, sofern sie nicht 
blosse Durchreisende sind, werden als Aufenthalter behandelt. 
Baselstadt, Freiburg und Genf stellen von vornherein die Wahl 
frei, ob einer Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung nehmen 
will, so wie es auch die Gesetzesvorlage des Bundes von 1877 
vorgesehen hatte. Luzern unterscheidet JNiedergelassene und 
Aufenthalter nur unter den Angehörigen anderer Kantone, 
während es die eigenen Bürger stets als Niedergelassene be- 
trachtet. Damit vertritt Luzern auch formell die Stellung, 
welche die meisten andern Kantone tatsächlich einnehmen. 
In Glarus und Zürich gelten die Aufenthalter nach drei Monaten 
als niedergelassen, während Neuenburg überhaupt den Unter- 
schied fallen liess und einfach „domicile" gewahrt^). 

Söhne, die mit ihren niedergelassenen Eltern in gemein- 
samer Haushaltung leben, werden, nachdem sie majorenn ge- 
worden sind, weiter als niedergelassen behandelt^). 

Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass der Schweizer- 
bürger anstatt des einfachen Aufenthaltes jederzeit Nieder- 
lassung nehmen kann. Art. 45 B.-Verf., der das Verhältnis 
regelt, statuiert ausdrücklich sogar nur ein Recht zu dieser, 
und das Recht auf Aufenthalt gilt als das mindere stillschwei- 
gend darin inbegriffen. In diesem Recht auf Niederlassung 
liegt zugleich das Korrektiv einer allfällig unbilligen Behand- 
lung der Aufenthalter seitens der Kantone. Wenn ein Auf- 
enthalter sich in seiner Stimmberechtigung verkürzt fühlt, so 



') Vergl. Schollenb erger, Die Schweiz. Freiheit srechte, S. 12/13. 
») B.-Bl. 1876 II, S. 269, 1878 II, S. 501. Schollenberger, Freizügig- 
keit, S. 35. 
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braucht er sich bloss formgerecht niederzulassen, um alsbald nur 
noch solchen Bedingungen zu unterliegen, die der Bund auf 
ein gerechtes Mass herabgesetzt hat. 

y, Karenzzeit. Es steht den Kantonen frei, nicht nur 
die effektive Niederlassung, sondern auch eine gewisse Dauer 
derselben — im Maximum drei Monate — als Bedingung der 
kantonalen und kommunalen Stimmberechtigung anzusetzen. 
Diese Zeit, während welcher der Bürger somit der Stimmberech- 
tigung ermangelt, wird als Karenzzeit bezeichnet. 

Den Aufenthaltern, denen eine Stimmberechtigung zu ge- 
währen sie überhaupt nicht verpflichtet sind, können die Kan- 
tone auch nur eine solche Karenz, und zwar von beliebiger 
Dauer auferlegen. Das bringt allerdings mit sich, dass sie 
die Differenz zwischen Niederlassung und Aufenthalt vielfach 
anders bewerten wie der Bund. Wenn ihnen dieser erlaubt, 
auf alle Fälle Niederlassung zu fordern, so setzt er demnach 
auch den längsten Aufenthalt noch nicht der Niederlassung 
gleich, und ein Kanton, der den Aufenthaltern die Stimm- 
berechtigung nach einer gewissen Frist einräumt, sollte daher, 
wenn er nicht einen ganz andern Masstab anwenden will als 
der Bund, bez. der Niedergelassenen dann auf eine Karenz des 
Stimmrechtes verzichten. Weil aber die Rechnungs weise des 
Blindes den tatsächlichen Verhältnissen widerspricht, tun die 
Kantone ganz recht, wenn sie die Gleichung abweichend for- 
mulieren, z. B. sechs Monate Aufenthalt drei Monaten Nieder- 
lassung gegenüber stellen. 

Wie es sich nun mit der Karenz in jedem einzelnen Kanton 
verhält, das zeigt besser als eine Darstellung hier im Text 
die beigefügte Tabelle. 
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Karenz des 
Stimmrechtes in 


Für KaBtonsbur^er 


F&r Schweizerblirger 1 


Kant. 1) 
Angtltg. 


OemeiBde- 
Angeleg. 


Kantonale 
Angeleg. 


Gemeinde- 
Angeleg. 


Aargau 





" ] 


^. 3 M. 
L 6 M. 


3 M. 
12 M. 


Appenzell A.-Rh. 





] 


^. 
i. 6 M. 



6 M. 


Appenzell I.-ßh. 





] 


iT. 





Baselland 





]^ 
3 M. I 


^. 
i. 3 M. 



3 M. 


Baselstadt 





I 
3 M. ^ 


l 3 M. 


3 M. 


Bern 





" ] 


J. 3 M. 
L 6 M. ' 


3 M. 
12 M. 


Freiburg 





SM. ^ 


J. 3 M. 


3 M. 


Genf 





3M.») ] 


T. 3 M. 
L. 3 M. 


3 M.^) 
3 M. 


Glarus 





] 


r 3 M. 
i. 3 M. 


3 M. 
3 M. 


Graubünden 





] 


L 
i. 






Luzem 


3 M. 


8M. ] 


f. 3 M. 


3 M. 


Neuenburg 





3 

■, 


) 
) 3 M. 



3 M. 


St. Gallen 


14 Tg. 


>4Tg. ] 


L 14 Tg. 
L. 3 M. 


14 Tg. 


Schaffhausen 





» l 


r. 

L. 





Schwyz 





» ;; 


r. 3 M. 

.. 12 M. 


3 M. 
12 M. 



Abkürzungen: = keine Karenzzeit. N. = Niedergelassene. A. = Auf- 
enthalter. 

') Als solche gelten auch diejenigen grösserer politischer Verbände 
des Kantons : der Bezirke, Kreise. 
*) Grundbesitzer nicht. 

') Kantonsbürger und im Kanton geborene Schweizerbürger. 
*) Ausserhalb des Kantons geborene Schweizerbürger. 
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Karenz des 
Stimmrechtes In 


Für KantOBBbiirger 


Für Schweizerbfirger 1 


Kantonale 
ÄngeUg. 


Clemeinde- 
An^eleg. 


Kantonale 
Angeleg. 


Qemeinde- 
Ängeleg. 


Solothurn 








N. 
A. 



3 M. 



12 M. 


Tessin 


8 M. 


3 M. 


N. 


3 M. 


3 M. 


Thurgau 






12 M. 


N. 
A. 







12 M. 


Unter Waiden n. d. W. 








N. 
A 


3 M. 


3 M. 


XJnterwalden o. d. W. 








N. 
A. 


3 M. 


3 M. 


Uri 








N. 

A 


3 M. 


3 M. 


Waadt 


3 M. 


3 M. 


N. 

A. 


3 M. 
3 M. 


3 M. 
3 M. 


Wallis 


3 M. 


3 M. 


N. 
A 


3 M. 


3 M. 


Zug 


3 M. 


3 M. 


N. 
A. 


3 M. 


3 M. 


Zürich 





0" 


N. 
A. 


3 M. 
3 M. 


3 M. 
3 M, 



Zu dieser Tabelle ist folgendes zu bemerken : 1 . Die Angehöri- 
gen eines Halbkantons gelten im andern Halbkanton als Kantons- 
fremde; nur zwischen Ob- und Nidwaiden besteht ein noch 
rechtskräftiger Vertrag von 1740 und eine Erklärung von 1788, 
wonach die sog. „alten Landleute", d. h. die Nachkommen 
eines Geschlechtes, das vor dem Jahr 1563 in einem der beiden 
Landesteile angesessen war, in beiden Orten wie Kantonsbürger 
behandelt werden sollen^). 2. Unbestimmt drückt sich die 
Verfassung Luzerns aus, wenn sie „gesetzlich regulierten Wohn- 
sitz", ebenso diejenige Tessins, wenn sie „domicilio" fordert. 
Die Bezeichnung „Wohnsitz", „domicilio", umfasst als Ober- 
begriff beides, Aufenthalt und Niederlassung. Bei wörtlicher 
Auslegung der betr. Verfassungsbestimmungen wäre daher in 



^) Vergl. Ryf f el, Die schweizerischen Landsgemeinden, S. 274. Dazu 
für Obwalden : Beschluss des Kantonsrates vom 22. Febr. 1899. O. S. 1/85. 
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den Kantonen Luzern und Tessin eine verschiedene Behandlung 
der Niedergelassenen und Aufenthalter nicht zulässig. Es leidet 
indessen kaum einen Zweifel, dass die Absicht der betr. Gesetz- 
geber dahin ging, Niederlassung, nicht blossen Aufenthalt zu 
verlangen. Für Tessin ergiebt sich dies aus dem italienischen 
Text des B.-Verf.-Art. 47, der „domicilio" (nicht „stabilimento") 
und „dimora" einander gegenüberstellt^), während der fran- 
zösische entsprechend dem deutschen die Ausdrücke „etablisse- 
ment" und „sejour" verwendet, eben weil er sich der Bezeich- 
nung „domicile" zur Umfassung beider bedient. Luzern wird 
den in Betracht fallenden Abs. 2 von Art. 27 seiner Verfassung 
einfach durch Abs. 5 desselben Artikels zu interpretieren haben, 
der das politische Stimmrecht allen Kantonsbürgern und den 
im Kanton gesetzlich „niedergelassenen" Schweizerbürgern ver- 
leiht^). 3. Neuenburg unterscheidet nicht zwischen Nieder- 
gelassenen und Aufenthaltern, sondern zwischen Kantonsbürgern 
und im Kanton geborenen Schweizerbürgern einerseits, und 
ausserhalb des Kantons geborenen Schweizerbürgern anderseits. 
4. In Zürich besteht ein Widerspruch zwischen dem Verfassungs- 
artikel 17 und dem Gemeindegesetz, § 40, Abs. 2. Der erstere 
stellt die niedergelassenen Schweizerbürger in der Ausübung aller 
politischen Rechte den Kantonsbürgern gleich ; der letztere auf- 
erlegt ihnen eine Karenzzeit, den Kantonsbürgern dagegen nicht.^) 
In Geltung besteht die Vorschrift des Gemeindegesetzes. 

*) Vergl. auch Art. 1 des Gesetzes tlber die Ausübung der politischen 
Rechte, vom 15. Juli 1880: „II domicilio 6 lo stabilimento". 

*) Vergl. Salis 1, Nr. 834 a, wo der Bundesrat für den Begriff des 
Wohnsitzes im Sinn der luz. Verfassung die gemeinrechtlichen Merkmale 
aufstellt, was nicht richtig ist. Die bundesrätliche Entscheidung des 
Streitfalles war im übrigen zutreffend. 

') Sträuli im Kommentar zu Art. 17 der zürch. Verfassung meint, 
der Widerspruch werde gehoben durch die Tatsache, dass der Verfassungsrat 
den von der Kommission festgestellten Wortlaut (die im Kanton „wohnen- 
den" Schweizerbürger sollten darnach den Kantonsbürgern gleichstehen, 
also auch die Aufenthalter) zu Gunsten der heutigen Formulierung ab- 
lehnte und dadurch die Aufenthalter ausschloss. Vergl. aber auch Schollen- 
berger, Grundriss I, S. 48 u. 50, und Stüssi, Gemeindegesetz (zu § 40). 
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Soviel war speziell als Erläuterung zu den Daten der 
Tabelle auszuführen; die gesetzliche Regulierung der Karenz- 
zeit veranlasst aber noch die folgenden weitern Bemerkungen : 

Der Bund fordert durch Art. 43 der Verfassung nur für 
die schweizerischen Niedergelassenen politische Rechte in Kanton 
und Gemeinde, nicht auch für die kantonalen. Von diesen 
letztern setzt er voraus, dass sie solche Rechte bereits besitzen, 
da er auch für die Schweizerbürger nicht bestimmte politische 
Rechte verlangt, sondern nur die, welche die Kantons- und 
Gemeindebürger geniessen. Ferner erhalten die schweizerischen 
Niedergelassenen diesen Anspruch, wie schon oft bemerkt, nach 
einer Karenzzeit von drei Monaten ; der Bund vermutet also, dass 
der Kanton den eigenen Angehörigen keine schwereren Beding- 
ungen stelle. Die Konsequenz hieraus ist die : die Kantone sind 
durch nichts gehindert, auch den kantonalen Niedergelassenen 
die dreimonatliche Karenzzeit aufzuerlegen, selbst da nicht, w^o, 
wie dies bez. des Stimmrechts in kantonalen Angelegenheiten der 
Fall ist, die ratio, um deren willen der Bund eine Karenzzeit 
für die Sehweizerbürger zulässt, für die Kantonsbürger wegfällt. 

Dieses Ergebnis ist nun aber sehr w^enig befriedigend, 
und der Bundesrat — allerdings ohne die Grundlagen seiner 
diesbezüglichen Kompetenzen zu nennen — verfügte denn auch 
dem Kanton Tessin gegenüber, dass, wenn bei einem Wechsel 
des Domizils im Kanton das Stimmrecht am neuen Nieder- 
lassungsort erst nach Ablauf von drei Monaten erworben wird, 
der Bürger unterdessen nicht lediglich dieses Wechsels wegen 
seines Stimmrechts beraubt sein dürfe, sondern dieses w^ährend 
der betr. Zeit noch am alten Domizil ausüben könne ^). Nach 
dieser Entscheidung wird sich auch Wallis zu richten haben, 
das überhaupt ganz offen erklärt: „Die Urversammlung besteht 
aus den durch die Bundesgesetzgebung zum Stimmen 
berechtigten Wallisern und Schweizern" (!). 



') Salis 1, Bd. II, S. 633. 
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Die andern Kantone, die von ihren Bürgern für die kan- 
tonale Stiramberechtigung eine Karenzzeit fordern, Luzern^), 
St. Gallen, Waadt und Zug stellten von selber in ihren Gesetzen 
fest, dass während der Wartefrist die Ausübung des Stimm- 
rechts am frühern Wohnort erlaubt sei. 

Gegen die bundesrätliche Entscheidung aber und die ent- 
sprechenden kantonalen Vorschriften ist einzuwenden, dass sie 
ein Scheindomizil gestatten, ein politisches Domizil, dem beide 
Elemente eines solchen fehlen, die Niederlassungs- oder Auf- 
enthaltsbewilligung sowohl als die tatsächliche Wohnsitznahme. 
Ein derartiges Domizil widerspricht der Bundesverfassung^). 

Eine Reihe von Kantonen, Aargau, Baselland, Bern, Glarus, 
St. Gallen, Solothurn, bestimmen, dass die Karenzzeit vom 
Datum der erhaltenen Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilli- 
gung an zu laufen beginne. Demgegenüber hat der Bundesrat 
festgestellt, dass es nicht in die Hand der Behörden, vielleicht 
sogar in diejenige eines untern Angestellten derselben gelegt 
werden könne, ob ein Bürger seine Stimmberechtigung recht- 
zeitig erlangen soll oder durch Verzögerung der Ausfertigung 
der Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilligung erst nachdem 
gewisse Wahlen bereits erledigt wurden ^). Ebensowenig kann 
etwa der Tag der Einschreibung in die Stimmregister ent- 
scheiden *). Massgebend ist vielmehr derjenige der Anmeldung 
zur Niederlassung oder zum Aufenthalt, d. h. der Tag der De- 
position oder Vorweisung der Schriften, wie Tessin und Zürich 
korrekt bestimmen. 

Selbstverständlich darf die Karenzzeit nicht unterbrochen 
werden, doch liegt eine Unterbrechung nicht etwa schon bei 
vorübergehender Abwesenheit vor, z. B. in Ferien, wenn ein 
Rückbezug der Ausweispapiere nicht erfolgt^). 



») Vergl. Salis 2, Nr. 1150. 

») Vergl. Bloch, a. a. 0., S. 410. 

3) Salis 1, Nr. 793 a. 

*) Salis 1, Nr. 793. 

») Salis 2, Nr. 1158, 3. 
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Unrichtig dagegen ist in der citierten Entscheidung (Salis 
1, No. 793 a) der weitere Schluss des Bundesrates, wonach 
dann, wenn in einer erteilten Niederlassungsbewilligung die 
formelle Anerkennung liegt, dass ihr Träger schon seit einem 
frühern Zeitpunkt in der Gemeinde domiliziert sei, zweifellos© 
dieser frühere Zeitpunkt entscheide. Anderseits geht Bertheau ^) 
wohl zu weit, wenn er von der bundesrätlichen Verfügung 
findet, sie Verstösse ohne Zweifel (!) gegen Art. 43, Abs 5. Zwar 
kann der Bund die Kantone nicht zwingen, einem Bürger, die 
Dauer eines tatsächlichen Wohnsitzes vor der rechtsförmlichen 
Domizilnahme in die Karenzzeit einzurechnen, jedoch könnten die 
Kantone gewiss von sich aus eine diesbezügliche Bestimmung 
treffen. Allerdings ist Bertheau beizustimmen, wenn er von einer 
solchen Praxis befürchtete, dass sie Verwirrung hervorriefe. 

Eine weitere Frage ist, ob die Karenz sich wiederhole, 
wenn ein Bürger innerhalb des Kantons seinen Wohnsitz wech- 
selt. (Vergl. hiezu die Ausführungen S. 38/39 bez. der Karenz- 
zeit des Stimmrechtes der Kantonsbürger.) Die Gesetzgebung 
schweigt sich darüber meist aus. Für die Stimmberechtigung 
in Gemeindeangelegenheiten wird es indessen ohne weiteres 
anzunehmen sein, dagegen fehlt ein vernünftiger Grund, um 
die Bestehung der Frist für die kantonale Stimmberechtigung 
stets neu zu fordern. Es ist dies auch ausdrücklich durch die 
bereits citierte Entscheidung des Bundesrates ^) festgestellt 
w^orden, die es für unzulässig erklärte, einen Bürger lediglich 
des Wohnsitzwechsels wegen für eine gewisse Zeit der Aus- 
übung seines Aktivbürgerrechtes zu berauben. 

d. Fiktives politisches Domizil ist nach Bundes- 
recht ausgeschlossen. Trotzdem bestehen Fälle eines solchen 
in mehreren Kantonen und zwar mit Einwilligung des Bundes. 

1. Der erste Fall wurde bereits erwähnt : In denjenigen Kan- 
tonen, die den eigenen Angehörigen für die Erlangung der Stimm- 



') a. a. 0., S. 226. 

^) Salis 1, Nr. 834, S. 633. 
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berech tigung* eine Wartefrist auferlegen, gilt, wo nicht schon 
gesetzliche Bestimmungen dies verfügen, gemäss bundesrätlicher 
Anweisung das politische Domizil eines Bürgers, der den Wohn- 
sitz wechselt, während der Karenz der Stimmberechtigung am 
neuen Wohnort als noch am alten vorhanden. (Vergl. S. 38). 
2. gehört die Bestimmung Obwaldens hieher, welche die 
kantonalen Aufenthalter zur Ausübung der Stimmberechtigung 
überhaupt nach der Niederlassungsgemeinde verweist. Schwyz 
hat diesen Standpunkt den Studenten von Einsiedeln gegenüber 
einzunehmen versucht, wurde aber vom Bundesrat gehalten, 
ihnen am Studienort Stimmrecht zu gewähren, wenn sie die 
für die Aufenthalter vorgeschriebene Karenzzeit erfüllten^). 
Damit ist der Bundesrat von seiner frühern Praxis abgekommen, 
die Studierende und Lehrlinge stets als am Wohnsitz ihrer 
Eltern, periodische Auswanderer ^), Polizeisoldaten u. s. w. da, 



>) Salis 2, Nr. 1158. 

*) In Frage stehen die tessinischen Arbeiter. — Im Deutschen Reich, 
wo die Wahlberechtigung der sog. Sachsengänger denselben Zweifel er- 
regte, entschied der Reichstag, dass diese Leute in ihrer Heimat und am 
Aufenthaltsort wahlberechtigt seien. Arndt, a. a. O., S. 118, behauptet 
von dieser Auffassung, dass sie dem Wahlgesetz, welches gleich unserer 
Bundesverfassung Wohnsitz fordert, zuwiderlaufe. Richtig wäre seiner 
Ansicht nach, die Sachsengänger da wählen zu lassen, wo sie länger zu 
verbleiben und den Mittelpunkt ihrer wirtschaftlichen Existenz, wenn auch 
nicht für immer, so doch nicht bloss für eine von Anfang an begrenzte 
Zeit, zu nehmen beabsichtigen. — Dem gegenüber ist zu sagen: Es ist 
nicht richtig, dass jene Bürger an zwei Orten wahlberechtigt sind, sie 
sind es eben bald irgendwo im preussischen Osten, bald in der Provinz 
Sachsen ; dass dieser Wechsel periodisch stattfindet, tut nichts zur Sache. 
Es Hesse sich zwar einwenden, dass wer zu Beginn einer Legislaturperiode 
an einem Orte gewählt habe, während derselben an einem andern Ort 
nicht wählen dürfe, weil er sonst doppelt repräsentiert sei. Die Anerken- 
nung einer so engen Verbindung zwischen dem Wähler und dem Gewählten 
ist aber praktisch undurchführbar und hätte auch keinen Wert. (Für die 
Schweiz vergl. hiezu Salis 1, Nr. 796.) Die Entscheidung des Reichstages 
war durchaus zuti-effend, und es ist nur zu bedauern, dass in der Schweiz 
die Rücksicht auf die Karenzzeit den Bundesrat hindert, bez. der Stimm- 
berechtigung der tessinischen emigranti periodici eine der deutschen ana- 
loge Verfügung zu treffen. 



— 42 — 

wo sich ihre Familie, ihr häuslicher Herd befinde, für stimm- 
berechtigt erklärte und nicht am Orte ihres Aufenthalts^). 
Jene frühere Praxis aber war rechtswidrig gewesen. Die betr. 
Personen mussten, sobald sie irgendwo eine Aufenthaltsbewilli- 
gung erwirkten, von Amts wegen in die eidgenössischen Stimm- 
register eingetragen werden und verloren hiedurch das poli- 
tische Domizil in der Niederlassungsgemeinde ^). Da nun ein 
und derselbe Bürger nicht an zwei verschiedenen Orten poli- 
tisches Domizil haben kann, so musste, gemäss dem früher 
aufgestellten Satz, die kantonale und kommunale Stimmberech- 
tigung der eidgenössischen nachfolgen, d. h. die betr. Personen- 
kategorien waren unbedingt allen andern Aufenthaltern gleich- 
zustellen. Diese richtige Auffassung ist heute, wie gesagt, im 
Bunde durchgedrungen. 

3. Es gelang einem tessinischen Verfassungsgesetz vom 
16. Juni 1893, die Genehmigung des Bundes zu erhalten, ob- 
gleich es bestimmt, dass die Tessiner im Ausland, die zu einer 
im Haushaltungsregister (registro dei fuochi) einer Gemeinde 
des Kantons eingetragenen Haushaltung gehören, das Stimm- 
recht in dieser Gemeinde ausüben können. Dieses Gesetz 
widerspricht offenkundig der Forderung eines materiellen poli- 
tischen Domizils^); die Genehmigung des Bundes ist auch recht 
lange nicht erfolgt (erst am 25. März 1896!), besser allerdings 
wäre sie ganz unterblieben. 

2. Eintragung ins Stimmregister. 

Endlich hängt die Stimmberechtigung eines Bürgers auch 
noch von der Eintragung ins Stimmregister (franz. registre 



») Salis 1, Nr. 834, S. 638. 

^) Sie waren dort von Amts wegen in den Stimmregistern zu strei- 
chen. Salis 1, Nr. 395, I. 

3) Vergl. B.-Bl. 1895 III, S. 217 ff. 
Bertheau, a. a. 0., S. 217. 
Schollenberge r, Bundesstaatsrecht, S. 217. 
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civique \), ital. catalogo civico) ab, d. i. dem Verzeichnis der 
Stimmberechtigten, das periodisch neu angelegt und vor jeder 
Wahl- oder Abstimraungsverhandlung revidiert wird. Meist 
wird es doppelt und mehrfach geführt, je für eidgenössische,, 
kantonale und kommunale Stimmberechtigte besonders. 

Die Erfüllung dieser Bedingung wird nun aber sehr leicht 
gemacht^). Das eidgenössische Wahlgesetz schreibt in Art. 5 
vor: Jeder in einer Gemeinde wohnende Schweizerbürger ist 
von Amtes wegen in das Stimmregister einzutragen^). Dieser 
Satz gilt auch für die Registerführung der Kantone und Ge- 
meinden *), und zwar sowohl stillschweigend von Bundes wegen, 
als ausdrücklich nach allen kantonalen Gesetzgebungen. 

Unterlässt die Behörde die Eintragung eines stimmfähigen* 
Bürgers in die Register, so kann dieser Beschwerde führen. 
Es sind ihm aber, wenn er sein Verlangen auf den Zeitpunkt 
einer Wahl oder Abstimmung geltend machen will, vom kan- 
tonalen Recht hiezu bestimmte Fristen angesetzt. Sie laufen 
ab: meistens um 6 Uhr, in der Waadt um 8 Uhr, in Genf schon 
um 12 Uhr des Tages vor der Wahl oder Abstimmung. Schwyz 
und Solothurn nehmen auch noch während der Verhandlung 
Eintragungen in die Register vor. Für eidgenössische Wahlen 
und Abstimmungen gestattet das Wahlgesetz, Art. 6, den Kan- 
tonen die Listen der Stimmberechtigte^ schon drei Tage vor 
der Verhandlung zu schliessen ; es steht ihnen jedoch frei, dies- 
erst später zu tun, dagegen nicht früher^). 



') In Genf, wo es zwei Arten Stimmregister giebt, sind gemäss Wahl- 
gesetz, Art. 5, nicht die registres matricules (Stammregister), sondern die 
tableaux ^lectoraux (die aus den Stammregistern gezogenen Verhandlungs- 
register) massgebend. 

^) Dafür, dass die Eintragung in die Stimmregister als Bedingung; 
der Stimmberechtigung gilt, vergl. Salis 1, Nr. 817. 

3) Salis 1^ ]^j.. 799, 801. 2. 

*) Vergl. Schollenberger, Freizügigkeit, S. 32. 

*) Salis 1, Nr. 818, 819. 
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3. Unstatthafte Bedingungen. 

Ailders als für die Stimmfähigkeit sind für die Stimm- 
bereehtigung weitere Bedingungen nicht absolut ausgeschlossen, 
da solche weder gegen das Prinzip des allgemeinen Stimmrechts, 
noch gegen dasjenige der Gleichheit vor dem Gesetz notwendig 
zu Verstössen . brauchen. 

Ausdrücklich aber sind die folgenden Bedingungen aus- 
geschlossen : 

a) Ausweis der Stimmfähigkeit. Es scheint zwar, die Bundes- 
verfassung habe die Bedingung gerade aufstellen wollen, da 
sie die Stimmberechtigung in Bundesangelegenheiten erst ein- 
treten lässt, nachdem der Bürger „sich über seine Stimmberech- 
tigung (recte Stimmfähigkeit) gehörig ausgewiesen hat." (Art. 
43, Abs. 2.) 

Entgegen Art. 43, Abs. 2 der Bundesverfassung verfügt 
Art. 5 des Wahlgesetzes von 1872, dass jeder Bürger ins Re- 
gister einzutragen ist, „insofern nicht der betreffenden Behörde 
die Beweise dafür vorliegen, dass er nach den Gesetzen des 
Kantons vom Aktivbürgerrecht ausgeschlossen sei". Die Vor- 
lage eines Ausweises über das Fehlen von Ausschlussgründen 
darf also hiernach nicht gefordert werden ; die Stimmfähigkeit 
wird präsumiert. Die Verfassung von 1874 nun hebt in der 
Uebergangsbestimmung, Art. 2, alle ihr widersprechenden Vor- 
schriften der Gesetzgebung auf, und es entsteht die Frage, ob 
dadurch auch der citierte Artikel des Wahlgesetzes getroffen 
werde. Die Entscheidung muss verschieden ausfallen, je nach- 
dem angenommnn wird, der von Art. 43 B.-Verf. vorgesehene 
Ausweis beziehe sich nur auf den Nachweis der positiven 
Stimmfähigkeitsbedingungen oder auf die Abwesenheit von 
Ausschlussgründen. Trifft das erstere zu, dann wird die Vor- 
schrift des Wahlgesetzes nicht berührt, im andern Fall aber 
ist sie, weil der Bundesverfassung nicht mehr entsprechend, 
-als aufgehoben zu betrachten. 
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Aus den Verhandlungsprotokollen über die Verfassungs- 
revision anno 1873/74 ergeben sich keine direkten Anhaltspunkte 
zur Lösung der Frage im einen oder andern Sinne, doch lassen 
sich solche anderswie gewinnen. 

Unter der Herrschaft der Verfassung von 1848 konnte 
der Schweizerbürger politische Rechte nur ausüben, wenn er 
in einem Kanton niedergelassen war (Damals Art. 42, heute- 
Art. 43). Ein Stimmfähigkeitsausweis aber wurde nicht speziell 
verlangt. Jedoch war die Niederlassung, durch die das Stimm- 
recht bedingt wurde, an den Besitz eines Heimatscheins und 
eines Zeugnisses sittlicher Aufführung geknüpft. Durch den 
Heimatschein wurden alle positiven Stimmt ähigkeitsbedingungen. 
nachgewiesen, durch das Zeugnis sittlicher Aufführung die 
negativen, d. h. es Hessen sich aus demselben allfällige Aus- 
schlussgründe ersehen. Seit 1874 dagegen darf die Nieder- 
lassung nur noch vom Besitz eines Heimatscheins, nicht auch, 
demjenigen eines Leumundzeugnisses abhängig gemacht werden. 
Das hat zur Folge, dass für die Behörden das Vorliegen von. 
Ausschlussgründen bei an und für sich stimmfähigen Bürgern 
nicht mehr aus den zur Niederlassung oder zum Aufenthalt 
notwendigen Papieren ersichtlich ist. 

Gerade 1874 sind aber auch in Art. 43, Abs. 2, die Worte 
eingefügt worden: „nachdem er sich. über seine Stimmberech- 
tigung gehörig ausgewiesen hat". Dieser Nachsatz in dem Sinn 
aufgefasst, dass der Bürger seine ungeschmälerte Stimmfähigkeit,, 
d. h. die Abwesenheit von Ausschlussgründen nachzuw^eisen 
habe, würde genau dieselbe Bedingung wieder aufstellen, die 
durch die Aufgabe des Sittenzeugnisses als einer Bedingung 
der Niederlassung indirekt als Stimmrechtserfordernis dahin- 
gefallen ist. Eine solche Tatsache entspringt keinem blossen. 
Zufall, sie lässt vielmehr auf die Absicht der Autoren schliessen,. 
den betr. Worten auch die erwähnte Bedeutung zu geben. 

Vertreter einer andern Auö'assung haben sich hauptsächlich 
auf Art. 74. B.-V. und die ihn wiederholenden Gesetzesbestim- 
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mungen und Gesetzesentwtirfe berufen, wo auch nicht gefordert 
werde, dass der Bürger sich durch förmliche Atteste über den 
Besitz des Aktivbürgerrechtes auszuweisen habe. Speziell sei 
auch in Art 6 des Entwurfes von 1874^) anerkannt gewesen, 
dass der Ausweis über die Stimmfähigkeit durch Vorzeigen 
einer Bescheinigung über das Schweizerbürgerrecht und das 
vollendete 20. Altersjahr geleistet werde. 

Dieses Argument taugt aber wenig. Art. 74 besass schon 
in der Verfassung von 1848 als Art. 63 seine heutige Formu- 
lierung; der Ausweis über die Stimmfähigkeit wurde dagegen 
durch den damaligen Art. 42 in Verbindung mit Art. 41 ge- 
fordert. Art 74 (alt 63) regelt überhaupt nur die Stimmf ähig- 
keitsbedingungen; von den Bedingungen der Stimmberech- 
tigung handelt in der Verfassung ausschliesslich Art. 43^) 
(alt 42). Wenn nun 1874 der die Forderung des Stimmrechts- 
ausweises vermittelnde Grundsatz aus Art. 43 gestrichen wurde, 
jene indirekte Folge aber weiter beibehalten werden sollte, 
so war es ebenso naheliegend als richtig, sie nun ausdrücklich 
in Art. 43 zu statuieren. Nur diese eine Bedingung der Stimm- 
berechtigung von den andern getrennt zu den Stimmfähigkeits- 
bedingungen nach Art. 74 zu versetzen, dafür lag wahrlich 
kein Grund vor. 

Weiter ist eingewandt worden, die freiheitliche Verfassung 
von 1874 habe unmöglich die Ausübung des Stimmrechts an 
schwerere Bedingungen knüpfen wollen, als die konservativere 
von 1848 (denn dass die Forderung eines Nachweises der un- 
geschmälerten Stimmfähigkeit eine Erschwerung der Ausübung 
bedeutet, darüber besteht kein Zweifel). Auch wird gefragt, 
welchen Zweck es habe, die Niederlassung von einer Fessel 
zu befreien, die dafür der Stimmberechtigung umgelegt wird ; 
das könne doch nicht die Absicht des Gesetzgebers gewesen 



') Salis 1, Bd. II, S. 482. 

^) Vergl. Bertheau, a. a. O., S. 238. 
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sein, dem Bürger eine rechtsförmliche Niederlassung zu ermög- 
lichen, die ihm nicht zugleich das Recht zu stimmen und zu 
wählen gebracht hätte. Kantone mit Stimmpflicht hätten eine 
solche Absicht doch sicher vereiteln müssen, oder es wäre 
ihnen logischerweise die Aufgabe geworden, mit Polizeigewalt 
zur Beibringung des für die Stimmberechtigung nötigen Sitten- 
zeugnisses anzuhalten. 

Alle diese Momente hätten wohl de lege ferenda Beach- 
tung verdient, zur Auslegung des g e s e t z t e n Rechtes konnten 
sie später nicht mehr herangezogen werden. 

Eigentlich den einzigen Einwand von Gewicht macht 
SchoUenberger ^). Er weist darauf, hin, dass der betr. Passus 
in. Art. 43 schon im November 1871 während der damaligen 
Verfassungsrevision aufgestellt worden ist, dass somit der 
Bundesrat, als er im folgenden Jahr das Wahlgesetz mit dem 
fraglichen Artikel einbrachte, annehmen musste, dieses ent- 
spreche auch dem bereits vorliegenden Verfassungsentwurf. 
Der Bundesrat habe sogar damals schon darauf hingewiesen, 
dass ein spezieller Stimmrechtsausweis aus einem andern, 
namentlich dem Heimatkanton nicht gefordert werden könne, 
weil für die Stimmberechtigung das Recht des Niederlassungs- 
kantons massgebend sei. 

Darnach schiene allerdings der Bundesrat die Vorschrift 
im Verfassungsentwurf so verstanden zu haben, dass nur ein 
Ausweis bez. der positiven Stimmfähigkeitsbedingungen gefordert 
werden dürfe. Allein er hätte durch eine solche Auslegung 
dem Satz jede Bedeutung entzogen, da ja bereits der Heimat- 
schein, der zur Begründung eines politischen Domizils erforder- 
lich i^t, die Stimmfähigkeitsbedingungen konstatiert, wie stets 
auch unter der Bundesverfassung von 1848. Da ist denn doch 
anzunehmen, dass die Bestimmung keinen Platz in der Ver- 



') Kommentar zu Art. 43, Abs. 2. 
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fassung gefunden hätte, wenn man sich ihrer Sinnlosigkeit von 
Anfang an bewusst gewesen wäre; sicher ist vielmehr, dass 
dem betr. Passus ursprünglich eine selbständige Bedeutung 
zugedacht wurde, eine Bedeutung, die er dann besitzt, wenn 
unter dem Ausweis ein solcher bez. des Fehlens von Ausschluss- 
gründen zu verstehen ist. 

Es ergiebt sieh indessen bereits aus der üeberschrift dieses 
Abschnittes, dass die hier entwickelte Ansicht sich nicht mit 
derjenigen der kompetenten Behörden deckt. Ein Rekursfall ^), 
der die weitläufige Erörterung der Frage veranlasste, wurde 
von ihnen vielmehr prinzipiell dahin entschieden, dass dem 
von Art. 43, Abs. 2, verlangten Ausweis durch die Vorzeigung 
des Heimatscheins Genüge geleistet werde, und dass im übrigen 
die Stimmfähigkeit gemäss Art. 5 des Wahlgesetzes von 1872 
zu präsumieren und der Behörde der Beweis für das Vorhanden- 
sein von Ausschlussgründen überbunden sei. 

Die gleiche Begünstigung muss infolgedessen dem Bürger 
auch bez. der kantonalen und kommunalen Stimmberechtigung 
zukommen, denn dadurch, dass jemand in eidgenössischen An- 
gelegenheiten stimmen darf, ist seine Stimmfähigkeit auch für 
Kanton und Gemeinde festgestellt ^). 

In der Literatur teilen sich die Anschauungen. Einver- 
standen mit der praktischen Lösung der Frage durch den 



1) Salis 1, Nr. 797. Bekannter Eekurs der Gemeinde Dürnten, 1875/78. 
Der Gemeinderat Dürnten hatte einem Niedergelassenen die Stimm- 
karte verweigert, weil dieser kein Leumundszeugnis beibrachte. Gegen 
die Anweisung des zürch. ße^ierungsrates, den betr. Bürger in die Stimm- 
register einzutragen, rekurrierte die Gemeinde an den Bundesrat und, als 
sie keinen Erfolg hatte, an die Bundesversammlung. Der Nationalrat be- 
stätigte die Entscheidung der Vorinstanzen, während der Ständerat die 
Beschwerde guthiess. Da beide Räte definitiv auf ihrem Standpunkt zu 
beharren erklärten, blieb es beim Entscheid des Bundesrates. 

Vergl. ferner Salis 1, Nr. 798 u. 799. 

^) Vergl. SchoUenberger, Kommentar, S. 333. 
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Bundesrat sind Kunz^), SchoUenberger ^) und Burckhardt^). 
Ablehnend verhalten sich Blumer-Morel *) und Bertheau^). 

h) Bedingungen kirchlicher oder religiöser Natter. Die Bundes- 
verfassung bestimmt. in Art. 49, Abs. 4: „Die Ausübung . . . 
politischer Rechte darf durch keinerlei Vorschriften oder Be- 
dingungen kirchlicher oder religiöser Natur beschränkt werden'^. 
Auf die Ausübung, die Stimmberechtigung also, nicht auf die 
Stimmfähigkeit bezieht sich dieser Satz. Ob die Unterscheidung 
vom Gesetzgeber gewollt war oder nicht, mag dahingestellt 
bleiben; tatsächlich ist ihre Beobachtung hier richtig. 

Früher ist ausgeführt worden, dass Stimmfähigkeitsbeding- 
ungen religiöser Art schon als Beschränkungen des allgemeinen 
Stimmrechts ausgeschlossen sind. "Art. 49, Abs. 4, kann also 
nur noch die nicht von vornherein unzulässigen Stimmberech- 
tigungsbedingungen religiöser Natur verbieten. 

Die Praxis allerdings übersieht dies und legt die Vorschrift 
so aus, als bezöge sie sich auf Stimmfähigkeit und Stimmberech- 
tigung zugleich. Sollte sie wirklich und unnötigerweise diese 
umfassende Bedeutung haben, so wäre nicht abzusehen, warum 
anlässlich der Verfassungsrevision 1873/74 die Nationalrats- 
kommission die hiefür korrekte, von einer Minderheit bean- 
tragte Fassung („Die politischen Rechte dürfen" . . etc.) zu 
Gunsten der ungenauen ablehnte®). 

Nach der hier versuchten Auslegung kommt dem ' Satz, 
soweit er die Aufstellung von „Bedingungen" verbietet, keine 
grosse Tragweite zu. Sein Schwerpunkt liegt vielmehr in der 



») Aktivbürgerrecht, S. 73/74. 

») Kommentar, S. 333. 

») Kommentar, S. 402. 

*) Handbuch des Schweiz. Bundesstaatsrechts, 3. Aufl., Bd. I, S. 393. 

*) S. 234. 

^) Vergl. über die ßevisionsverhandlungen 1873/74 Protokoll der 
Nationalratskommission, S. 27 u. 32; Protokoll der Bundesversammlung, 
S. 134. 

4 
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Verhinderung von Eingriffen in die politischen Rechte seitens 
der Kirche, nicht des Staates; m. a. W. Art. 49, Abs. 4, 
enthält eigentlich eine Schutzbestimmung, deren Besprechung 
hier verfrüht wäre. 

Ein Fall, in welchem die Zulässigkeit einer Stimmberech- 
tigungsbedingung religiöser Natur hätte in Frage kommen 
können, ist noch kurz vor dem Inkrafttreten des Art. 49 ander- 
weitig erledigt worden. Bis zum Jahre 1866 nämlich war die 
Niederlassungsfreiheit durch die Bundesverfassung nur den 
Schweizern christlicher Konfession gewährleistet; die Juden 
genossen derselben nicht, wenn sie ihnen nicht von den Kan- 
tonen freiwillig eingeräumt wurde. Da nun die Ausübung des 
Stimmrechtes unter der Bundesverfassung von 1848, wie dies 
gelegentlich auch schon gesagt wurde, an die Niederlassung 
geknüpft war, ergab sich der merkwürdige Zustand, dass die 
schweizerischen Israeliten zw^ar die Stimmfähigkeit besassen — 
denn Zugehörigkeit zu einer christlichen Konfession war nirgends 
als Bedingung derselben aufgestellt — , doch fehlte ihnen die 
Möglichkeit, das Recht der Ausübung, die Stimmberechtigung 
zu erlangen. Auf Grund einer genauen Untersuchung der ver- 
fassungsmässigen Rechte der Juden sah sich denn auch die 
Bundesversammlung veranlasst, durch einen „Beschluss betr. 
die Rechtsverhältnisse der schweizerischen Israeliten" vom 
24. September 1856 (B.-G. 5/406) festzusetzen, Art. 42, B.-Verf., 
sei in dem Sinn anzuwenden, dass den schweizerischen Israeliten 
die Ausübung der politischen Rechte im Heimats- bezw. Nieder- 
lassungskanton zustehe ^). Ein Niederlassungsvertrag zwischen 
der Schweiz und Frankreich brachte 1864 „allen" Franzosen 
die Niederlassungsfreiheit in der Schweiz, was zur Folge hatte, 
dass dieselbe zwei Jahre später durch eine partielle Verfassungs- 
revision auch auf die schweizerischen Juden ausgedehnt wurde ^). 



*) Durch diesen Bundes-Beschluss ist den Schweiz. Israeliten auch 
der Anspruch auf Handelsfreiheit zuerkannt worden. 

2) Vergl. Schollenberger, Bundesstaatsrecht, S. 218. 
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Tl. Inhalt des Stimmrechts. 

A. Im Bund. 

i. Wahlrecht. 

Der stimmberechtigte Schweizerbürger nimmt teil an der 
Wahl des Nationalrates (B.-Verf., Art. 72—74) und der eidgenös- 
sischen Geschworenen (B.-G. über die Organisation der Bundes- 
rechtspflege, vom 22. März 1893, Art. 110). 

Die Wahl des Bundesrates durch das Volk ist schon 
wiederholt, aber bis heute erfolglos angeregt worden. 

2. Stimmrecht im engern Sinn. 

Der Schweizerbürger hat sein Votum abzugeben über alle 
Revisionen der Bundesverfassung, seien sie total oder bloss 
partiell (B.-Verf., Art. 123, Abs. 1). Eventuell entscheidet er auch 
über die Vorfrage, ob überhaupt revidiert werden soll, nämlich 
in folgenden Fällen : wenn eine Abteilung der Bundesversamm- 
lung die Totalrevision der Verfassung beschliesst und die andere 
nicht zustimmt, oder w^enn fünfzigtausend Schweizerbürger die 
Totalrevision der Verfassung verlangen (B.-Verf., Art. 120, 
Abs. 1), oder endlich dann, wenn von der gleichen Anzahl Stimm- 
berechtigter eine partielle Revision begehrt wird, die eidgenös- 
sischen Räte aber nicht zustimmen (B.-Verf., Art. 121, Abs. 5). 

Ferner hat das Volk auf das Verlangen von dreissigtausend 
stimmberechtigten Bürgern oder 8 Kantonen abzustimmen über 
die Annahme oder Verwerfung a) von Bundesgesetzen, b) von 
allgemein verbindlichen Bundesbeschlüssen, die nicht dring- 
licher Natur sind (B.-Verf., Art. 89, Abs. 2) i). 



*) Die Bedeutung dieser beiden Begriffe im Schweiz. Recht wird 
verschieden aufgefasst. Vergl. P. Hiestand, Zur Lehre von den Rechts- 
quellen im Schweiz. Staatsrecht, Zürcher Diss. 1891. Schollenberg er, 
Bundesstaatsrecht, S. 231 ff., Kommentar, S. 523 ff. Burckhardt, Kom- 
mentar, S. 770 ff.; hiezu eine Kritik von Fl einer, Zeitschrift für schwei- 
zerisches Eecht, N. F. Bd. XXY, S. 397 ff. 
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B. In den Kantonen, 
i. Nach Bundesrecht. 

Nach Art. 6 B.-Verf. sind die Kantone verpflichtet, für 
ihre Verfassungen die Gewährleistung des Bundes nachzu- 
suchen, und der Bund übernimmt diese Gewährleistung, inso- 
fern die Verfassungen die Ausübung der politischen Rechte 
nach republikanischen — repräsentativen oder demokratischen 
— Formen sichern und vom Volk angenommen worden sind. 
Dadurch sind die Kantone gehalten, als Wahlrecht dem Volke 
mindestens dasjenige bez. der gesetzgebenden Behörde (Kantons- 
rat, Grosser Rat) und als Stimmrecht im engern Sinn wenig- 
stens dasjenige bez. aller Verfassungsänderungen zu gewähren. 
Als der Bund 1874 die Gesetzesreferendumsinitiative einführte, 
hätte er sie auch den Kaiitonen vorschreiben dürfen, damit 
diese bez. des Umfangs der politischen Rechte nicht hätten 
zurückstehen können. Er unterliess dies und setzte im früher 
besprochenen Art. 43 B.-Verf. nur folgendes fest: Wenn die 
Kantone ihren Bürgern weitern Anteil an der Staatsgewalt 
einräumen, geniesst der niedergelassene Schweizerbürger „alle 
Rechte der Kantonsbürger und mit diesen alle Rechte der 
Gemeindebürger". Also der Inhalt der politischen Rechte ist 
im Kanton derselbe für Kantons- und Schweizerbürger und 
ebenso in den Gemeinden derselbe für Gemeinde- und Schweizer- 
bürger. Wie aber stellt sich der Kantonsbürger in der Genieinde ? 
Jedenfalls nicht schlechter als der Schweizerbürger! Um hierüber 
keinen Zweifel aufkommen zu lassen, sind anlässlich der Re- 
visionsverhandlungen 1871/72 vom Ständerat in den cit. Satz 
des Art. 43 die Worte eingeschoben worden „und mit diesen" ^). 
Man wird indessen gleich bemerken, dass dies ein Versuch mit 
untauglichen Mitteln war. Das demonstrative Pronomen „diese" 
bezieht sich, streng grammatisch genommen, auf das Objekt 
„alle Rechte . . .", nicht auf das Genitiv- Attribut „. . der 



') Vergl. Blumer-Morel, a. a. 0. I, S. 397. 
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Kantonsbtirger". Merkwürdig ist, dass auch der französische 
und italienische Text sich die Ungenauigkeit zu schulden kommen 
lassen. 

Die Gemeinden sind aber nicht verpflichtet, weder dem 
Kantonsbürger noch dem Schweizerbürger ein Stimmrecht in 
rein bürgerlichen Angelegenheiten einzuräumen, es wäre denn, 
dass dieKantonalgesetzgebung etwas anderes bestimmte (B,-Verf ., 
Art. 43, Abs. 4, Satz 2). 

Schliesslich steht von bundeswegen den Stimmberechtigten 
auch noch die Bildung der Standesstimme eines Kantons zu, 
die für die Annahme oder Verwerfung von Bundesverfassungs- 
änderungen in Betracht kommt (B.-Verf., Ai^t. 123, Abs. 3). 

2. Nach kantonalem Recht. 

Literatur: Schollenberge r, Grundriss I, S. 58 — 70. 

a) Mahlrecht und Abheritfiingsrecht. 

Quellen: Die kantonalen Verfassungen, A arg au, 28, 25, Abs. 5, 6. 
Appenzell A.-Eh., 27, Abs. 5, 7; Gesetz 1/68. Appenzell I.-Eh., 20, 
Abs. 2, 20bi8. Baselland, 13, 14. Baselstadt, 27. Bern, 18, 34, 26? 
Zif. 13, 22. Frei bürg, 29, Abs. 1, 4. Genf, 31, 66. Verfassungsgesetz 
vom 17. VI. 96. Glarus, 35, Zif. 7, 8. Graubünden, 13, 25, 4. Lu- 
zern, 43, 63, Abs. 1, 44bi8, 44. Neuen bürg, 23, 42, 43. St. Gallen, 46e. 
Schaffhausen, 34, 61, 44, 69. Schwyz, 26, 46, 60, 24. Solothurn, 
20, Abs. 1—4, 25, 36. T es sin, Verf. -Gesetz vom 2. Juli 1892, Art. 2, Abs. 
1, 15, Abs. 1, 19, 14, 15, § 3. Thurgau, 31, 37, 6, 5. Unterwaiden 
n. d. W., 38. Unterwaiden o. d. W., 24. Uri, 52 g. Waadt, 33. 
Wallis, 69. Zug, 31 d. Zürich, 32, 37, 36. 

Kein weiteres Wahlrecht als das durch die Bundesverfas- 
sung bez. der kantonalen Legislative vorgeschriebene gewähren 
Freiburg, Waadt und Wallis. Alle andern Kantone bestellen 
durch Volkswahl auch die Exekutive (Regierungsrat, Staatsrat) 
und, mit Ausnahme von Neuenburg und St. Gallen, die Abge- 
ordneten in den Ständerat, beide Appenzell, Baselstadt, Glarus, 
Schwyz, Tessin, Unterwaiden o. d. W., Uri und Zug überdies 
noch das Obergericht (Kantonsgericht). Auch die kantonalen 
Geschworenen hat das Volk zu wählen. 
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Allgemein geht die Tendenz dahin, die Volkswahlen zu 
vermehren und insbesondere auf die richterlichen Behörden 
auszudehnen. 

In den Landsgemeindekantonen ernennt das Volk auch 
die Landschreiber und Landesweibel, dazu in Glarus den 
Staatsanwalt und Landeswagmeister, in Nidwaiden den Standes- 
läufer und die Konkurskommission, in Uri die Landesfürsprecher 
und Landesmarcher. 

Das Gegenstück zum Wahlrecht, das Abberufungsrecht 
(stets bez. einer Behörde im ganzen!) wird den Stimmberech- 
tigten zugestanden von folgenden Kantonen : von Aargau, 
Baselland, Bern, Luzern, Schaffhausen, Solothurn und Thurgau 
bez. der gesetzgebenden Behörde, von den drei letztgenannten 
Kantonen und Tessin bez. des Regierungsrates. 

b) Stimmrecht i e. S, 

Quellen: Verfassungen. Aargau, 25, Abs. 1, 2. Appenzell A.-B,h., 
27, Abs. 4. Appenzell I.-Rh., 20, Abs. 1, 21. Baselland, 11. Basel- 
stadt, 27, 29. Bern, 6. Freiburg, 28. Genf, 26, Abs. 2, Verf.-Ges. 
vom 25. V. 1879. Verf.-Ges. vom 17. VI. 1905. Glarus, 35, Zif. 1—6. 
Graubttnden, 2. Luzern, 39. Neuenburg, 39, Abs. 2. St. Gallen, 
46 a— d, f., 47. Schaf f hausen, 42. Schwyz, 3. Solothurn, 17. 
Tessin, Verf.-G, vom 2. Juli 1892, Art. 31. Thurgau, 4. Unterwai- 
den n. d. W., 39. Unterwaiden o. d.W., 25. Uri, 52 a— e. Waadt, 
26, 27. Wallis, 15, 87. Zug, 31 a— c, 34. Zürich, 30. 

Das Stimmrecht i. e. S. bleibt in Freiburg auf das vom 
Bundesrecht geforderte Minimum beschränkt und Wallis fügt 
jenem Minimum einzig das Finanzreferendum bei. 

In allen andern Kantonen besteht ein sog. Gesetzesreferen- 
dum, das sich indessen nicht auf Gesetze allein bezieht. Nach 
Schollenberger ^) sind es vielmehr drei Arten von Erlassen, die 
diesem Referendum unterstehen: a) Gesetze, Beschlüsse, Ver- 
träge, Konkordate etc. im allgemeinen ; ß) Finanzbeschlüsse ; 
;-) Beschlüsse, die die gesetzgebende Behörde von sich aus dem 
Referendum unterstellt. 



') Grundriss I, S. 66. 
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a. Gesetze, Beschlüsse, •Verträge, Konkordate 
etc. im allgemeinen. Gesetze unterliegen dem Referendum 
in allen in Betracht fallenden Kantonen, Beschlüsse dagegen 
nicht in Aargau, Appenzell I.-Rh., Bern und Unterwaiden, 
Verträge und Konkordate nur in Graubünden, Luzern, Schwyz, 
Thurgau und Zürich, ausserdem in Appenzell A.-Rh., wenn sie 
wichtig und allgemein verbindlich, und in Solothurn, wenn sie 
gesetzgeberischer Natur sind. 

ß. Finanzbeschlüsse. Sie sind dem Volke vorzulegen 
in allen in Betracht fallenden Kantonen (ausser Baselstadt, 
Neuenburg und St. Gallen) und ferner im Wallis. Indessen 
bezieht sich dieses Referendum nur auf solche Beschlüsse, die 
ausserordentliche Ausgaben, Steuern, Staatsanleihen, Verfügun- 
gen über Staatsgüter, Besoldungen zum Gegenstand haben. 
Das Budget wird dem Volk nirgends zur Genehmigung vor- 
gelegt, wohl aber in beiden Appenzell und Unterwaiden die 
Staatsrechnung. 

;-. Beschlüsse, die die gesetzgebende Behörde 
von sich aus dem Referendum unterstellt. Solche 
werden ausdrücklich vorgesehen in Aargau, Genf, Graubünden, 
Luzern, Schwyz, Solothurn, Thurgau, Waadt und Zürich. 

Das Verfassungsreferendum ist immer obligatorisch, ^das 
Gesetzesreferendum meistens. Ausschliesslich fakultatives, d. h. 
erst durch eine Initiative herbeizuführendes Gesetzesreferendum 
haben Baselstadt, Genf, Luzern-, Neuenburg, St. Gallen, Tessin 
und Zug. In Uri und Schwyz ist nur das Referendum über 
die eigentlichen Gesetze und dasjenige über Finanzbeschlüsse 
obligatorisch, in der Waadt nur das letztere. In einigen Kan- 
tonen entgehen Gesetze dem Referendum dann, wenn sie als 
dringlich erklärt werden. In Unterwaiden können die Lands- 
gemeinden den gesetzgebenden Behörden Vollmacht erteilen, 
Gesetze selber zu erlassen, in Obwalden behält sich das Volk 
aber gegenüber einem solchen Gesetz das fakultative Referen- 
dum vor. 
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C In den Bezirken (Kreisen). 

In den Bezirken bestellt für Administrativ- und Justiz- 
behörden fast überall Volkswahl, eine Ausnahme machen nur 
die welschen Kantone. 

D. In den Gemeinden. 

Literatur: Schollenberge r, Grundriss I, S. 340 ff. Orelli, Das 
Staatsrecht der Schweiz. Eidgenossenschaft. Handbuch des öff. Rechts. 
- Marquardsen IV, 1.2—, S. 134. 

Die Gemeindeversammlung (assemblee generale) wählt den 
Gemeinderat, die Einzelbeamten und die Angestellten, soweit 
die Wahl der letztern nicht dem Gemeinderat zukommt. In 
gleicher Weise wählen die Kirch- und Schulgemeinden ihre 
Pfleger, die Geistlichen, Lehrer und Angestellten. Mit diesen 
Wahlen erschöpft sich die Tätigkeit der Gemeindeversammlung 
in den französischen Kantonen; die Entscheidung materieller 
Fragen wird dort einem conseil general oder communal über- 
tragen, und nur ganz kleine Gemeinden können eine Ausnahme 
machen. Für die deutsche Gemeindeversammlung dagegen liegt 
der Schwerpunkt der Tätigkeit in der Gemeindeverwaltung. 
Die Einwohner selber entsclieiden über Steuerbewilligung, Aus- 
gaben für Bauten, Anschaffungen jeder Art, Anleihen, Subven- 
tionen etc. In Bern, Uri und Wallis hat die Gemeindeversamm- 
lung auch ein Verordnungsrecht. 

In rein bürgerlichen Angelegenheiten ist dem niedergelas- 
senen Nichtortsbürger nur ganz ausnahmsweise ein Stimmrecht 
eingeräumt, z. B. in Baselland da, wo das Grundeigentum mit 
einer Armensteuer belastet wird; in Luzern haben die Nicht- 
ortsbürger, wenn sie zu ortsbürgerlichen Steuern herbeigezogen 
werden, bei bez. Wahlen und Beschlüssen Anteil (Verf. Art. 
90, Abs. 3) und Glarus sieht wenigstens vor, dass die Tagwen 
(d. h. Ortsbürger) den Niedergelassenen und Aufenthaltern 
Stimmrecht in Sachen der Btirgergemeinde einräumen können 
(Verf.-Art. 69, Abs. 6). 
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III. Aiisiibung des Stimmrechts. 

A. Einladung zur Wahl oder Abstimmung. 

Die Stimraberechtigten sollen zu den Wahlen und Abstim- 
mungen eingeladen werden. Dies geschieht meistens durch 
persönliche Mitteilung, bestehend in Zustellung der Stimmrechts- 
legitiraation (Aargau, Baselstadt, Bern, Freiburg, Graubünden 
— fakultativ, St. Gallen, Waadt und Zürich), ev. auch des 
Stimmzettels (St. Gallen, Thurgau, Zürich) und bei sachlichen 
Abstimmungen in Zustellung der gedruckten Vorlage des Ge- 
setzes, über das abzustimmen ist. Bei eidgenössischen Abstim- 
mungen soll diese Zustellung vier Wochen vor der Abstimmung 
erfolgen laut B.-G. betr. Volksabstimmung über Bundesgesetze 
und Bundesbeschlüsse, vom 17. Juni 1874, Art. 9, Abs. 2. Zu* 
Gemeindeversammlungen werden die Stimmberechtigten im 
Aargau durch den Gemeindeweibel eingeladen. In Solothurn 
sind die Gemeindeammänner gehalten, die Aktivbürger 2 X 24 
Stunden vor dem Wahl- oder Abstimmungsakt „bieten" und 
ihnen Ort und Zeit der Verhandlung anzeigen zu lassen; die 
Anzeige in Publikationsorganen gilt nur dann als genügend, 
wenn das betr. Blatt den sämtlichen Haushaltungen unent- 
geltlich zugestellt wird. In andern Kantonen besteht die Mit- 
teilung von Ort und Zeit der Wahlverhandlungen überhaupt 
nur in einer öffentlichen Anzeige. 

B. Ort der Verhandlung. 

I. Bundesrecht. 

Das Wahlgesetz von 1872 schreibt in Art. 3, Abs. 1 vor: 
„Das Stimmrecht wird von jedem Schweizerbürger da ausgeübt, 
wo ... er wohnt". Die Auslegung dieses Satzes hat zu einigen 
Anständen geführt^). Im Kanton Tessin fanden nämlich zu 
Anfang der 70er Jahre die eidgenössischen Wahlen und Abstim- 



Vergl. Salis 1, Nr. 807. u. 808. 
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mungen in den Hauptorten der Kreise statt, und Genf liess sie 
für den ganzen Kanton im Palais electoral der Stadt Genf 
vornehmen. Dieses Verfahren brachte es mit sich, dass der 
Abstimmungsort für viele Bürger so weit entfernt lag, dass 
diese sich in der Ausübung ihres Stimmrechts beeinträchtigt 
fanden. Sie beschwerten sich bei den Bundesbehörden und 
machten geltend, der cit. Artikel des Wahlgesetzes sichere 
ihnen das Recht der Stimmabgabe am Wohnsitz zu. Der Bundes- 
rat schloss sich dieser Auffassung an und meinte, wenn auch 
der Begriff des Wohnsitzes nicht absolut wörtlich zu nehmen 
sei, so stehe doch ausser Zweifel, dass eine Einrichtung, wie 
sie Genf besitze — Tessin w^ar inzwischen von sich aus zur 
gemeindew^eisen Abstimmung übergegangen — mit Art. 3 des 
Wahlgesetzes nicht übereinstimme. Nationalrat und Ständerat 
dagegen fanden mit Mehrheit, die angerufene Vorschrift habe 
nur den Sinn, dass der Bürger, wenn die Abstimmung überhaupt 
gemeindeweise erfolge, da stimmen solle, wo er wohnt, nicht 
da wo er heimatberechtigt ist. Sie luden deslialb den Bundes- 
rat ein, gesetzliche Bestimmungen vorzuschlagen, die den 
Stimmberechtigten die Möglichkeit der Stimmabgabe in tun- 
lichster Nähe des Wohnsitzes sichern würden ^). Da aber auch 
Genf, seinen Standpunkt freiwillig aufgab, fiel die unmittelbare 
Ursache zum Erlass gesetzlicher Vorschriften dahin, und es 
wurden in der Folge auch keine solchen aufgestellt. 

Wird trotzdem die Frage untersucht, welche Art der 
Auslegung von Art. 3 des Wahlgesetzes richtig war, die des 
Bundesrates oder die der Bundesversammlung, so fällt die Ent- 
scheidung zu gunsten der erstem aus, unter der Voraussetzung 
allerdings, dass die Festsetzung des Ortes der eidgenössischen 
Wahl- und Abstimmungsverhandlungen nicht dem kantonalen 
Gesetzgeber überlassen werden wollte oder versehentlich unter- 
blieben ist. Die Interpretation, wie sie durch die Bundes- 
versammlung erfolgte, ist aber deswegen nicht falsch, nur un- 



') Bundesbeschluss vom 21. Aug. 1878, B.-G. III/478. 
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vollständig. Art. 3 verquickt eben zwei verschiedene Dirige,. 
nämlich 1. das Stimmberechtigungsrequisit des politischen Do- 
mizils, dessen Merkmale nur der Wohnsitz, nicht auch der 
Heimatsort aufweist, so dass die Stimmberechtigung am letztern,. 
wenn er nicht mit dem Wohnort zusammenfällt, ausgeschlossen, 
ist. 2. den Ort der Wahl und Abstimmungsverhandlungen, 
denn da jeder Bürger an seinem Wohnsitz sich bei Wahlen 
und Abstimmungen soll beteiligen können, so sind diese ge- 
meindeweise vorzunehmen. — 

Einer solchen Interpretation von Art. 3 des Wahlgesetzes 
liegt aber, wie gesagt, die Annahme zu gründe, dass wirklich 
der Abstimmungsort irgendwo bundesrechtlich festgestellt, seine 
Regelung also weder dem kantonalen Gesetzgeber überwiesen, 
noch aus Versehen überhaupt unterlassen worden sei. Diese 
Voraussetzung trifft nun durchaus zu, wie sich später ergab, 
als der Bundesrat auf Umwegen seine Auffassung wieder zur 
Geltung brachte, ohne dabei von der Bundesversammlung weiter 
angefochten zu werden. Art. 4 des Wahlgesetzes verfügt 
nämlich, dass Stimmberechtigten, die sich zur Zeit der an ihrem 
Wohnorte stattfindenden Nationalrats wählen oder zur Zeit von 
Abstimmungen über die Revision der Bundesverfassung anderswo 
im Dienste der Eidgenossenschaft oder ihres Kantons unter den 
Waffen befinden, Gelegenheit gegeben werden soll, sich an 
jenen Wahlen oder Abstimmungen zu beteiligen. Jede derartige 
Gelegenheit setzt aber die Durchbrechung einer allfällig den 
Wohnsitz als Abstimmungsort bezeichnenden Vorschrift voraus. 
Bald nach Inkrafttreten der cit. Bestimmung wurde die Auf- 
merksamkeit des Bundesrates auf die Angestellten in öffentlichen 
Dienstverhältnissen gelenkt, die sich in einer ähnlichen Lage, 
wie die im Militärdienst stehenden Bürger befanden und oft 
an der Ausübung ihres Stimmrechts gehindert sahen ^). Um 
auch ihnen die Teilnahme an eidgenössischen Wahlen und Ab- 



») Vergl. Salis 1, Nr. 814. 
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stinmiungen zu erleichtern, wurde Art. 4 des Wahlgesetzes 
«durch ein Bundesgesetz vom 20. Dez. 1888 abgeändert, resp. 
auf die betr. Funktionäre ausgedehnt, während ein Zusatz be- 
stimmte: „Die zu diesem Zwecke für die genannten Beamten 
und Angestellten von den Kantonsbehörden zu treffenden Ein- 
richtungen dürfen indessen mit den Vorschriften der Art. 3 
und 8 dieses d. h. des Wahlgesetzes nicht im Widerspruch 
stehen". Also nur Einrichtungen, die für Beamte und Ange- 
stellte getroffen werden, sollen nicht zu Art. 3 in Widerspruch 
treten, wohl aber können diejenigen für Militärs eine Ausnahme 
statuieren. D. h., den öflEentlichen Beamten und Angestellten 
ist zwar durch Vermehrung der Urnen, Aufstellung von solchen 
z. B. in Bahnhöfen, die Ausübung des Stimmrechts zu erleich- 
tern, aber die Stimmabgabe hat stets noch am Wohnort zu 
erfolgen, während die Soldaten von jeher auch an Waffenplätzen, 
also u. U. ausserhalb ihres Wohnsitzes stimmen durften. In- 
direkt wird hiedurch zweierlei anerkannt, einmal dass die Vor- 
schrift der Stimmabgabe am Wohnorte im Gegensatz zu der 
Auffassung der Bundesversammlung überhaupt bestehe — denn 
sonst wäre die Statuierung von Ausnahmen zu derselben nicht 
zu verbieten gewesen — und zweitens, dass dieser Satz nicht 
kantonalrechtlich, sondern bundesrechtlich sei. Ist er aber 
bundesrechtlich, dann kann er nur in Art. 3 des Wahlgesetzes 
enthalten sein, und tatsächlich wird denn auch nicht anerkannt, 
dass die Bestimmung überhaupt vom Bundesrecht irgendwo 
getroffen werde, sondern, wie wenn jener erste Punkt nie in 
Frage gestellt worden wäre, dass sie im cit. Artikel des Wahl- 
gesetzes ausgesprochen liege. Dieses Zugeständnis aber macht 
•das B.-G. von 1888 ; es erklärt die Ausnahmen von jenem 
Grundsatz, der den Wohnort als Abstimmungsort bezeichnet, 
als Ausnahmen von Art. 3 des Wahlgesetzes, wodurch diesem 
die Festsetzung des Verhandlungsortes bei eidgenössischen Wah- 
len und Abstimmungen als Inhalt zugeschrieben wird. 

Es ist die verschiedene Behandlung von Militärpersonen 
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und öffentlichen Angestellten erwähnt worden. Sie lässt sich 
durch folgende Ueberlegung begründen : Die stimmberechtigten» 
Bürger, die der Militärdienst von ihrem Wohnorte fernhält,, 
befinden sich in einer Zwangslage; dagegen haben die im 
öffentlichen Dienst stehenden Beamten und Angestellten, ab- 
gesehen von den Fällen des Amtszwanges, die Verpflichtung, 
die sie an einem Abstimmun^stag vom Wohnort wegrufen kann, 
freiwillig eingegangen und damit stillschweigend ev. auf die 
Ausübung ihres Stimmrechtes verzichtet. Damit ist aber die 
Ausnahme bez. der Militärs noch nicht gerechtfertigt. Prak- 
tisch mildert sie sicher eine Härte, kritisch ist zu derselben zu 
bemerken, dass sie auf einer wesentlichen Verkennung des. 
Stimmrechtes beruht. Das Stimmrecht ist kein absolutes Recht 
in dem Sinn, dass es gegenüber Verpflichtungen geltend gemacht 
werden könnte, nicht einmal gegenüber bürgerlichen, geschweige 
denn gegenüber öffentlichen^). Wenn aber der Staat beim 
Soldaten auf die Zwangslage Rücksicht nehmen will, so sollte- 
er diese Rücksicht konsequenterweise allen andern von ihm in 
eine Zwangslage versetzten Bürgen;!, z. B. den Verhafteten gegen- 
über ebenfalls walten lassen. 

2. Kantonales Recht. 

Die genaue Unterscheidung zwischen der Bezeichnung 
des Abstimmungsortes und der Aufstellung des politischen Domi- 
zils als eines Requisites der Stimmberechtigung besitzt für das 
kantonale Recht praktische Bedeutung. Nach Art. 43 der 
B.-Verf. geniesst der Schweizerbürger „an seinem Wohnsitz'^ 
alle Rechte der Kantonsbürger. Giebt ihm dieser Satz den 
Anspruch auf Gelegenheit zur Stimmabgabe am Wohnort selber,, 
dann ist die alte, ehrwürdige Landsgemeinde ein verfassungs- 
widriges Institut. Im Jahr 1877 zog der Gemeinnützige Vereia 
Andermatt diesen Schluss ; er fand, es würden die B.-Verf.-Art. 
4, 6 und 43 verletzt, wenn urnerische Stimmberechtigte sich 



') Vergl. Seydel, a. a. 0., S. 363. 



— 62 — 

20 und 40 km von ihrem Wohnort wegbegeben müssten, um 
.an der Landsgemeinde ihr Stimmrecht ausüben zu können ^). 
Dem Bundesrat, dem die Entscheidung des Rekurses zufiel, 
war es ein Leichtes, die Beschwerde wegen einer Missachtung 
der Art. 4 und 6 der B.-Verf. zu entkräften, dagegen äusserte 
er sich nicht über den ebenfalls angerufenen Art. 43. Dieses 
Stillschweigen wäre nicht nötig gewesen. Wenn auch aus Abs. 
2 von Art. 43 ganz wie aus Art. 3 des Wahlgesetzes der Ab- 
. Stimmungsort für eidgenössische Angelegenheiten sich ergeben 
muss, so ist doch ein Gleiches bez. des Verhandlungsortes von 
kantonalen Wahlen und Abstimmungen aus Abs. 4 desselben 
Artikels nicht herzuleiten. So wenig als die Bundesverfassung 
den Kantonen Vorschriften erteilt etwa über die Zeit, da sie 
ihre Wahlen und Abstimmungen durchzuführen haben, so wenig 
tut sie es bez. des Ortes. Nur die Forderung des politischen 
Domizils als einer Bedingung auch der kantonalen Stimmberech- 
tigung ist notwendigerweise in Art. 43, Abs. 4 zu finden ^) ; ganz 
klar ist ferner die eigentliche Bedeutung der Vorschrift: sie 
will das Quantum der politischen Rechte eines Niedergelassenen 
fixieren und setzt es gleich demjenigen, das den Stimmberech- 
tigten des betr. Ortes überhaupt zusteht, so dass z. B. der 
Niedergelassene an einer Ersatzwahl in die Legislative auch 
dann teilnehmen darf, wenn er bei der letzten Integralerneuerung 
des betr. Rates noch zu den Wählern eines andern Kreises gehörte. 
Das kantonale Recht, das somit bei der Festsetzung des 
Abstimmungsortes keine speziellen Vorschriften der Verfassung 
-ZU beachten h^t, kennt im allgemeinen doch dieselbe Regel 
wie der Bund : Ort der Stimmabgabe ist der Wohnsitz. Näher 
und vorsorglich bemerken Aargau, Bern und Neuenburg, dass 
die Wahlen und Abstimmungen nicht in einem Wirtshaus, Tessin, 



') Salis 1, Nr. 827 u. 67, S. 153. 

*) Auch die Stimmberechtigung in kantonalen Angelegenheiten soll 
.eben nur am Wolmsitz, nicht am Heimatort erlangt werden können Salis 1, 
.Nr. 395 I, 795, 796 ; Salis 2, Nr. 1229. 
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dass sie überhaupt nicht in einem Privathaus vorgenommen 
werden sollen. 

Eine Ausnahme bilden, wie schon angedeutet wurde, die 
Landsgemeinden, in denen sich die Stimmberechtigten eines 
ganzen Kantons zur Abstimmung über Gesetze und zur Vornahme 
von Wahlen versammeln. Die Landsgemeinden werden seit 
alter Zeit auf demselben Platz abgehalten : in Appenzell A.-Rh. 
in Jahren von gerader Zahl in Trogen, von ungerader in Hund- 
wil, in Appenzell I.-Rh. und Glarus im Kantonshauptort, in 
Nidwaiden zu Wyl an der Aa, in Obwalden auf dem Landen- 
berg bei Sarnen und in Uri bei Bötzlingen an der Gand. 

Liegt aber in der Festsetzung nur eines einzigen Ab- 
stimmungsplatzes für einen ganzen Kanton nicht eine Verletzung 
der in Art. 4 der B,-Verf . statuierten Rechtsgleichheit ? In der 
auf S. 61 bereits erwähnten Beschwerdeschrift einiger Bürger 
von Andermatt wurde dies behauptet, und tatsächlich lässt 
sich auch nicht bestreiten, dass die Ausübung des Stimmrechtes 
an der Landsgemeinde für die Angehörigen der verschiedenen 
Kantonsteile mit ungleichen Schwierigkeiten verbunden ist. 
Der Bundesrat hat aber mit Recht erwidert, Art. 4 könne nicht 
im Sinne einer absoluten Gleichheit aller Bürger aufgefasst 
werden, weil die Verschiedenheit der tatsächlichen Verhältnisse 
immer Ungleichheiten erzeuge, deren Beseitigung nicht in der 
Macht des Staates und der Gesetzgebung stehe. Es sei daher 
auch stets nur soviel verlangt worden, dass jeder Bürger unter 
gleichen Verhältnissen im Rechte gleich und nicht exceptionell 
behandelt werde. Dieser Forderung werde aber im Spezialfall 
genügt, weil alle Bürger im Kanton Uri an der Landsgemeinde 
die gleichen politischen Rechte genössen^). 

Aehnlich wie für die Angehörigen der Landsgemeinde- 
kantone ist für die Stimmberechtigten der noch in Schwyz und 



*) Vergl. Salis 1, Nr. 827 und E. Curti, Das Prinzip der Gleichheit 
vor dem Gesetz, Berner Diss., 1888, S. 63. 
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(fakultativ) in Graubünden bestehenden Bezirks- oder Kreis- 
versammlungen der Ort der Stimmabgabe oft verschieden vom 
Wohnort. 

C. Zeit der Verhandlung. 

I. Bundesrecht. 

Art. 16 des Wahlgesetzes verlegt die Integralerneuerung 
des Nationalrates auf den letzten Sonntag im Oktober je des 
dritten Jahres, und das B.-G. vom 17. Juni 1874 betr. Volks- 
abstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse schreibt 
bez. des Gesetzesreferendums vor, dass es in der ganzen Eid- 
genossenschaft an einem und demselben Tag, der vom Bundes- 
rat festgesetzt wird, stattzufinden habe. Diese Regel wird 
durch Art. 16 des B.-G. über das Verfahren bei Völksbegehren 
und Abstimmungen betr. Revision der Bundesverfassung, vom 
27. Jan. 1892, auch auf die Abstimmungen über Bundesverfas- 
ungsre Visionen ausgedehnt. Das bereits cit. B.-G. von 1888 
betr. Abänderung von Art. 4 des Wahlgesetzes verlangte Ein- 
richtungen, die den Beamten und Angestellten der Post-, Tele- 
graphen- und Zollverwaltung, der Eisenbahnen und Dampf- 
schiffe, kantonaler Anstalten und Polizeikorps die Ausübung 
des Stimmrechts ermöglichen, aber doch nicht gegen die Vor- 
schrift der Stimmabgabe am Wohnsitz Verstössen. Es fielen 
also in Betracht insbesondere Erleichterungen mit Bezug auf 
die Abstimmungszeit: Verlängerung derselben und vorzeitige 
Stimmabgabe. Andern Bürgern, die sich um die gleiche Ver- 
günstigung bewarben, blieb sie dagegen versagt ^), bis ein B.-G. 
vom 30. März 1900 den Kantonen gestattete, für ihr ganzes 
Gebiet oder auch nur für Teile desselben die Stimmabgabe in 
eidgenössischen Angelegenheiten schon am Vorabend des Wahl- 
oder AbstimRiittngstages zuzulassen. Kantone, die die Stimm- 
abgabe in kantonalen Angelegenheiten am Vorabend des eigent- 
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liehen Verhandlungstages ermöglichen, sind sogar verpflichtet, 
die sog. Samstagsurne auch bei eidgenössischen Wahlen und 
Abstimmungen einzuführen. 

2. Kantonales Recht. 

Auch in den Kantonen werden Wahlen und Abstimmungen 
stets an einem Sonntag vorgenommen. Für die Landsgemeinden 
steht der Tag fest: in beiden Appenzell und. Unterwaiden der 
letzte Sonntag im April, in Uri der erste Sonntag im Mai, in 
Glarus ein Sonntag im Lauf dieses Monats. In Aargau, Bern, 
Thurgau, Zürich besteht ein Frühlings- und ein Herbstreferen- 
dum, in Schaffhausen nur das erstere. Der Zeitpunkt für Wahlen 
ist in manchen Kantonen ebenfalls gesetzlich fixiert. Im Tessin 
dürfen Volksabstimmungen über Verfassungsrevisionen und dem 
Referendum unterstellte Gesetze nur in der Zeit vom ersten 
Sonntag im November bis und mit dem ersten Sonntag im 
März stattfinden^), aus Rücksicht auf die grosse Zahl Stimm- 
berechtigter, die den Sommer über auswandert. Auch für 
Gemeindeversammlungen finden sich Zeitbestimmungen, z. B. 
in beiden Appenzell und Obw^alden der erste Sonntag im Mai, 
in Glarus der Monat März, in Neuenburg die erste Hälfte Mai. 
Im Aargau sollen die Gemeindeversammlungen nicht zur Nacht- 
zeit stattfinden. — Im übrigen setzen die Behörden jeweilen 
den Wahl- oder Abstimmungstag fest. 

Beim Urnensystem kommt in Frage die Zeit, während 
welcher die Urne geöffnet ist. Ihre Bemessung hängt ab vom 
Wahl- oder Abstimmungsverfahren und der Zahl der Stimm- 
berechtigten; in Genf z. B. kann der Zutritt zur Urne von 11 
bis 4 Uhr erfolgen, in kleinen Ortschaften des Aargau dagegen 
braucht das Wahllokal bloss während einer Stunde geöffnet 
zu sein. Die oben erwähnte Samstagsurne ist in einer Reihe 
von Kantoneil eingeführt worden. 



>) Art. 32 des Verf. -Ges. vom 2. Juli 1892. 
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D. Stimmpflicht 

Literatur: Deploige, Le vote obligatoire en Suisse. (Revue gene- 
rale, März 1893.) Schollenberge r, Der Stimmzwang in der Schweiz, 
Schweiz. Zeitschrift für Straf recht, 1897, S. 78 ff. Triepel, Wahlrecht 
und Wahlpflicht, Jahrbuch der Gehestiftung Dresden, Bd. VI, 1901. 

Quellen: Aar g au, Verf. 15; Gesetz über die Organisation der Ge- 
meinden etc., vom 26. Nov. 1841, § 11; Wahlgesetz 32; 66, Abs. 2; 67. 
Appenzell A.-Rh., Verf. 27, Abs. 1; 40, Abs. 2; Bestimmung betr. Besuch 
der Landsgemeinde, Landsgemeindebeschluss vom 29. April. 1883. Appen- 
zell I.-Rh., Verf. 17; Verordnung betr. obligatorischen Besuch der Lands- 
gemeinde und Bezirksversammlungen, vom 18. Nov. 1879. Art. 1, 2, 3 ; 
Verordnung betr. die eidg. Wahlen und Abstimmungen, vom 21. März 1891, 
Art. 12. Bern, Wahlgesetz 1, Abs. B. Glarus, Verf. 31, Abs. 2. Voll- 
ziehungsverordnung zu § 10 des Gemeindegesetzes, vom 13. Nov. 1889, § 21. 
Luzern, Organisationsgesetz vom 7. Juni 1866, §§244, 283, 290. Neuen- 
burg, Loi sur les communes, vom 5. März 1888, Art. 39, Abs. 2; Wahl- 
gesetz 5. St. Gallen, Verf. 43, 124; Gesetz betr. die Organisation der 
Verwaltungsbehörden der Gemeinden und Bezirke, vom 1. März 1867, Art. 
20. Schaff hausen, Verf. 27, Abs. 3; 42, Abs. 5. Gesetz über das Ge- 
meindewesen, vom 9. Juli 1892, Art. 30 ; Wahlgesetz 9, 10. T e s s i n. Legge 
organica comunale, vom 13. Juni 1854, Art 17. T h u rg a u, Gesetz betr. Or- 
ganisation der Gemeindebehörden, vom 8. Sept. 1874, §52. IJnterwalden 
n. d. W., Verf. 18, Abs. 2. IJnterwalden o. d. W., Verf. 13; Verord- 
nung über Abhaltung der Landsgemeinde 2. U r i, Verf. 18. Gesetz über 
die Lands^emeinde, vom 3. Mai 1885, Art. 1. Zug, Verf. 17, Abs. 1. Zürich, 
Verf. 30, Abs. 4; Gemeindegesetz vom 27. Juni 1875, § 61. Gesetz betr, 
Abänderung des § 4 des Wahlgesetzes, vom 29. Juni 1890 ; Verfassungs- 
gesetz vom 23. April 1893. 

Das kantonale Recht ist ausschliesslich massgebend. Es 
könnte zwar fraglich erscheinen, ob dasselbe auch die Teilnahme 
an eidgenössischen Wahlen und "Abstimmungen obligatorisch 
erklären darf, da der Wortlaut von B.-Verf.-Art. 43, Abs. 2 
sagt: der Schweizer „kann" in Bundesangelegenheiten stimmen. 
Der Sinn dieses Ausdruckes ist aber nicht der, die Zulässigkeit 
einer Verpflichtung zu verneinen (vergl. S. 22), denn die Teil- 
nahme an Wahlen und Abstimmungen gilt ganz allgemein als 
Bürgerpflicht, auch .wenn kein Gesetz sie speziell zu einer 
solchen stempelt. 

Wo aber Kantone ausdrücklich Stimmpflicht statuieren, 
da unterlassen sie es doch meistens, die Nichterfüllung derselben 
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unter Strafe zu stellen, oder sie gebieten bei Strafe nur die 
Teilnahme an gewissen, nicht allen Wahlen und Abstimmungen, 
•3vent. überlassen sie die Strafandrohung den Gemeinden. 

I. Einfache Stimmpflicht 

(ohne Strafandrohung) kennen: a) für alle Wahlen und Abstim- 
mungen: Bern („Die Ausübung des Stimmrechts ist Bürger- 
pflicht, sie darf aber mit keinem Zwang verbunden werden!) 
und Neuenburg, b) für alle Urnemvahlen und 'Abstimmungen: 
Zürich und St. Gallen, c) für die Landsgemeinden: Glarus, 
Unterwaiden und Uri. d) für Gemeindeversammlungen: beide 
Appenzell, Luzern, Nidwaiden, Tessin (für die erste Verhand- 
lung) und Zug. 

2. Stimmpflicht mit Strafandrohung (= Stimmzwang) 

haben: a) gesetzlich festgelegt: a. für alle Wahlen und Ab- 
stimmungen: Aargau (die Höhe der Busse setzen die Ge- 
meinden fest), ß. für alle Urn enwahlen und -Abstim- 
mungen: Glarus (1 Fr.) y. für die Landsgemeinden: 
Appenzell A.-Rh. (10 Fr.), Appenzell I.-Rh. (5 Fr.). Da aber 
eine Kontrolle nicht existiert und Denunzianten sich nicht finden 
sollen, riskiert der lässige Aktivbürger nicht viel. In Inner- 
rhoden allerdings darf er sich während der Abhaltung der 
Landsgemeinde nicht in einer Wirtschaft betreten lassen, denn 
in diesen soll die Polizeidirektion (!) den Fehlbaren nachspüren. 
d. für Gemeindeversammlungen: St. Gallen (2 Fr.)^), 
Tessin (bis 3 Fr., aber nur für die zweite Versammlung, wenn 
eine erste zu schwacher Beteiligung wegen beschlussunfähig 
war), Thurgau (V2 — 1 Fr.)^). b) Den Gemeinden überlassen: a. für 
alle Wahlen und Abstimmungen ist im Aargau die Festsetzung 



*) Die Praxis soll die Vorschrift auch auf Urnenwahlen und -Ab- 
stimmungen ausdehnen. Triepel, Note 55. 

') Das neue Wahlgesetz hat die Strafandrohung des alten für Nicht- 
erfüllung der Stimmpflicht nicht übernommen, sie ist aber in dem unter 
„Quellen" cit. Gesetz nicht aufgehoben worden. 
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der 'Höhe der Busse innerhalb der Grenze von 1 — 4 Fr. ß. In 
Graubtinden drohen verschiedene Gemeindestatute Bussen an, 
wohl gestützt auf § 16 des Gesetzes über die Kreiswahlen, der 
ihnen das Recht giebt, „im Einklang mit gegenwärtigem Gesetz 
und andern einschlägigen Verfassungs- und Gesetzesvorschriften 
nähere Ausführungsbestimmungen aufzustellen". Dass die Fest- 
setzung eines Stimmzwanges mit den Gesetzen, die sich über 
denselben ausschweigen, „im Einklang" stehe, ist kaurai der 
Fall, dagegen könnten die Gemeinden ganz wohl eine Gebühr 
für die amtliche Abholung nichtzurückgebrachter Stimmrechts- 
ausweise erheben *). y. Zürich erlaubt den Gemeinden, die Teil- 
nahme an Gemeindeversammlungen bei Busse bis 1 Fr. für obli- 
gatorisch zu erklären. Die betr. Bestimmung des Gemeinde- 
gesetzes bezieht sich auch auf Urnenwahlen, ist aber in dieser 
Ausdehnung als aufgehoben zu betrachten, denn sonst könnte 
die Busse neben der Einzugsgebühr verlangt werden, d. Früher 
konnten auch in Baselland die Gemeinden zu allen Wahlen und 
Abstimmungen bei Busse „bieten" lassen, ebenso in Solathurn. 
Heute sind die betr. Vorschriften in beiden Kantonen obsolet. 

3. Kein eigentlicher Stimmzwang 

liegt vor, wenn für die Abholung nicht abgegebener Stimm- 
rechtsausweise eine Gebühr erhoben wird. Der Aktivbürger 
wird nicht zur Stimmabgabe gezwungen, denn er hat nach der 
Abstimmung noch einige Tage Zeit, seine Ausweiskarte der 
Wahlbehörde zurückzubringen. Erst wenn er dies unterlässt, 
erfolgt die Abholung der Karte von Amts wegen, so in Appen- 
zell I.-Rh. nach eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen 
(50 Rp.) '), in Zürich (50 Rp. bis 1 Fr.) und bis 1904 in Bern. 
Dieses System ist weitaus vernünftiger und nicht weniger 
wirksam als der Stimmzwang, der oft nur auf dem Papier steht 

und in seinen Konsequenzen überhaupt nicht durchgeführt wird. 

- * 

*) Ein Gesetz über Stimmrecht und Stimmpflicht ist im März a. c. 
in der Volksabstimmung gefallen. 

2) Die Taxe fällt zur einen Hälfte dem Stimmregisterführer und zur 
andern Hälfte dem Polizeidiener zu. 
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4. Ausnahmen. 

Ueberall, wo die Nichterfüllung der Stimmpflicht mit 
Strafe bedroht wird, sind auch Entschuldigun^sgründe zugelassen. 
Oft wird ein ganzer Katalog von solchen aufgezählt, z. B. in 
Schafthausen (Wahlgesetz, Art 10): Landesabwesenheit, Militär- 
dienst, dringende Amtsgeschäfte, eigene Krankheit oder noto- 
rische Gebrechlichkeit, schwere Krankheit naher Angehöriger, 
zu welchen gezählt werden: Ehegatten, Blutsverwandte und 
Verschwägerte bis und mit dem 2. Grade, tiefe Trauer während 
8 Tagen vom Todestag eines solchen Verwandten an, ein Alter 
von mehr als 65 Jahren. 

Glaubensansichten dagegen entbinden nicht von der Er- 
füllung der bürgerlichen Pflichten (B.-Verf.-Art. 49, Abs. 5). 
Es kann sich kein Bürger dadurch, dass er sich auf die Sonntags- 
heiligung beruft, oder weil die Religionsgenossenschaft, der er 
angehört, während der Abstimmungszeit gerade ihren Gottes- 
dienst hält, der Stimmpflicht entziehen. Ebenso wenig kann 
er, wenn er- etwa wegen Nichtteilnahme an einer Kirch- 
gemeindeversammlung gebüsst worden ist, die Bezahlung 
der Busse unter Hinweis auf die Glaubens- und Gewissens- 
freiheit verweigern. Die Teilnahme an einer Kirchgemeinde- 
versammlung ist keine religiöse ' Handlung, der Bürger wird 
nicht gezwungen, einer Religionsgenossenschaft anzugehören; 
solange er aber nicht formell aus derselben austritt, hat er die 
Pflichten zu erfüllen, die sie ihm auferlegt. 

5. Die Strafe. 

Die Strafe der Nichterfüllung der Stimmpflicht ist stets 
Geldbusse, die von den Wahlbehörden, nicht vom Richter ver- 
hängt wird. Ihrem rechtlichen Charakter nach ist sie eine 
Ordnungsbusse, wie etwa die über ausbleibende Zeugen ver- 
hängte üngehorsamsstrafe (Glarus verweist denn auch gerade 
bez. der Entschuldigungsgründe auf die in der Zivilprozess- 
ordnung für jene Personen gültig erklärten). Einzig Appen- 
zell A.-Rh. bestimmt, dass die Busse in die Polizeikasse falle. 
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also Polizeibusse sei. Doch ist von einer Umwandlung der- 
selben in Haft nicht die Rede, denn der Gedanke des Stimm- 
rechts ist trotz allem der, die Sphäre des Individuums durch 
eine rechtliche Handlungsfähiglceit zu erweitern, nicht durch 
eine Pflicht zu beschränken, sonst müssten die politischen 
Kämpfe der Zukunft nicht um Erlangung des allgemeinen 
Stimmrechts in Staaten, wo es noch nicht besteht, sondern um 
Befreiung von der Stimm'pflicht geführt werden ! Mit der Busse, 
deren Betrag ausser in Appenzell nirgends bedeutend ist, soll 
dem lässigen Bürger mehr gesagt werden, dass er die Ehre 
des Besitzes politischer Rechte nicht zu würdigen wisse, nicht, 
dass er eine Schranke der Rechtsordnung überschritten habe ^). 

Uebrigens ist die Geldstrafe nicht das einzige Mittel, durch 
das die Bürger zu stärkerer Beteiligung an Wahlen und Ab- 
stimmungen veranlasst werden könnten. Im Ausland speziell 
ist vorgeschlagen w^orden, die Namen der Pflichtvergessenen 
zu publizieren, notorisches Fernbleiben von der Urne mit Entzug 
des Stimmrechtes zu bestrafen, oder die Wahlen, die zu schwa- 
cher Beteiligung wegen nicht zu stände kamen, auf Kosten 
der Säumigen zu wiederholen ^). Im ganzen wird dem Stimm- 
zwang kaum eine grosse Bedeutung beigelegt werden; seine 
Wirkung besteht hauptsächlich in einer Vermehrung der leeren 
Stimmzettel. In gewissen Fällen mangelt ihm auch jeder tiefere 
Sinn; man denke z. B. an eine Stichwahl, bei der einem Wähler 
keiner von beiden Kandidaten genehm ist. 

Ein Gegenstück zum Stimmzwang wäre es, die Bürger für 
ihre Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen zu entschädigen. 
Im Kanton Waadt ist dies merkwürdigerweise für Gemeinde- 
versammlungen als zulässig erklärt (Loi du 16 sept. 1885 sur 
Forganisation des autorit^s communales, Art. 27), während 
Tessin sich wenigstens veranlasst sah, es ausdrücklich (!) zu ver- 
bieten (Legge organica comunale, vom 13. Juni 1854, Art. 18). 



*) Schollenberger, a. a. 0., S. 73. 
^) Triepel, a. a. 6., S. 23 ff. 
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E. Stellvertretung. 

Das Stimmrecht ist ein höchst persönliches Recht, seine 
Ausübung sollte deshalb nicht über tragen werden dürfen. Da 
zudem die Stellvertretung fast überall, wo sie rechtens ist, zu 
missbräuchlicher Anwendung gelangt, verbietet sie denn auch 
der Bund ausdrücklich (Wahlgesetz, Art. 8, Abs. 2), ebenso die 
Kantone Baselland, Luzern, Schaff hausen und Zug. Die Gesetz- 
geber von Aargau, Baselstadt, Genf, Schwyz, Solothurn, St. Gallen 
und Thurgau begnügen sich damit, „persönliche" Stimmabgabe 
zu verlangen. Stellvertretung gestatten dagegen : Bern (Dekret 
über das Verfahren bei Volksabstimmungen und Volkswahlen, 
vom 22. Nov. 1904, § 20): „Die Stimmabgabe hat mit den 
nacherwähnten Ausnahmen durch den Stimmberechtigten per- 
sönlich zu geschehen. — Bei kantonalen Wahlen und Abstim- 
mungen können sich Stimmberechtigte, welche a) das 60. Alters- 
jahr zurückgelegt haben oder b) laut einer dem Ausschuss 
vorzuweisenden stempelfreien Bescheinigung krank oder ge- 
brechlich sind oder c) über 5 km entfernt vom Wahllokal 
wohnen oder d) vom Abstimmungskreis abwesend sind, durch 
andere Stimmberechtigte vertreten lassen, jedoch nur, wenn 
sie diese Stellvertretung schriftlich einem bestimmten Stimm- 
berechtigten übertragen haben. Dabei darf niemand mehr als 
zwei Stimmen, seine eigene eingerechnet, abgeben." Viel weiter 
geht Zürich (Wahlgesetz, Art. 31): „Ausnahmsweise (?!) kann 
ein Stimmberechtigter durch einen andern Stimmberechtigten 
seine Stimmkarte abgeben lassen. Mehr als drei Stimmzettel 
darf jedoch Niemand einlegen". Graubünden (Gesetz über die 
Kreiswahlen, Art. 8, Schlussatz) erlaubt die Stellvertretung für 
einen Stimmberechtigten. 

Wo aber die Stellvertretung zulässig ist, da kann sie nur 
durch andere Stimmberechtigte ausgeübt werden. Einsendung 
der Stimmzettel mit der Post und in verschlossenem Umschlag 
ist unstatthaft^). 



') Vergl. S all s 1, Nr. 815, I. 
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F. Verfahren bei der Stimmabgabe. 

Literatur: Schollenberge r, Grundriss I, S. 93—94, 97—98. 

Es sind zu unterscheiden : das Versammlungssystem, bei 
dem die Stimmenden zu einer Versammlung zusammentreten, 
und das Urnensystem, bei dem die Stimmberechtigten unab- 
hängig von einander ihre Stimmzettel in eine Urne legen *). 
Das Versammlungssystem teilt sich dann weiter in das System 
der geheimen und das der offenen Stimmabgabe, während das 
Urnensystem allerdings geheime Stimmabgabe bedingt. 

I. Versammlungs- und Urnensystem. 

a) Das Versammlungssystem. 

Für kantonale Angelegenheiten besteht es vor allem in 
den Landsgemeindekantonen, ausserdem in Baselland, Freiburg, 
Tessin und Wallis, teilweise auch im Aargau und in Schaff- 
hausen. 

Für Gemeindeangelegenheiten ist das Versammlungssystem 
in den meisten Kantonen heute noch die Regel; es kann aber 
oft durch einfachen Beschluss der Gemeinde das Urnensystem 
eingeführt werden. 

Der Vorteil des Versammlungssystemes liegt in der Er- 
möglichung einer Beratung vor der Stimmabgabe bei sachlichen 
Abstimmungen. 

a. Offene Stimmabgabe. Sie ist das System der 
Landsgemeinden und geschieht einfach durch Aufheben der 
Hand (aber nicht beider Hände! Obwalden). In Graubünden 
steht es bei den Gemeinden, die offene Stimmabgabe in kan- 
tonalen Angelegenheiten statutarisch festzusetzen. 

In der Gemeindeversammlung werden die sachlichen Ab- 
stimmungen in der Regel offen vorgenommen (offenes Mehr 



*) Es ist eigentlich nicht treffend, einen Gegensatz zwischen Ver- 
sammlungs- und Urnensystem zu konstruieren, da auch beim Versammlungs- 
system Urnen verwendet werden. Korrekter würde man von simultaner 
und sukzessiver Verhandlung sprechen. 
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durch Handaufheben oder Aufstehen), es kann aber auch ge- 
heime Abstimmung beschlossen werden. Bei Wahlen dagegen 
wird nur in Appenzell A.-Rh. und Zug regelmässig offen ab- 
gestimmt, in St. Gallen und Schaffhausen, wenn es die Gemeinde 
mit einfacher, in Luzern, wenn sie es mit ^/a Stimmenmehrheit 
beschliesst. In Glarus und Thurgau erlauben die Gesetze nur 
für minderwichtige Wahlen die offene Stimmabgabe. 

ß. Geheime Stimmabgabe. Sie besteht für kantonale 
Angelegenheiten in Aargau (mit unbedeutenden Ausnahmen), 
Baselland, Freiburg, . Solothurn, Tessin und Wallis. In Grau- 
bünden ist ihre Festsetzung den Gemeinden anheimgestellt. 

In den Gemeindeversammlungen müssen die Wahlen meist 
von Gesetzes wegen geheim vorgenommen werden. Ausnahmen 
bilden die unter a erwähnten Fälle. Für sachliche Abstimmun- 
gen muss die geheime Stimmabgabe in der Regel erst von den 
Gemeinden beschlossen werden. 

Zum Verfahren selber ist zu bemerken : Die Legitimation 
erfolgt in Aargau und Freiburg, teilweise auch in Graubünden 
durch Ausweiskarten, die — in Freiburg mitsamt dem Stimm- 
zettel — schon bei der Einladung zur Verhandlung ausgeteilt 
werden. An andern Orten geschieht sie durch Namensaufruf. 
Die Stimmzettel werden entweder eingesammelt oder von den 
Berechtigten selber in die Urne gelegt. 

h) Das Urnensystem, 

Es gilt im Bund für Wahlen und Abstimmungen (Wahl- 
gesetz, Art. 8); nur die Wahl der eidgenössischen Geschworenen 
kann in offener Abstimmung vorgenommen werden. In den 
Kantonen besteht das Urnensystem überall dort, wo nicht 
unter a das Versammlungsssytem als das geltende genannt 
wurde. 

Das Verfahren bei der Stimmabgabe ist im übrigen ver- 
schieden. «. Am einfachsten ist das System der Kantone 
Aargau, Graubünden, St. Gallen, Thurgau und Zürich, wo der 
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Stimmberechtigte schon vor dem Verhandlungstage Ausweis- 
karte und Stimmzettel erhalten hat. Durch Rückgabe der 
Ausweiskarte legitimiert er sich beim Eintritt ins Wahllokal 
und legt dann den Stimmzettel in die Urne, ß. In Baselstadt, 
Bern, Neuenbürg^), Schwyz (fakultativ) und Waadt erhält der 
Stimmberechtigte vor dem Verhandlungstag nur die Ausweiskarte. 
Gögen Rückgabe (in Neuenburg gegen Vorweisung) derselben 
wird ihm dann im Wahlbureau das offizielle Stimmaterial 
(Stimmzettel, Stimmcouvert etc.) ausgehändigt, das er ausfüllt 
und in die Urne legt ^). y. In Genf und Luzern bekommt der 
Stimmberechtigte vor der Verhandlung wieder Ausweiskarte 
noch Stimmzettel. Er hat vielmehr im Wahllokal seine Stimm- 
berechtigung nachzuw^eisen, in Genf z. B. dadurch, dass er 
Namen, Vornamen, Geburtsjahr, Beruf, Wohnung und Heimat- 
kanton nennt (Wahlgesetz, Art. 53), worauf sein Erscheinen 
auf dem tableau electoral vorgemerkt wird. Dann erst erhält 
er das Stimmaterial, das er im Lokal selbst auszufüllen hat. 
Etwas modifiziert gilt dieses System auch in Schwyz und Zug. 

2. Die Stimmaterialien. 

In den meisten Kantonen erhält der Stimmberechtigte 
amtliche Stimmzettel, in Genf und bei Grossrats wählen auch 
in Baselstadt eine estampille, Stimmarke, die er auf einen pri- 
vaten Zettel zu kleben hat. In Luzern, Neuenburg, Waadt 
und bei Wahlen auch in Schwyz bekommt er ein amtliches 
Stimmcouvert (enveloppe), in das er entweder einen privaten 
Stimmzettel legt, oder auf das er seine Stimmgebung schreibt. 
St. Gallen verteilt vor der Verhandlung amtliche Zettel, bei 
der Verhandlung amtliche Couverts. 



*) In Neuenburg erhält der Aktivbürger bei der Eintragung in die 
Stimmregister ein für alle Mal eine „carte civique". 

^) In Neuenburg können Kranke und Schwache in der Ausübung 
der Formalitäten durch Mitglieder des Wahlbureaus unterstützt werden, 
oder es sammelt auf ihr motiviertes Verlangen eine Delegation des Wahl- 
bureaus die Stimmzettel in ihren Wohnungen ein. (Wahlgesetz, Art. 46, 47.) 
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G. Fragestellung und Stimmgebung bei Abstimmungen. 

1. D\ß Fragestellung. 

Wo nur ein Vorschlag gemacht wird, geht die Frage 
einfach auf ja oder nein. Wenn aber ein Vorschlag und ein 
Gegenvorschlag sich gegenüberstehen (bei einer ausgearbeiteten 
Initiative aus dem Volk und einem andern Vorschlag des Par- 
lamentes) wäre Gelegenheit zur sog. Eventualabstimmung, die 
neben der Annahme oder Verwerfung des einen oder andern 
Entwurfes noch zwei weitere Möglichkeiten berücksichtigt : 

a) die, dass ein Bürger, der für keinen der beiden Vorschläge 
stimmte, falls einer derselben trotzdem angenommen wird, sich 
nun doch noch für einen der beiden entscheiden kann und 

b) die, dass ein Bürger, der für einen der Vorschläge stimmte, 
im Fall der Verwerfung desselben dann auch den andern ver- 
werfen kann^). 

Indessen wird weder im Bund, der eine Eventualabstim- 
mung in den Fällen des Art. 121 der B.-Verf. anordnen könnte, 
noch in den Kantonen von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
sondern einfach die Alternative gestellt: wollt ihr den einen, 
oder wollt ihr den andern Vorschlag. 

2. Die Stimmgebung. 

Sie kann nur bei zwei Vorschlägen zweifelhaft werden, 
wenn der Stimmberechtigte entweder a) den Vorschlag, oder 
b) den Gegenvorschlag, oder c) keinen von beiden annehmen 
will. Er k^nn dementsprechend stimmen: zum einen oder 
andern Vorschlag ja, oder zu beiden nein, dagegen nicht zum 
Vorschlag ja und zum Gegenvorschlag nein, oder umgekehrt. 
Das letztere liegt nicht auf der Hand ; eher wäre zu vermuten, 
der Stimmberechtigte dürfe seinem Willen in positiver« und 
zugleich in negativer Weise Ausdruck geben. Er muss sich 
aber doch in einem Fall der Stimmabgabe enthalten, weil u. U. 



*) Schollenberger, Grundriss I, S. 99. 
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sonst beide Vorschläge verworfen werden könnten, obschon 
die Zahl der zum einen und andern Vorschlag Ja-Stimmenden 
grösser ist als die der Neinsager zu beiden Vorschlägen^) — 
ein Punkt, der in Theorie und Praxis des öftern übersehen wird'^). 

H. Stimtnenkalkulation. 
I. Bei Abstimmungen. 

aj Berechnung des Mehres. 

a. In der Regel entscheidet das absolute, oder, wie es 
im Gegensatz zum potenzierten auch genannt wird, das ein- 
fache Mehr, d. i. die Hälfte der Stimmen plus eine. Für 
die Bildung desselben kommt fast stets nur die Zahl der wirk- 
lich Stimmenden, nicht die der Stimmberechtigten im ganzen 
in Betracht, aus dem einfachen Grunde, weil sonst viele Ab- 
stimmungen resultatlos verliefen und repetiert werden mtissten. 
Theoretisch allerdings hätte man zu fordern, dass eine Ent- 
scheidung nur von der Mehrheit der sämtlichen Stimmberech- 
tigten gefällt würde, denn laut den Verfassungen ist Staatsorgan 
die Aktivbürgerschaft im ganzen, nicht die irrelevante Summe 
der jew^eilen an einer Wahl oder Abstimmung teilnehmenden 
Bürger. Auch ist die Aktivbürgerschaft als unmittelbares 
Organ vorgesehen, während eine Berücksichtigung nur der 
wirklich stimmenden Aktivbürger diese als ein sich von der 
Gesamtheit abhebendes, dieselbe vertretendes — insofern eigent- 
lich als ein mittelbares! — Organ darstellt^). Es dürfte auf 
dieses Verhältnis hingewiesen werden,, wenn etwa eine Inter- 
pretation von lit. c des Art. 6 B.-Verf. in Frage käme. Nach 



*) Ein erklärendes Beispiel giebt Sohollenberger, Grundriss I, 
S. 100. 

2) Sohollenberger, a. a. 0., citiert hief ür eine zürcherische Ab- 
stimmung; als Beispiel aus der Literatur vergl. die Darstellung bei Kunz, 
Aktivbürgerrecht, S. 92. 

^) Vergl. A. Keller, Das Volksinitiativrecht nach den Schweizerischen 
Kantonsverfassungen, Zürcher Diss. 1889, S. 74/75. 
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der dort enthaltenen Vorschrift muss nämlich eine Kantons- 
Verfassung vom Volk angenommen sein, damit der Bund sie 
gewährleistet; aber wann sie als „vom Volk angenommen" 
gilt, das wird nicht gesagt. Wollte nun ein Kanton — tat- 
sächlich tut es keiner — seine Verfassung nur dann als ange- 
nommen erklären, sofern die Mehrheit aller Stimmberechtigten 
sich für dieselbe aussprach, so könnte, falls bei einer Revision 
sich zwar nicht die Mehrheit sämtlicher, wohl aber die Mehr- 
heit der stimmenden Bürger für die Annahme äusserte, diese 
Mehrheit nicht Beschwerde führen. Sie könnte nicht etwa, 
den das absolute Mehr aller Stimmberechtigten fordernden 
kantonalen Verfassungsartikel als bundesverfassungswidrig an- 
fechten, mit dem Hinweis darauf, dass der Bund für seine Ver- 
fassung, die "doch auch „vom Volk angenommen" sein muss, 
die Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden Bürger 
entscheiden lasse (B.-Verf., Art. 123, Abs. 1), und zwar schon 
seit 1848, d. h. schon zu der Zeit, als die Bundesverfassung 
noch prinzipiell die Volksrechte in den Kantonen auf denselben 
Umfang fixierte wie im Bund. Eine solche Argumentation 
mtisste auch gleich dahinfallen vor der weitern Bestimmung - 
der lit. c des Art. 6, wonach die Kantone ihre Verfassungen 
zu revidieren haben, wenn es „die absolute Mehrheit der Bürger", . 
also sämtlicher, nicht bloss der an der Vorabstimmung teil- 
nehmenden Bürger verlangt, während anders im Bund nach 
Art. 120 B.-Verf. (früher Art. 113) die Revision der Verfassung 
beschlossen ist, sobald sich die Mehrheit der stimmenden 
Schweizerbürger dafür ausgesprochen hat. Die nach Bundes- 
recht somit zulässige Forderung eines absoluten Mehrs, das 
von der Zahl sämtlicher Aktivbürger berechnet ist, erheben 
Freiburg (Verf. -Art. 79, Abs. 2) und Wallis (Verf. -Art. 87, 
Abs. 1) für den Beschluss einer kantonalen Verfassungsrevision. . 

ß. Potenziertes Mehr, d. h. ein Mehr, das einen 
grössern Bruchteil ausmacht als V2 (z. B. Va, 7*), wird höchst 
selten und nur bei kommunalen Abstimmungen gefordert, in. 
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Bern z. B. ' für Veräusserung von Liegenschaften, im Tessin 
für Verteilung von Gemeindegütern u. s. w. Als vorsorgliche 
Massnahme dafür, dass Beschlüsse insbesondere von finanzieller 
Bedeutung nicht leichthin, etwa zur Ueberraschung einer grossen 
Zahl lässiger Stimmberechtigter, gefasst werden, lässt sich 
dieses System begreifen. Genau betrachtet statuiert es jedoch 
ein Recht der Minderheit, denn wo das potenzierte Mehr nicht 
erreicht, das absolute dagegen tiberschritten wird, hat die 
Minderheit, den Ausschlag gegeben, zwar nicht durch Fassung 
eines positiven Beschlusses, wohl aber insofern, als sie die 
Fassung eines ihrem Willen entgegengesetzten Beschlusses ver- 
hinderte. 

hj Die Behandlung der einzelnen Stimmen hei der Berechnimg. 

An den Landsgemeinden, oft auch an Gemeindeversamm- 
lungen findet eine Zählung der einzelnen Stimmen vorerst nicht 
statt. Die Feststellung der Mehrheit geschieht durch Abschätzen 
(Abmehren). Nur wenn auf diese Weise ein sicheres Resultat 
sich nicht ergiebt, dann wird zur Zählung geschritten. 

Bei der geheimen Abstimmung erhebt sich die Frage, 
wie die leeren und ungültigen Zettel zu behandeln seien. Für 
die Sache selber zählen sie natürlich nicht. Dagegen ist nicht 
von vornherein ausgeschlossen, dass sie bei der Berechnung 
des Mehrs in Betracht gezogen werden. Indessen ist Aargau 
der einzige Kanton, der diesen Standpunkt einnimmt, während 
im Bund, in Bern, Genf, Thurgau, Waadt und Zürich zwar die 
ungültigen Zettel berücksichtigt werden, nicht aber die leeren. 
Die Nichtbeachtung der leeren Zettel ist wohl richtig, denn so 
gut wie die an einer Abstimmung nicht teilnehmenden Bürger 
^eben auch diejenigen, die einen leeren Stimmzettel zur Urne 
tragen, nicht eine Stimme ab, sondern erklären bloss, dass sie 
sich dem Entscheide der Mehrheit fügen w^erden. Wenn also 
für die Berechnung des Mehrs nur die Zahl der Stimmenden, 
nicht die der Stimmberechtigten überhaupt massgebend sein 
.soll, so können unter den „Stimmenden" nur solche Btirger 
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verstanden werden, die einen Zettel mit einer ausdrücklichen 
Willenserklärung, nicht ein leeres Blatt Papier abgegeben 
haben. Anderseits genügt eine ausdrückliche Willensäusserung ; 
dass dieselbe auch gültig sein muss, sollte nicht verlangt 
werden. Trotzdem fallen in den oben nicht erwähnten Kan- 
tonen neben den leeren auch die ungültigen Stimmzettel bei 
der Berechnung des Mehrs ausser Betracht. 

a. Ungültige Zettel. Die Ungültigkeit eines Zettels 
kann herbeigeführt werden durch einen Widerspruch in der 
Stimmabgabe (z, B. Ja — ja, als Antwort auf einen Vorschlag 
und Gegenvorschlag), ferner durch einen Vorbehalt, eine Be- 
dingung, durch unanständige und ehrverletzende, oder über- 
haupt der Sache fremde Bemerkungen. Ungültig sind auch 
die unleserlichen Stimmen und alle Zettel, die ein Kennzeichen 
tragen, denen z. B. Ecken abgerissen, die mit verschiedenen 
Tinten beschrieben oder mit einem Namen unterschrieben sind ^). 
Die Ungültigkeitsgründe werden in den Gesetzen nicht überall 
ausführlich enumeriert ; in Zweifelsfällen entscheidet das Wahl- 
bureau dann von sich aus. Ueberdies giebt es den besondern 
Systemen der Stimmabgabe entsprechende Ungültigkeitsgründe ; 
z. B. wo amtliche Stimmzettel ausgegeben werden, sind alle 
nicht amtlichen unstatthaft, wo der Stimmberechtigte den Zettel 
selber zu liefern hat, pflegen doch farbige und solche von abnor- 
mem Format ausgeschlossen zu sein. Wo Stimmarken oder 
-Couverts zur Verteilung gelangen, sind alle Zettel ohne Marke, 
resp. ohne Couvert ungültig, u. s. w. 

2. Bei Wahlen. 

a) Verhältnis von Wahl tmd Abstimmung tmd die richtige Stimmen- 
Mlktdation bei Wahlen. 
Der Zweck der Wahl ist grundsätzlich von dem der Ab- 
stimmung verschieden. Bei der Abstimmung handelt es sich 



*) Dagegen ist das Geheimnis der Abstimmung an sich keine Pflicht des 
Stimmenden ; dieser kann seine Stimmgebung vor oder nach der Abstimmung 
beliebig der Oeffentlichkeit preisgeben. — Vergl. Seydel, a. a. 0., S. 377. 
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um die Fassung einer Entscheidung, bei einer Wahl um Ueber- 
tragung der Entscheidungsbefugnis auf eine Anzahl Vertreter. 
Die Abstimmung ist der eröffnete Kampf der Parteien, aus dem 
notwendigerweise die Mehrheit als Siegerin hervorgeht. Die 
Wahl dagegen lässt erst die Gruppen der Kämpfer sich bilden. 
Zu einer Gruppe zusammenzutreten aber besitzt jede beliebige 
Anzahl von Bürgern das Recht. Die Kalkulation bei einer 
Wahl hat demnach die Zahl der zu bestellenden Vertreter 
proportional den Gruppen zu verteilen. Dies geschieht auf 
folgendem Wege: 1. ist die Zahl der Stimmberechtigten durch 
die Zahl der Vertreter (den Wahlkoeffizienten) zu dividieren. 
Das Ergebnis heisst Wahlquotient oder Wahlzahl. 2. werden 
die Mitgliederzahlen der verschiedenen Wählergruppen durch 
den Wahlquotienten geteilt. Der Dividend zeigt die Anzahl 
der auf jede Gruppe entfallenden Vertreter. 

Hiebei ist zu bemerken, dass die Wähler durch die Stimm- 
zettel repräsentiert werden, und dass ihre Parteizugehörigkeit 
jeweilen vom Stimmzettel anzugeben ist^). Diese einzige Angabe 
genügt. Die Personenfrage lässt sich als rein interne Angelegen- 
heit der betr. Gruppe behandeln, da sie erst auftaucht, wenn 
der Gruppe eine Anzahl Vertreter wirklich zugeteilt worden 
ist. Am raschesten wird sie natürlich erledigt, wenn schon 
zum voraus auf der offiziellen Parteiliste Kandidaten in be- 
stimmter Reihenfolge aufgeführt werden, die dann in derselben 
als gewählt zu gelten haben. — 

Das ist die Theorie der Verhältniswahl, wie sie schlecht- 
hin richtig ist. Allgemeine Anerkennung hat sie noch nicht 



*) Es konkurrieren also bloss die Parteien, resp. ihre Listen (Listen- 
konkurrenz). Damit der Wähler aber erfährt, welche Parteien konkurrieren» 
müssen sich dieselben eine gewisse Zeit vor der Verhandlung bei amtlicher 
Stelle anmelden, resp. ihre Listen dort hinterlegen. Zugleich müssen die 
Listen auch die Kandidaten für allfällig der Partei zufallende Vertretungen 
nennen. Diese Listen werden dann von den Wahlbehörden publiziert, ev. 
auch jedem Stimmberechtigten mit dem übrigen Stimmaterial besonders 
zugestellt.' 
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gefunden, und im einen oder andern Punkt abweichende 
Stimmenkalkulation kommt vielfach vor. Weit grössere Ver- 
breitung besitzt indessen stets noch das System des absoluten 
(ev. relativen) Mehrs, das kritiklos von der Abstimmung herüber- 
genommen wurde, in seiner Anwendung auf die Wahl aber 
ganz falsch ist. Im einzelnen ist der Bestand der verschiedenen 
Systeme folgender : 

a, Verhältniswahl. 

Literatur : Schollenberge r, Grundriss I, S. 101 ff. K I ö t i, Die 
Proportional wähl in der Schweiz, Zürcher Diss., 1901. 

Die Verhältniswahl haben in der nachstehenden zeitlichen 
Reihenfolge eingeführt: Tessin für die Wahl des Grossen 
Rates ^) und der Gemeinderäte ^), Neuenburg für den Grossen 
Rat'^) und fakultativ für solche kommunale Wahlen, für die 
nicht speziell das System des absoluten Mehres vorgeschrieben 
ist*), Genf für den Grossen Rat^), Zug für Kantonsrat, Re- 
gierungsrat und die Richter, wenn es Vio der Stimmberechtigten 
verlangt auch für die Gemeindebehörden ®), Frei bürg elektiv 
für die Gemeinderäte ^), Solo t hur n für den. Kantonsrat, ev. 
für die Gemeinderäte®), Schwyz für den Kantonsrat*) und 
Baselstadt für den Grossen Rat^^). St. Gallen (Verf. -Art. 
51, Schlussatz) und Obwalden (Verf. -Art. 60, Abs. 2) behalten 
sich die Einführung der Verhältniswahl vor, das erstere für 



*) Decreto di riforma parziale della Costituzione circa le elezioni 
politiche. 18. VII. 1904. — Legge sulle elezioni politiche. 19. I. 1905. 

*) Legge costituzionale del 12 novembre 1897 (modificazione della 
legge comunale). — Legge sui consigli comunali, 21. XI. 1898. 

3) Wahlgesetz, Art. 60—69. 

*) Loi sur les .commimes. 5. III. 1888. Art. 23 u. 24. 

*) Wahlgesetz, Art. 96—114. 

^) Wahlgesetz. 

') Gesetz über die Gemeinden und Pfarreien, vom 19. V. 1894. 

*) „Das proportionale Wahlverfahren nach Art. 10 der Verfassung", 
Anlage A zur Revision der Staatsverfassung, vom 17. III. 1895. 

•) Gesetz betr. das Verfahren bei den Kantonsrats wählen nach Ver- 
hältniswahl, vom 28. XI. 1906. 

*°) Gesetz über die Wahlen in den Grossen Rat, vom 26. I. 1905, 

6 
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den Grossen Rat ^)^ das letztere für Gemeinde wählen. Im weitern. 
sind einige städtische Gemeinwesen von sich aus zum Pro- 
portionalsystem tibergegangen, sie fallen aber hier, wo es sich 
nur um die Darstellung des kantonalen Rechtes handelt, ausser 
Betracht. Dagegen ist zu erwähnen, dass in einigen der oben 
nicht genannten Kantonen bereits lebhaft um die Verhältniswahl 
gekämpft wurde. Auch im Bund ist ihre Einführung schon zu 
wiederholten Malen versucht worden, aber ohne Erfolgt). 

Von den Kantonen mit Verhältniswahl hat keiner genau 
die Form akzeptiert, die sich nach der Theorie als richtig er- 
geben hat. Die Modifikationen bestehen in Folgendem : Grund- 
lage für die Berechnung des Wahlquotienten ist aus praktischen 
Gründen — es würde sonst nie die vorgesehene Zahl von Ver- 
tretern gewählt werden — nicht die Zahl der Stimmberech- 
tigten, sondern in Freiburg, Solothurn, Tessin und Zug die 
Zahl der gültig abgegebenen Stimmzettel (resp. Listen), in 
Baselstadt, Genf, Neuenburg und Schwyz die Gesamtzahl der 
gültigen Stimmen^). Wahlkoeffizient ist nur in Freiburg und 
Neuenburg die einfache Vertreterzahl, in Baselstadt, Genf, 
Schwyz, Solothurn, Tessin und Zug unnötigerweise die um eins 
vermehrte Vertreterzahl. 

Ebenso bezeichnen als Wahlquotienten Baselstadt, Genf, 
Schwyz und Zug nicht das einfache Ergebnis der Division der 
Gesamtzahl der Listen resp. Stimmen durch den Wahlkoeffizien- 
ten, sondern das um eins vermehrte Ergebnis. Endlich divi- 
dieren entsprechend ihrer Berechnung des Wahlquotienten 
Baselstadt, Genf, Neuenburg und Schwyz zur Ermittlung der 
Vertreterzahl einer Gruppe nicht, wie die andern Proporz- 



') Versuche zur Einführung wurden gemacht, aber im Jan. 1901 mit 
24,931 gegen 24,417, und am 22. Juli 1906 mit 26,701 gegen 26,153 Stimmen 
verworfen.. 

*) Zum letzten Mal am 4. Xov. 1900 ; es standen 169,000 annehmende 
245,000 verwerfenden Stimmen gegenüber. 

') Jeder Wähler hat so viele Stimmen, als Kandidaten zu wählen sind. 
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kantone, die Zahl der Listenstimmen, sondern die der Einzel- 
stimmen durch den Wahlquotienten. 

Es werden auch nirgends die Stimmzettel bloss mit einer 
Parteibezeichnung versehen; es sind vielmehr die Kandidaten 
der Partei-, ev. auch anderer offizieller Listen^), ausdrück- 
lich zu bezeichnen. Falls dann der Partei Vertreter wirklich 
zukommen, entscheidet unter ihren Kandidaten das relative 
Mehr der Stimmen, bei gleicher Stimmenzahl das Los. In 
Neuenburg muss ein Kandidat mindestens 15 7« sämtlicher 
Stimmen erhalten haben, um gewählt zu sein. Baselstadt, 
Schwyz und Tessin zählen auch die leeren Stimmen (suffragi 
non emessi) zu Gunsten der Kandidaten derjenigen Partei, 
welcher der Stimmende nach der Ueberschrift seines Zettels 
anzugehören erklärt. Baselstadt und Schwyz anerkennen ferner 
eine freie Stimmgabe, d. h. eine solche für nicht auf einer 
offiziellen Liste stehende Kandidaten. Beide Kantone gestatten 
überdies, dass ein Wähler von den Stimmen, über die er ver- 
fügt, bis zu dreien resp. zweien für denselben Kandidaten ab- 
gebe. Diese Kumulation von Stimmen ist früher als selbstän- 
diges System vorgeschlagen worden, um der Minorität eine, 
wenn auch nicht verhältnismässige, Vertretung zu sichern. 

Die alte Wahlkreiseinteilung ist in den Proporzkantonen 
überall beibehalten worden, obschon nur der Gesamtstaats- 
wahlkreis ein richtiges Bild vom Stärkeverhältnis der Parteien 
zu geben vermag. 

ß. Limitiertes Votum. Es bezweckt ebenfalls, den 
Minderheiten eine Vertretung zu siehern dadurch, dass es dem 
Bürger nur erlaubt, für eine kleinere als die zu wählende Zahl 
von Vertretern zu stimmen, während im übrigen bei der Kal- 
kulation das relative Mehr entscheidet. Indessen ist dieses 



*) Das „Panachieren", d. h. das Sprenkeln einer Liste mit Namen 
von andern Listen, ist überaU gestattet, dagegen sind Stimmen für Per- 
sonen, die auf keiner offiziellen Liste stehen, ungültig (Ausnahmen: Basel- 
stadt und Schwyz). 
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System nicht geeignet, eine richtige, proportionale Vertretung 
der Parteien herbeizuführen. Es besteht im Kanton Tessin für 
die Wahl der Mitglieder der Gerichte erster Instanz.^), des 
Appellationsgerichtes ^) und des Staatsrates % ferner im Kanton 
Waadt, wo die Geschworenen mit um die Hälfte limitiertem 
Votum gewählt werden^). Im Tessin kann der Bürger von 
den drei Richtern erster Instanz nur zweien, von ihren sechs 
Suppleanten nur vieren, und von drei auf einen Kreis ent- 
fallenden Appellationsrichtern und Suppleanten nur je zweien 
gültig stimmen. Bei der Wahl der fünf Staatsräte ist er auf 
die Abgabe von vier Stimmen beschränkt. Gewählt sind die- 
jenigen Kandidaten, die am meisten Stimmen erhalten haben, 
bei den Richterwahlen aber wenigstens einen Viertel, bei den 
Staatsratswahlen wenigste/is einen Drittel der gültig abge- 
gebenen Stimmen. 

y. Absolutes Mehr. Proporz und limitiertes Votum 
sind immer noch die Ausnahme. In der Regel wird das Re- 
sultat der Wahlen nach dem System des absoluten Mehrs 
berechnet, obgleich es grundfalsch ist, die Wahl zur Abstim- 
mung zu machen. 

Im wesentlichen gelten von der absoluten Mehrheit bei 
Wahlen die gleichen Sätze wie von derjenigen bei Abstim- 
mungen. Sind mehrere Repräsentanten zu bestellen, d^^nn ge- 
staltet sich die Berechnung f olgendermassen : die Zahl der 
Wähler wird mit der Zahl der Repräsentanten multipliziert 
und vom Produkt die Zahl der unvollkommenen Stimmen ab- 
gezogen. Was sich ergiebt, ist erst durch die Repräsentanten- 
zahl und das Resultat hernach durch 2 zu dividieren. Das 
Ergebnis wird schliesslich um 1 vermehrt. 

Da es beim System des absoluten Mehrs sonst lediglich 
vom freien Willen der Majorität abhängt, ob sie der Minderheit 



*) Legge per le nomine giudiziarie. 2. XII. 1892. 

*) Legge suUe elezioni politiche. 19. I. 1905. Art. 31 ff. 

^) Loi du 23 mars 1886, revisant Torganisation judiciaire etc. Art. 73, 
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eine Vertretung lassen will oder nicht, so verfügen Aargau 
(Verf.-Art. 37, Abs. 2) und Bern (Verf.-Art. 33, Abs. 2), es seien 
bei der Wahl des Regierungsrates die verschiedenen Partei- 
richtungen zu berücksichtigen. Solpthurn (Verf.-Art. 11) ver- 
langt ein ähnliches Verhalten der Mehrheit bei Bestellung der- 
jenigen Behörden, die nicht bereits nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl ernannt werden. 

d. Relatives Mehr. Gewählt ist darnach: nicht wer 
die Mehrheit im Verhältnis zu sämtlichen, sondern nur im Ver- 
hältnis zu den für andere Personen abgegebenen Stimmen be- 
sitzt. Dieses System gilt im Bund für die Wahl der Geschwo- 
renen ^), ebenso in Bern ; sonst wird es meistens nur bei der 
Wiederholung eines resultatlos verlaufenen ersten Wahlganges 
angewandt. 

b) Ungültige Stimmen und Stimmzettel 

Soweit sie überhaupt bei Wahlzetteln vorkommen können, 
bestehen dieselben Ungültigkeitsgründe wie für die Stimmzettel 
bei Abstimmungen. Ungültig sind überdies alle Stimmen, die 
zu Gunsten nicht wählbarer Personen abgegeben werden. 
Wählbarkeitsbedingungen sind : in der Regel der Besitz des 
Aktivbürgerrechts, manchmal ein bestimmtes Alter oder Aus- 
weis über wissenschaftliche Bildung. Auch kommt es vor, 
dass dieselben Personen nach Ablauf ihrer Amtsdauer nicht 
wieder gewählt werden dürfen etc. An alle diese Vorschriften 
hat sich der Stimmberechtigte bei der Auswahl seines Kandi- 
daten zu halten. Ein Ungültigkeitsgrund ist ferner die zweifel- 
hafte Bezeichnung von Personen, in Schaff hausen, Tessin, 
Thurgau und Zürich die Stimmabgabe für mehr Vertreter als 
zu wählen sind. (In den andern Kantonen werden die über- 
zähligen Namen weggestrichen.) Gebrochene Stimmzettel, d. h. 



*) B.-G. über die Organisation der Bundesrechtspflege, vom 22. März 
1893. Art. 110, Abs. 1. 
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solche, die weniger Personen bezeichnen, als zu wählen sind, 
haben dagegen überall Geltung^). 

Dem besondern System der Stimmabgabe entspricht es, 
dass da, wo amtliche Stimmzettel verteilt w^erden, nicht ge- 
druckte (z. B. aus der Zeitung ausgeschnittene Wahlvorschläge) 
abgegeben werden können, oder dass bei der Verhältniswahl 
alle Zettel, die für eine nicht offiziell eingereichte Liste einge- 
legt werden, und alle Stimmen zu Gunsten von auf keiner offi- 
ziellen Liste stehenden Kandidaten ungültig sind *^) (Ausnahme : 
Baselstadt und Schwyz). 

Mit der Berücksichtigung leerer und ungültiger Zettel 
für die Stimmenkalkulation bei Wahlen verhält es sich in allen 
Kantonen gleich, wie bei Abstimmungen. 

IV. Ausschluss vom Stimmrecht. 

A. Allgemeines. 

I. Ueber die Ursachen des Ausschlusses. 

Der Ausschluss vom Stimmrecht erfolgt unter drei Ge- 
sichtspunkten, einmal findet er statt, wenn sich ein Bürger 
nicht oder nicht mehr im Besitz der normalen Geistesfähig- 
keiten befindet (Bevormundung). Weiter tritt er ein als Strafe 
(Ehrenstrafe als Nebenstrafe bei einer strafgerichtlichen Ver- 
urteilung, oder als selbständige Ehrenstrafe bei Konkurs oder 
fruchtloser Pfändung, bei Nichtbezahlung von Steuern, Wirts- 
hausverbot). Schliesslich wird er ausgesprochen da, w^o der 
Gesetzgeber dasjenige Mass von persönlicher Unabhängigkeit, 
das er bei der Verleihung des allgemeinen Stimmrechts voraus- 



') Im Bund bestimmt dies ein Zusatz, der durch, ein B.-G. vom 
31. Juli 1873 zu Alinea 2 von Art. 19 des Wahlgesetzes gemacht wurde. 

') Vergl. einen interessanten Rekurs, Salis 2, Nr. 1178. Es wurde 
dort diese Bestimmung und mit ihr das proportionale Wahlverfahren als 
verfassungswidrig angefochten. 
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setzte, nicht mehr als vorhanden erachtet (Bezug von Armen- 
unterstützung, Fremdendienst). 

Die Einweisung der verschiedenen Gründe in die drei 
Rubriken ist willkürlich. Das Wirtshausverbot z. B. kann aus 
mehreren Ursachen verhängt werden, und beim Ausschluss 
wegen Almosengen össigkeit liegt oft die Vermutung nahe, dass 
er als Strafe für das „Vergehen" der Armut statuiert worden sei. 

2. Verhältnis von ,,Verlu8t^' und „Einstellung'^ 

Der Ausschluss vom Stimmrecht kann immerwährend oder 
in bestimmter oder unbestimmter Weise zeitlich beschränkt 
sein. Immerwährender Ausschluss wird als „ Verlust des Aktiv- 
börgerrechtes" (degradation civique), bloss zeitweilige als „Ein- 
stellung im Aktivbürgerrecht" (interdiction des droits civiques) 
bezeichnet. 

Aber nicht bloss eine Differenz in der Dauer scheint 
zwischen Verlust und Einstellung zu bestehen; die Bezeich- 
nungen deuten -vielmehr auf eine Wesensverschiedenheit. Bei 
einer P]instellung soll das Stimmrecht nur quoad exercitium, 
nur die Stimmberechtigung verloren gehen, der Verlust aber 
das Stimmrecht quoad ius, die Stimmfähigkeit betreffen. Daraus 
wird der Schluss gezogen, dass von den bloss „Eingestellten" 
die Aktivbürgersteuer ^) erhoben werden könne ^). Diese Theorie 
müsste noch an Bedeutung gewinnen, wenn unter „Verlust" 
nicht der immerwährende, sondern der strafweise, und unter 
„Einstellung" nicht der zeitlich beschränkte, sondern der nicht 
strafweise erfolgte Ausschluss vom Stimmrecht verstanden 
würde. Dadurch liesse sich eine Nennung des unschuldigen 
(jeisteskranken auf gleicher Stufe mit dem Zuchthäusler ver- 
meiden. Für ihn würde das Stimmrecht nur „ruhen", wie 



M Eine Kopfsteuer, die in den Kantonen Glarus, Zug und Zürich 
von den Stimmberechtigteji erhoben wird. — Schollenberger, Grundriss 
III, S. 62. 

2) Kunz, Aktivbürgerrecht, S. 78. 
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sich der deutsche Gesetzgeber bez. desjenigen der Militär- 
personen ausdrückt ^), während jener die bürgerlichen Rechte 
und Ehren wirklich verlöre^ 

Die ganze Auffassung ist aber unhaltbar. Auf S. 9 ff. 
ist nachzuweisen versucht worden, dass das Aktivbürgerrecht 
mit der Stimmfähigkeit identisch sei, nicht mit der blossen 
Stimmber echtigung. Wenn dem so ist, dann kann natürlich 
auch die Einstellung im Aktivbürgerrecht nur einen Ausschluss 
von der Stimm fähig k ei t bedeuten-); gleich wie der Verlust; 
ein Unterschied zwischen beiden besteht also nur bez. der 
Dauer, für die sie den Status der aktiven Civität vernichten. 

Zur Bezahlung einer Aktivbürgersteuer können demnach 
die „bloss" Eingestellten nicht angehalten werden, denn auch 
sie sind keine Aktivbürger mehr. Dafür entbehren sie aber 
der Wählbarkeit in den Nationalrat und Bundesrat, die ihnen 
eine andere Auffassung konsequenterweise hätte zubilligen 
müssen. 

B. Bundesrecht. 

Grundsätzliche Vorschriften enthalten die Verfassungs- 
artikel 66 und 74, Abs. 2, daneben findet sich eine Reihe ver- 
einzelter Bestimmungen. 

I. Art. 66. 

„Die Bundesgesetzgebung bestimmt die Schranken, innerhalb welcher 
ein Schweizerbürger seiner politischen Rechte verlustig erklärt werden kann". 

Art. 66 statuiert Bundesrecht bez. der eidgenössischen, 
kantonalen und kommunalen Stimmfähigkeit zugleich, jedoch 
in sehr unklarer Weise. Unter den „Schranken", die das 



. ^) § 2 des Wahlgesetzes für den Reichstag. Vergl. dazu Seydel, 
a. a. O., S. 359, La band, a. a. O., I, S. 287, 

2) Hievon werden auch die welschen Kantone keine Ausnahme machen, 
deren Aktivbürgerrecht einen teilbaren Komplex von verschiedenen Rech- 
ten bildet. Den Entzug sämtlicher Aktivbtirgerrechte bezeichnen sie als 
„privation generale", denjenigen bloss einzelner Rechte (vornehmlich des 
Stimmrechtes) als „privation speciale". 
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Bundesgesetz aufstellen soll, kann nämlich dreierlei verstanden 
werden : a) eine Limite bez. der Dauer des Ausschlusses, b) eine 
positive Abgrenzung der Ausschlnssgrtinde durch den Satz: 
„Ausgeschlossen werden darf nur aus den und den Gründen", 
c) eine negative Abgrenzung durch den Satz: „Ausgeschlossen 
werden darf nicht aus den und den Gründen". Der Kreis 
zu b) und c) kann, er braucht aber nicht gleich gross zu sein ; 
nach b) würde die Zahl der Ausschlussgründe fixiert, dagegen 
nach c) bliebe sie offen. Mit einer Regelung im Sinne von b) 
und c) liesse sich überdies diejenige nach a) kombinieren. 
Dagegen hat der Gesetzgeber m. E. keine Unterlassung be- 
gangen dadurch, dass er nur von „Verlust" der politischen 
Rechte, nicht auch von der „Einstellung" in denselben spricht; 
Einstellung bedeutet ja ebenfalls Verlust. 

Welcher Art nun sollen die durch das Bundesgesetz auf- 
zustellenden Schranken sein? Aus den Protokollen über die 
Verhandlungen der eidgenössischen Räte betr. die Revision der 
Bundesverfassung 1873/74 ergiebt sich folgendes: Die unter a) 
erwähnte Art von Schranken ist nicht gemeint. Sie wird nur 
ein einziges Mal und ganz nebenbei erwähnt^). Die unter b) 
genannte hatte der Gesetzgeber ebenfalls nicht im Auge. So- 
wohl der Antrag eines Redners im Nationalrat ^), statt „Schran- 
ken" „Bedingungen" zu sagen, sowie derjenige eines Mitgliedes 
des Ständerates ^), durch ein Bundesgesetz „die Fälle fest- 
zusetzen, in welchen" etc., wurden abgelehnt. Zum ersten 
dieser Vorschläge bemerkte die nationalrätliche Kommission, 
dass sie ihren (den heutigen) Wortlaut für richtig halte, weil 
der kantonalen Gesetzgebung eine gewisse Latitüde eingeräumt 
werden müsse, und eine solche gerade durch die Bezeichnung 
„Schranken" gesichert sei, während der Ausdruck „Bedingungen" 
den Bund zu einer vollständigen Gesetzgebung und in der Folge 



») S. 249/50. 

•) Protokoll, S. 249. 

») Protokoll, S. 331. 
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auch zu einer Regulierung der Verschiedenheiten der kantona- 
len Bestimmungen bez. der Dauer des Verlustes verpflichten 
würde. Nun wird hier dem Ausdruck „Bedingungen'* eine 
Tragweite beigemessen, die ihm nicht innewohnt. Auch wenn 
ein Bundesgesetz drei oder vier Bedingungen aufstellte, unter 
denen die Kantone den Verlust des Stimmrechts aussprechen 
dürften, wäre noch ein Spielraum bei Auswahl der Bedingun- 
gen gewährt, solange wenigstens der Ausschluss nur gestattet^ 
nicht befohlen würde. Aber gerade durch ihre Bemerkung 
zeigte die nationalrätliche Kommissen, Mielchen Sinn allein sie 
dem in Frage stehenden Passus des Art. 66 beilege: „Schran- 
ken bestimmen", das heisst nicht einen Katalog der zulässigen, 
sondern einen solchen der unstatthaften Ausschlussgründe auf- 
stellen. Beides aber läuft, wie schon betont wurde, nicht auf 
dasselbe hinaus. 

Die Bedeutung von Art. 66 ist oft verkannt worden \). 
In seiner Botschaft vom. 2. Oktober 1874 zum Entwurf eines 
Ausführungsgesetzes erörtert der Bundesrat die Frage, ob das 
Gesetz besser die Ausschlussgründe vom Stimmrecht in ein- 
heitlicher Weise positiv ordne, oder ob es sich nur darauf be- 
schränken solle, einzelne der von den Kantonen festgesetzten 
Gründe für zulässig zu erklären^). Weder zum einen noch 
zum andern giebt Art. 66 die Kompetenz. 

Missverstanden wird Art. 66 auch von Graubünden, das 
in Art. 7 seiner jetzigen Verfassung und schon in Art. 7 der- 
jenigen von 1880 auf eine Festsetzung der Ausschlussgründe ver- 
zichtet und vom Bund eine vollständige Gesetzgebung erwartet^). 



^) Burckhardt im Kommentar zu Art. 66 spricht nur von der po- 
sitiven Abgrenzung der Ausschlussgründe, während Schollenberger, 
Bundesstaatsrecht, S. 220, wohl die negative für beabsichtigt hält, 

2) B.-Bl. 1874 III, S. 40. 

3) Da sich Graubünden seither mit einer Bestimmung der Verfassung 
vom 1. Febr. 1854 behelfen musste, ist im kürzlich verworfenen Gesetzes- 
vorschlag über Stimmberechtigung und Stimmpflicht der Ausschluss vom 
Stimmrecht doch positiv zu regeln versucht worden. 
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2. Art 74, Abs. 2. 

„Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten, über 
diese Stimmberechtigung einheitliche Vorschriften aufzustellen". 

Die Bestimmung, die 1874 neu in den Artikel aufgenommen 
worden ist, bezieht sich nur auf das eidgenössische Stimmrecht. 
Dieses soll der Bund nach jeder Seite hin ordnen können. 
Nun hat aber die Bundesverfassung bereits bez. der Erwerbung 
des Stimmrechts die nötigen Verfügungen getroffen, und das 
Wahlgesetz regelte schon 1872 ziemlich vollständig das Wahl- 
verfahren^). Es bliebe also dem auf Art. 74, Abs. 2 hin zu 
erlassenden Bundesgesetz bloss noch übrig, die Normen für 
den Verlust des eidgenössischen Stimmrechts aufzustellen. 

Das führt zu einer Kollision mit Art. 66. Sie liegt nicht 
darin, dass Art. 66 die Aufstellung der Ausschlussgründe auch 
für das Stimmrecht in Bundesangelegenheiten als ein Recht der 
Kantone anerkennt (indem er dem Bundesgesetz nur die Ein- 
schränkung dieser Gründe vorbehält), sonst würde Abs. 2 von 
Art. 74 auch mit dem vorangehenden Abs. 1 kollidieren, der 
ebenfalls das kantonale Recht bez. des Ausschlusses vom eid- 
genössischen Stimmrecht als massgebend erklärt. Aber Art. 74, 
Abs. 2 behält sich gerade vor, Art. '74, Abs. 1 und 66 insoweit 
aufzuheben. Der Widerspruch würde sich vielmehr erst zeigen, 
nachdem diese Aufhebung erfolgt ist. Dann bestimmten die 
Kantone innerhalb der bundesrechtlichen Schranken, ausweichen 
Gründen ein Bürger seiner kantonalen und kommunalen poli- 
tischen Rechte, und der Bund, aus welchen Gründen derselbe 
Bürger seiner eidgenössischen politischen Rechte verlustig gehe. 
Nun würde der Bund wahrscheinlich einen fruchtlos gepfän- 
deten Bürger vom Stimmrecht ausschliessen, Zürich nicht. 



*) Dass sich Art. 74, Abs. 2 auch auf das Wahl verfahren, nicht 
nur auf die subjektive Seite des Stimmrechts, d. h. auf Erwerbung und 
Verlust beziehen will, ergiebt sich deutlicher als aus dem deutschen aus 
dem französischen (und italienischen) Text, der allerdings in zu enger 
Weise nur von „exercice de ce droit" spricht. 
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Besässe in diesem Fall der Ausschluss durch den Bund auch 
gegenüber dem Kanton Geltung, so wie früher umgekehrt der 
vom Kanton ausgesprochene Verlust auch gegenüber dem Bund 
wirkte, oder wie schon heute ein nach Bundesstrafrecht erfolg- 
ter Entzug sich auch auf die kantonale und kommunale Stimm- 
fähigkeit erstreckt ? Die Frage müsste verneint werden, sonst 
wäre : a) vorausgesetzt, dass der Bund dieselben oder mehr 
Ausschlussgrtinde aufstellt als der Kanton, die durch Art. 66 
für .das kantonale Stimmrecht wenigstens im Prinzip gewähr- 
leistete kantonale Kompetenz einfach aufgehoben, b) Voraus- 
gesetzt, der Bund stellte weniger Ausschlussgründe auf als der 
Kanton, so müsste er umgekehrt auch die weitern Ausschluss- 
gründe des Kantons gegen sich gelten lassen; dann würde seine 
Gesetzgebung überflüssig. 

Als neuer Standpunkt ergäbe sich somit : der vom Bund 
des Aktivbürgerrechts verlustig erklärte Bürger bleibt im Kanton 
stimmfähig ! Er wäre infolge dessen wohl in den Ständerat, 
nicht aber in den Nationalrat wählbar. — Das geht natürlich 
nicht an. Bund und Gliedstaat können nicht jeder für sein 
Stimmrecht die Ausschlussgründe besonders festsetzen. Ent- 
weder wird ein Grund vom Kanton aufgestellt, oder dann vom 
Bund; stets aber muss er für beider Stimmrecht gelten. Indessen 
würde ein Zustand, bei dem ein Kanton aus diesem, der Bund 
aus jenem Grund einen Verlust zugleich der eidgenössischea 
und kantonalen Stimmfähigkeit ausspräche, gegenüber dem 
heutigen Stand einen Rückschritt bedeuten. Ein Fortschritt 
läge nur dann vor, wenn der Bund die Regelung des Aus- 
schlusses ganz an sich zöge und dadurch eine Gleichbehandlung 
der Bürger in allen Kantonen herbeiführte. 

Art. 66 und 74, Abs. 2 werden bei einer künftigen Revi- 
sion der Bundesverfassung nicht unberührt bleiben dürfen. 
Am besten würden wohl beide gestrichen und ein neuer Artikel 
aufgestellt, etwa mit dem kurzen Wortlaut: Der Bund trifft die 
Bestimmungen über den Ausschluss von den politischen Rechten. 
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3. Entwürfe zu Bundesgesetzen in Ausführung der Art. 66 und 74^ 
Abs. 2 B.-Verf. und vereinzelte bundesrechtliche Bestimmungen. 

Nach Art. 66 „wird" ein Bundesgesetz Schranken für den 
Ausschluss vom Stimmrecht aufstellen, nach Art. 74, Abs. 2 
„bleibt^' es einem Bundesgesetz „vorbehalten", die Ausschluss- 
gründe bez. des eidgenössischen Stimmrechts festzusetzen. Art. 
66 wendet sich mit einem gelinden Imperativ an den Gesetz- 
geber, Art. 74, Abs. 2 stellt auf dessen Gutdünken ab. Doch ^ 
ist die Ausführung beider Verfassungsartikel stets in einem 
Gesetz zu vereinigen versucht worden, zugleich mit derjenigen 
von Art. 47 B.-Verf. Bei der Besprechung dieses letztern Artikels 
^ wurden auch schon die in Frage kommenden gesetzgeberischen 
Versuche genannt: die in der Volksabstimmung verworfenen 
Bundesgesetze vom 54. Dez. 1874^) und 28. März 1877 2) über 
die politische Stimmberechtigung der Schweizerbürger, resp. 
über die politischen Rechte der Niedergelassenen und Aufent- 
halter und den Verlust der politischen Rechte der Schweizer- 
bürger. Beide Gesetze wären über den allerdings zu eng ge- 
fassten Art. 66 hinausgegangen, da sie nicht die unstatthaften, 
sondern die zulässigen Ausschlussgründe enumeriert hätten. 
Nach Art. 5 des ersten Gesetzes wären es die folgenden ge- 
wesen: 1. kriminelles oder, wenn durch dasselbe zugleich auf 
eine Freiheitsstrafe erkannt w^orden wäre, auch korrektionelles 
Urteil ; 2. Bevormundung wegen Verschwendung, Geisteskrank- 
heit oder Blödsinns ; 3. selbstverschuldeter Konkurs, wobei der 
Richter sowohl über die Frage des Selbst Verschuldens, als über 
die Dauer der Einstellung (im Maximum fünf Jahre) im ein- 
zelnen Falle zu entscheiden gehabt hätte; 4. dauernde, durch 
liederlichen Lebenswandel herbeigeführte Almosengenössigkeit, 



») Dazu Botschaft des. Bundesrates vom 2. Okt. 1874. B.-Bl. 1874 

III, S. 34 ff. 

2) Dazu Botschaft des Bundesrates vom 25. Okt. 1876. B.-Bl. 1876 

IV, S. 25 ff. 
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«olange diese währt. Aber von diesen Aussehlussgründen hätten 
die Kantone die ihnen genehmen durch ihre Gesetzgebung erst 
besonders aufstellen müssen, von Bundeswegen hätten sie nicht 
gegolten. Das Gesetz tat also Unrecht, wenn es eine Ausfüh- 
rung auch von Art. 74, Abs. 2 zu sein vorgab. 

Anders das zweite Gesetz! Es hatte zwar in seinem Art. 
12 den Verlust des Stimmi'echts wieder für die im ersten Gesetz 
. enthaltenen vier Fälle vorgesehen, jedoch unter folgenden Ver- 
, schärfungen : ad 1. Nicht erst bei Verurteilung zu einer Frei- 
heitsstrafe, sondern schon bei blosser Geldbusse hätte Verlust 
des Stimmrechts ausgesprochen werden können, ad 3. In be- 
sonders schweren Fällen des selbstverschuldeten Konkurses ^ 
hätte die Dauer . des Ausschlusses auf zehn Jahre ausgedehnt 
werden können, ad 4. Statt der durch liederlichen Lebens- 
wandel herbeigeführten, hätte schon die öffentliche Almosen- 
genössigkeit überhaupt gentigt. Der Abs. 2 des Artikels hätte 
. den Kantonen erlaubt, den Ausschluss wegen Konkurses und Al- 
mosengen össigkeit fallen zu lassen, wonach dann der Ausschluss 
infolge strafgerichtlichen Urteils und wegen Bevormundung als 
vom Bund statuiert erschienen wäre. Insoweit hiedurch das 
/Stimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten betroffen worden 
wäre, hätte eine Ausführung von Art. 74, Abs. 2 vorgelegen'; 
insofern ein Ausschluss auch vom kantonalen und kommunalen 
. Stimmrecht verfügt worden wäre, hätte eine Ueberschreitung 
. der bundesmässigen Kompetenzen stattgefunden. 

Doch ist, wie gesagt, auch dieser zweite Entwurf nicht 
Gesetz geworden; ein dritter^) von 1882 blieb schon bei den 
Räten liegen. Die Kantone sind somit bez. der Ausschluss- 
gründe für ihr eigenes Stimmrecht immer noch nicht beschränkt, 
und auch in Bundessachen ist ein Bürger nur stimmfähig, so- 
fern er „nach der Gesetzgebung des Kantons, in welchem er 



M Abgedruckt bei Salis 1, Bd. II, S. 483 ff. 
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seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrecht ausgeschlossen 
isf^ (B.-Verf., Art. 74, Abs. 1)'), 

Nun bestehen aber doch heute schon vereinzelte bundes- 
rechtliche Vorschriften, die den Ausschluss vom Stimmrecht 
betreffen. 

a) B.-Verf., Art 64 ^i^, Abs. 1. „Der Bund ist zur Gesetz- 
gebung im Gebiete des Strafrechts befugt". Weder durch Art. 
66 noch Art. 74, Abs. 2 wird den Kantonen das Recht be- 
stritten, wenigstens für den Ausschluss vom Stimmrecht in 
ihren Angelegenheiten die Gründe aufzustellen. Dagegen ist 
Art. 64^^» geeignet, . ihnen auch diesen Rest von Kompetenzen 
noch beträchtlich zu schmälern. Wenn der Bund die Straf- 
gesetzgebung übernehmen soll, so fällt ihni natürlich auch das 
Recht zu, die Strafarten, speziell auch Ehrenstrafen festzusetzen. 
Er wird also den Verlust des Aktivbürgerrechts mit Wirksam- 
keit gegenüber den Kantonen infolge Strafurteils aussprechen 
können, ohne dass ihm die Befugnis hiezu noch besonders zu 
übertragen wäre. 

b) Schon früher (vergl. S. 22) ist auf ein bundesgericht- 
liches Urteil^) hingewiesen worden, das den Art. 49, Abs. 4 
der B.-Verf. („Die Ausübung . . . politischer Rechte darf durch 
keinerlei Vorschriften oder Bedingungen kirchlicher oder reli- 
giöser Natur beschränkt werden") als eine Schranke im Sinn 
von Art. 66 B.-Verf. erklärte. Der Kanton Tessin hatte nämlich 
durch ein Verfassungsgesetz vom 1. März 1855 die Geistlichen 
vom Stimmrecht ausgeschlossen. Dagegen ergriffen zwei Pfarrer 
den staatsrechtlichen Rekurs unter Berufung auf die in Art. 4 
der B.-Verf. gewährleistete Rechtsgleichheit und das in Art. 49, 
Abs. 4 ausgesprochene Verbot religiöser Beschränkungen in 
der Ausübung politischer Rechte. Vor Art. 4 konnten die Be- 
schwerdeführer nicht geschützt werden, denn das sie vom 
Stimmrecht ausschliessende Gesetz hatte schon unter der Bundes- 



•) Salis 1, Nr. 802. 

*-') Bundesgerichtliche Entscheidungen, Bd. I, S. 273. 
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Verfassung von 1848 bestanden und war seiner Zeit als nicht 
im Widerspruch mit der Bundesverfassung stehend von der 
Bundesversammlung genehmigt worden '). Dagegen* gestattet 
der Wortlaut von Art. 49, Abs. 4 eine Auslegung in dem Sinn, 
dass alle Beschränkungen kirchlicher oder religiöser Art, ob 
sie sich nun gegen ein minus oder ein plus an kirchlicher Ge- 
sinnung richten, ausgeschlossen seien, während der Gesetzgeber 
unzweifelhaft nur an Beschränkungen durch die Kirche und 
den allzu kirchlichen Staat dachte. Massnahmen gegen diese 
letztern muss sich der Bund im Bundesstaat immer vorbehalten. 
Trotzdem liess das Bundesgericht den Zufall gelten und hob 
die tessinische Gesetzesbestimmung auf^). 

c) Nach Abs. 2 von Art. 26 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889 sind die 
Kantone zur Aufhebung öffentlich-rechtlicher Folgen einer 
fruchtlosen Pfändung oder eines Konkurses verpflichtet, wenn 
sämtliche zu Verlust gekommene Gläubiger befriedigt sind oder 
der Rehabilitation beistimmen. Auch in dieser Vorschrift ist 
bereits eine teilweise Ausführung von B.-Verf., Art. 66 zu er- 
blicken. 

d) Schon unter der Bundesverfassung von 1848 entstanden 
drei Bundesgesetze, die den Entzug des Stimmrechtes als Ehren- 
strafe für gewisse Vergehen oder Verbrechen vorsehen. Es 
sind dies: «. das B.-G. über das Bundesstrafrecht der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft, vom 4. Febr. 1853 (B.-G. 3. 404)^ 
Art. 2 e; ß. das B.-G. über die Strafrechtspflege für die eid- 
genössischen Truppen, vom 27. Aug. 1851 (B.-G. 2. 606), Art. 
4 g und 11; y. das B.-G. betr. die Werbung und den Eintritt 



*) TJllmer, Die Staatsrechtliche Praxis der Schweiz. Bundesbehör- 
den aus den Jahren 1848—1860, Nr. 33. 

*) Merkwürdigerweise fand das Bundesgericht, auch die Frage sei zu 
entscheiden, ob die betr. tessinische Gesetzesbestimmung schon mit der 
Annahme der neuen Bundesverfassung ausser Kraft getreten sei, oder 
erst durch das in Art. 66 vorgesehene Ausführungsgesetz aufgehoben 
werden müsse. Es traf die Lösung selbstverständlich im ersten Sinn. 
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in fremden Kriegsdienst, vom 30. Juli 1859 (B.-G. 6. 312), Art. 2. 
Verlust des Aktivbürgerrechtes bedeutet nach Art. 7 des erst- 
genannten Gesetzes, dass der mit dieser Strafe Belegte unfähig 
wird, das ihm nach der Verfassung oder den Gesetzen des 
Bundes oder seines Kantons zustehende Stimm- und Wahlrecht 
auszuüben. Soweit auch das kantonale Stimmrecht betroffen 
wird, könnte für den Moment die Frage nach der Kompetenz 
des Bundes auftauchen. Wenn aber der Bund zur Strafgesetz- 
gebung kompetent ist — und er ist es nach Art. 64^^« der 
Verfassung — , so müssen die Kantone sein Recht zur Verhäng- 
ung von Ehrenstrafen ohne weiteres anerkennen. 

Der Verlust des Aktivbürgerrechtes ist im Bund die obli- 
gatorische Folge jeder Verurteilung zu einer Zuchthausstrafe ; 
dagegen bleibt seine Verbindung mit einer Gefängnisstrafe stets 
dem Richter anheimgestellt. Die längste Dauer des Entzuges 
geht bei einer Verurteilung zu Zuchthaus auf Lebenszeit, bei 
einer solchen zu Gefängnis auf zehn Jahre. Mit einer Geldstrafe 
darf der Entzug des Stimmrechtes nicht verbunden werden. 

Der Entzug verjährt nach Ablauf der doppelten Zeit, die 
er (event. der noch nicht erstandene Teil) gedauert hätte. Die 
Verjährungsfrist beträgt indessen nie weniger als fünf und nie 
mehr als 25 Jahre; sie beginnt mit dem Tage, da die Strafe 
vollziehbar oder unterbrochen wurde. ^) 

Begnadigung bei einem nach Bundesstrafrecht erfolgten 
Verlust des Aktivbürgerrechtes kann durch die Bundesversamm- 
lung erfolgen^). Wiedereinsetzung ist drei Jahre nach Ver- 
büssung der Hauptstrafe möglich, sie geschieht durch den 
Kassationshof des Bundesgerichtes ^). Bei einem nach Militär- 
strafrecht ausgesprochenen Verlust steht das Begnadigungs- 



*) Bundesstrafrecht, Art. 35, b und c ; Strafrechtspflege bei den eidg. 
Truppen, Art. 39, b u. d. 

^) B.-G. über die Bundesrechtspflege, Art. 172 u. 174. 

•) eod. Art. 177 u. 178 ; B.-G. über die Organisation der Bundesrechts- 
pflege, vom 22. März 1893 (B.-G. XIII. 455) Art. 145, Zif. 3. 

7 



— 98 — • . 

recht dem Bundesrat, bez. im aktiven Dienst stehender Per- 
sonen dem Höchstkommandierenden, und, wenn das Urteil von 
einem ausserordentlichen Militärgericht gefällt wurde, der 
Bundesversammlung zu; auch kann nach Verbtissung der Haupt- 
strafe beim Bundesrat um Wiedereinsetzung ins Aktivbürger- 
recht nachgesucht werden^). 

C. Kantonales Recht. 

. Quellen: Verfassungen Aargau, Art. 13. Appenzell A.-Rh., Art. 
22, TJebergangsbest. Art. 3, Abs. 2. Appenzell I.-Rh., Art. 16. Basel- 
land, § 3; etwas abweichend Wahlgesetz §2. Baselstadt, §3. Bern, 
Art. 4. Freiburg, Art. 26; abweichend Wahlgesetz, Art. 6. Genf, Art. 
22, 23, 24; stark abweichend Wahlgesetz, Art. 16. Glarus, Art. 23. Grau- 
bünden, Art. 7, Abs. 2, resp. Verf. von 1854, Art. 37. Luzern, § 27, 
Abs. 6; Wahlgesetz, §§ 3 und 4. Neuenburg, Art. 33; für das kommu- 
nale Stimmrecht, Gemeindegesetz, Art. 20. St. Gallen, Art. 38. Schaff- 
hausen, Art. 5, revidiert am 22. VIII. 1892. Schwyz, § 70, Abs. 2. 
Solothurn, Art. 9. T essin. Legge, 15. VII. 1880. Esercizio dei diritti 
politici, Art. 14. Thurgau, Art. 7, Abs. 3. ünterwalden n. d. W., 
Art. 34, Abs. 3. Unterwaiden o. d. W., Art. 21, Abs. 2. Uri, Art. 23. 
Waadt, Art. 24. Wallis, Wahlgesetz, Art. 4. Zug, § 27. Zürich, Art. 18. 

I. Die Ausschlussgründe im allgemeinen. 

Solange der Bund die in B.-Verf., Art. 66 und 74, Abs. 2 
vorgesehenen Bundesgesetze nicht erlassen kann, haben die 
Kantone den Ausschluss vom Stimmrecht zu regeln. Doch ist 
ihrer Freiheit hiebei eine natüiiiche Schranke gezogen. Das 
Korrelat jedes Ausschlussgrundes ist Stimmfähigkeitsbedingung 
und muss als solche stets einer der früher als zulässig erklärten 
Bedingungen entsprechen. Schwyz z. B. kann ganz wohl er- 
klären, die Ausländer seien vom Stimmrecht ausgeschlossen, 
denn das Schweizerbürgerrecht ist eine Bedingung, die der 
Bund selber aufstellt, resp. den Kantonen aufzustellen gestattet. 
Dagegen dürfte ein Kanton nicht gestützt auf sein Recht zur 
Statuierung von Ausschlussgründen erklären: Ausgeschlossen vom 



») Militärstrafgerichtsordnung, vom 28. Jlini 1889 (B.-G. XI. 273) 
Art. 214 u. 215. 
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Stimmrecht ist, wer noch nicht das 25. Altersjahr erreicht hat, 
denn wenigstens das eidgenössische Stimmrecht wird nach der 
B.-V'erf. nur durch ein Älter, von 20 Jahren bedingt. 

Auch hier ist daran zu erinnern, dass es einen Ausschluss 
nur von der Stimmfähigkeit und nicht von der Stimmberech- 
tigung giebt ; nur solche Gründe gelten als Ausschlussgründe, 
die das Aktivbürgerrecht entziehen. Es handelte sich daher, 
als Tessin 1884 diejenigen Bürger, die noch nicht drei Monate 
an ihrem Wohnsitz niedergelassen waren, auch in eidgenössischen 
Angelegenheiten vom Stimmrecht ausschloss, nicht um einen 
bundesverfassungswidrigen Ausschlussgrund, weil das Korrelat 
desselben eine Bedingung statuiert hätte, die der Bund nicht kennt, 
— was Tessin aufgestellt hatte, war überhaupt kein Ausschluss- 
grund, weil der fehlende Besitz der Stimmberechtigung niemals 
einen solchen bedeutet^). Aus dem nämlichen Grunde ist es 
ungenau, nicht bloss überflüssig, wenn Schwyz da, wo es eine 
Karenzzeit zu fordern berechtigt ist. Niedergelassene, die diese 
noch nicht bestanden haben, ebenso wenn es die ausserhalb 
seines Gebietes wohnhaften Bürger „ausschliesst", oder wenn 
Bern, Genf und Neuenburg die in einem andern Kanton poli- 
tische Eechte ausübenden Schweizer als „ausgeschlossen" er- 
wähnen. 

2. Die einzelnen Ausschlussgründe. 

a) Bevormundung^). 

Wer seine eigenen Angelegenheiten zu besorgen für un- 
fähig erklärt' wird, kann sich unmöghch zur Mitbestimmung 
staatlicher Angelegenheiten dgnen. Prinzipiell ist daher die 



*) Sali 8 1, Nr. 786 a, S. 528. — Der Bundesrat hat die tessinische 
Gesetzesbestimmung, deren Verfassungswidrigkeit nicht bezweifelt werden 
konnte, mit einer sonderbaren Begründung aufgehoben. Er fand, Tessin 
verwechsle Mie Frage, ob ein Bürger im Besitz seiner politischen Rechte 
sei, mit der andern, nn welchem Orte er diese Rechte ausüben dürfe; die 
erste Frage zu entscheiden, sei Sache des kantonalen Rechts, die zweite 
aber, um die es sich im betr. Fall handle, werde vom Bundesrecht geregelt. 

*) Vergl. Schollenberge r, Grundriss I, S. 52/53. 



— 100 — 

Forderung aufzustellen, dass jede Bevormundung auch den 
Verlust des Stimmrechts nach sich ziehe. Aargau, Freiburg, 
Genf, Graubünden, Luzern, Neuenburg, St. Gallen, Tessin, Thurgau, 
Waadt, Wallis, Zug und Zürich nehmen diesen Standpunkt ein. 

Nun können nach Art. 5 des B,-G. betr. die persönliche 
Handlungsfähigkeit vom 22. Juni 1881 bevormundet werden: 
1. Verschwender und solche Personen, die entweder wegen 
geistiger oder körperlicher Gebrechen zur Besorgung ihrer 
ökonomischen Interessen unfähig sind; 2. Personen, die selber 
das Verlangen stellen ; 3. die zu einer Freiheitsstrafe Ver- 
urteilten während der Dauer ihrer Strafe. Bez. derjenigen 
Personen, die freiwillig oder wegen körperlicher Gebrechen 
(Altersschwäche z. B.) unter Vormundschaft stehen, lässt sich 
die Frage aufwerfen, ob die Notwendigkeit eines Stimm- 
rechtsentzuges wirklich vorliege, da andere Bürger mit den- 
selben Geistesfähigkeiten die politischen Rechte anstandslos 
ausüben, der Ausschluss aber doch ganz allgemein als Makel 
empfunden wird. Baselland, Glarus, Schwyz, Schaffhausen, 
Solothurn und Uri geben dieser Erwägung wohl Raum, wenn 
sie nur die Bevogtigung wegen Verschwendung oder (mit Aus- 
nahme von Uri!) wegen Geisteskrankheit als Verlustgrund 
gelten lassen. Auch die beiden verworfenen Buudesgesetze 
über das politische Stimmrecht hätten den Ausschluss wegen 
Bevormundung auf diese zwei Fälle beschränkt. 

Nicht in Betracht fällt die Bevormundung, die über Per- 
sonen für die Zeit der Verbüssung einer Freiheitsstrafe ver- 
hängt wird. Der Anspruch des* Staates auf Durchführung der 
Strafe suspendiert ohne weiteres die Ausübung der politischen 
Rechte. 

In Bern, Freiburg (nach Wahlgesetz, Art. 6, lit. g, nicht 
nach Verf., Art. 26), Luzern, Schwyz, Unterwaiden, Uri, Wallis 
und Zug ist nicht erst die Bevormundung wegen Geisteskrank- 
heit, sondern in korrekter Weise die Geisteskrankheit selber 
als Ausschlussgrund bezeichnet. Für Bern und Unterwaiden 
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bildet die Bevormundung als solche überhaupt keinen Grund 
des Stimmrechtsverlustes ; speziell die wegen Verschwendung 
bevormundeten Bürger erscheinen als stimmfähig. Doch kennt 
Bern als Aussehlussgrund das von Verwaltungsbehörden ver- 
hängte Wirtshausverbot, das oft auch die Verschwender trifft. 

Weder die Bevormundung, noch irgend eine Ursache 
derselben nennen als Ausschlussgrund beide Appenzell, Basel- 
stadt und Graubünden. 

Die Bevormundung wegen Minderjährigkeit kommt bez. 
des Stimmrechtsverlustes nicht in Betracht. In Nidwaiden, 
Schw^yz und Zug werden die Bürger schon stimmfähig zu einer 
Zeit, da sie privatrechtlich noch minorenn sind (Vergl. S. 16). 

b) Straf (jtrichüiches Urteil, 

Quellen: Stooss, Die Schweizerischen Strafgesetzbücher, S. 165 ff. 
(Entziehung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit). 

Literatur: Mentha, De la privation des droits civiques selon les 
Codes penaux de la plupart des cantons suisses. Berner Diss. 1880. Stooss, 
Die Grundzüge des schweizerischen Straf rechts I, S. 365 ff. Kunz, Aktiv- 
bürgerrecht, S. 94 ff. Schollenberg er, Grrundriss I, S. 51 ff. 

Dieser Ausschlussgrund, den die kantonalen Strafgesetz- 
bücher unter den Strafarten („Entzug des Aktivbürgerrechts") 
aufführen, unterscheidet sich wesentlich von allen andern Aus- 
schlussgründen. Nicht eines Zustandes, sondern einer Handlung 
wegen tritt der Verlust des Stimmrechts ein, nicht weil ein 
Individuum vom Richter bestraft wurde, verliert es sein Stimm- 
recht, wohl aber damit es bestraft sei, wird ihm dasselbe 
entzogen. Einzig Luzern erklärt in seiner Verfassung, § 26, 
Abs. 6 „die zu einer Kriminalstrafe Verurteilten" der Stimm- 
fähigkeit verlustig; es betrachtet also den Stimmrechtsentzug 
nicht als Zweck, sondern als Folge. Diese abweichende Nor- 
mierung besitzt ihre praktische Bedeutung. Ein ausländisches 
Gericht kann einen Schweizer, der ein gemeines Verbrechen 
beging, nicht mit Entziehung des Stimmrechts bestrafen, weil 
dieser ein solches im fremden Staat gar nicht besitzt. Kehrt 
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nun der Mann sogleich nach verbüsster Strafe in einen Kanton 
zurück, dessen Verfassung einen Ausschluss vom Stimmrecht 
nur durch Strafurteil kennt, so steht der Kanton vor der 
Wahl, unter Aufgabe des Grundsatzes ^non bis in idem'^ ein 
neues, speziell auf Entzug des Aktivbürgerrechtes gerichtetes 
Verfahren gegen den Betreffenden zu eröffnen, oder ihm unter 
Ignorierung der vom Ausland verhängten Strafe das Stimm- 
recht zu gewähren. Hätte die Kantonsverfassung dagegen 
festgesetzt, dass vom Stimmrecht ausgeschlossen sei, wer wegen 
eines entehrenden Verbrechens oder Vergehens bestraft wird, 
so wäre auch ein im Ausland verurteilter Schweizer, wenn er 
nach Hause zurückkehrt, nicht Aktivbürger. — Doch ist diese 
erste Konsequenz der einen oder andern Normierung hier nur 
beispielsweise anzuführen ; sie wird später noch zu einigen 
Bemerkungen veranlassen. 

a. Die Verfassungen. Die Verfassungen stellen nur 
den Grundsatz des Stimmrechtsentzuges infolge strafgericht- 
licher Verurteilung auf. Nähere Vo/^schriften treffen dann die 
Strafgesetzbücher, die in Appenzell A.-Kh., Basel, Freiburg, 
Graubünden, Neuenburg, St. Gallen, Schwyz, Solothurn, Tessin, 
Thurgau, Uri, Unterwaiden, Waadt und Zug an keine Ver- 
fassungssätze gebunden sind, denen jedoch in den andern Kan- 
tonen das Stimmrecht zu entziehen nur in schweren Fällen 
gestattet, resp. geboten ist. Als schwere Fälle gelten in Glarus, 
Schaflfhausen und Zürich die „entehrenden Verbrechen und 
Vergehen" (wobei die Definition dieses Begriff's dem Straf gesetz- 
geber überlassen bleibt), im Wallis die Diebstahls- und Fäl- 
schungsverbrechen. Sonst sind es die mit einer gewissen Straf- 
art, im Aargau mit einer peinlichen, in Appenzell L-Rh. mit 
einer Verbrechens-, in Genf mit einer entehrenden (!) und in 
Luzern mit einer Kriminalstrafe belegten Verbrechen und Ver- 
gehen. 

ß. Die Strafgesetzbücher. Wo der Strafgesetzgeber 
den Begriff der „entehrenden Verbrechen oder Vergehen" oder 
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der ^entehrenden Strafe" festzustellen hat, geschiebt es in fol- 
gender Weise: 

Als „entehrend" halten^) Glarus und Zürich alle Ver- 
brechen, auf denen Zuchthaus, Schaffbausen die, auf denen 
eine peinliche Strafe steht; im weitern hat der Richter 
festzustellen, ob auch anders zu bestrafende Verbrechen oder 
Vergehen entehrend seien. In Genf gelten nach Wahlgesetz, 
Art. 16 als entehrende Strafen die Freiheitsstrafen von über 15 
Tagen, die verhängt werden : wegen Fälschungsverbrechen, 
Bankrott, Diebstahl, Diebstahlsversuch, Gehülfenschaft bei 
Diebstahl, Hehlerei, Erpressung, Falschmünzerei, Betrug, Ver- 
trauensmissbrauch und Sittlichkeitsdelikten, ferner alle Freiheits- 
strafen von mehr als einem Jahr, mit Ausnahme der wegen 
politischer Vergehen ausgesprochenen. 

Zur Frage des obligatorischen oder fakultativen Stimm- 
rechtsentzuges nehmen die Kantone eine verschiedene Stel- 
lung ein'). 

Obligatorisch ist der Entzug bei Kettenstrafe in Grau- 
bünden und Obwalden, bei Zuchthausstrafe von über fünf. 
Jahren in Waadt, bei einer solchen von über sechs Monaten 
in Obwalden, bei Zuchthausstrafe schlechthin in Appenzell, 
Basel, Bern, Glarus, Neuenburg, St. Gallen, Schaff hausen, 
Schwyz, Thurgau, Wallis (und überdies bei Diebstahls- und 
Fälschungsverbrechen, vergl. S. 102, a) und Zürich, bei Zucht- 
haus nur in gewissen vom Gesetz ausdrücklich genannten 
Fällen im Tessin, bei Verurteilung zu einer Kriminalstrafe in 
Freiburg und Luzern, bei Arbeitshaus im Thurgau. . Obliga- 
torisch ist der Stimmrechtsentzug ferner in Genf mit jeder 
Verurteilung zu einer entehrenden Strafe verbunden ; in andern 



*) Die Beschränkung des Ausschlusses auf Individuen, die „ent- 
ehrende" Verbrechen oder Vergehen begangen haben, wird zwar von keinem 
der in Frage kommenden Strafgesetzbücher wiederholt. 

2) Nidwaiden und Uri fallen ausser Betracht, da sie noch keine 
Straf rechtskodifikation besitzen. 
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Kantonen schreibt ihn das Gesetz für Spezialfälle vor, auch 
wenn nicht mit Zuchthaus zu bestrafen ist (z. B. in Bern, 
Tessin, Wallis). Neuenburg entzieht das Stimmrecht in Gemeinde- 
angelegeoheiten allen Denjenigen, die wegen einfachen oder 
betrüglichen Bankrotts verurteilt werden. 

' Unberücksichtigt blieben in dieser Aufstellung diejenigen 
Kantone, die den Verlust des Aktivbürgerrechts für die Dauer 
einer Strafe obligatorisch aussprechen, sonst wäre z. B. der 
Aargau neben Freiburg und Luzern zu erwähnen gewesen. 

Fakultativ ist der Entzug des Stimmrechts : bei Zucht- 
hausstrafe schlechthin in Graubünden, Solothurn mid Zug, von 
Spezialfällen abgesehen auch im Tessin, bei Zuchthausstrafe 
nur wenn sie fünf Jahre resp. sechs Monate nicht übersteigt 
in der Waadt und in Obwalden, bei Arbeitshaus in allen Kan- 
tonen, die diese Strafart überhaupt kennen, mit Ausnahme des 
Thurgau; bei Gefängnisstrafe in allen Kantonen (in Neuenburg 
aber nur, wenn die Strafe länger als einen Monat dauert) ; bei 
Geldbusse sogar in den meisten Kantonen (nicht in den welschen 
und nicht in Zug und Solothurn) und zwar entweder nur bei 
gewissen, vom Gesetz ausdrücklich genannten Vergehen oder 
nach richterlichem Ermessen. In Graubünden darf der Stimni- 
rechtsentzug in keinem Fall mit einer Polizeistrafe verbunden 
werden. 

Ganz vereinzelt kommt die Entziehung des Stimmrechts 
auch als selbständige Strafe vor. So kann in Appenzell A.-Rh. 
der Richter den einfachen Bankrott damit bestrafen ^). Appen- 
zell l.-Rh. nennt unter den Strafarten die „Einstellung im Aktiv- 
bürgerrecht" in erster Linie als selbständige und hernach als Zu- 
satzstrafe. Sie ist auch obligatorische Folge der Amtsentsetzung, 
die in diesem Kanton ebenfalls eine selbständige Strafe bilden 
kann ^). In der Waadt kann das Polizeigericht Bürger, die mit 



') Strafgesetzbuch, Art. 124. 

2) Strafgesetzbuch vom 30. April 1899, Art. 9 ü. 10. 
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ihrer Ausweiskarte an zwei Orten zu stimmen versuchen, ohne 
weitere Bestrafung für höchstens zwei Jahre des Stimmrechts 
verlustig erklären. ^) 

Die Dauer des Ausschlusses geht auf Lebenszeit bei der 
Verurteilung : 

zu Kettenstrafe in Graubünden und Obwalden; 

zu Zuchthausstrafe von wenigstens 10 Jahren in Waadt 
und Wallis, von 5 Jahren in Obwalden; 

zu einer peinlichen Strafe in Aargau (Beschränkung ist 
aber möglich), Freiburg, Luzern und Schaff hausen ; 

zu Zuchthausstrafe schlechthin in Appenzell, Bern, Glarus, 
St. Gallen, Schwyz und Thurgau. 

Sonst erfolgt der Entzug bei Verurteilung zu Zuchthaus- 
strafe für 1 — 3, 5, 10, sogar 20 Jahre (tjenf), bei Verurteilung 
zu andern Strafen für 1 — 6 Jahre. Im Tessin kann Verlust 
der Stimmfähigkeit sogar für einen Monat ausgesprochen werden. 
Appenzell A.-Rh. und Graubünden geben keine Grenze an. 

Im Bundesverfassungsentwurf von 1873/74 war zu einer 
Zeit neben dem Verbot der körperlichen Strafen (Art. 65) auch 
ein solches bez. der lebenslänglichen Ehrenstrafen vorgesehen. 
Später ist es wieder aus dem Text verschwunden, warum, er- 
gibt sich nicht aus den Protokollen.^) 

Die Dauer des Entzuges wird vom Tag der Erstehung 
oder Verjährung der Freiheitsstrafe an berechnet, bei einer 
Verurteilung zu Busse vom Zeitpunkt an, da das Urteil rechts- 
kräftig wird oder verjährt. Selbstverständlich kann das Stimm- 



') Wahlgesetz, Art. 6, Abs. 2. — Eine ähnliche Bestimmung enthält 
auch die Verfassung Tessins in Art. 18, lit. b. Dort wird die rechtswidrige 
Ausübung des Stimmrechts mit dem Verlust der Stimmfähigkeit bedroht 
Indessen wiederholt das heute den Ausschluss regelnde Gesetz diese Vor- 
schrift nicht, weshalb sie wohl als obsolet anzusehen ist. 

2) Protokoll des Nationalrates, S. 268, des Ständerates, S. 350/51. 
Vergl. auch Mentha, S. 80, und Mann, Die Bundesverfassung von 1874 
mit Erläuterungen, S. 180. 
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recht auch schon während der Zeit der Verbüssung einer 
Freiheitsstrafe nicht mehr ausgeübt werden, doch lassen es 
manche Kantone mit der faktischen Unmöglichkeit bewendet 
sein; von einer gesetzlichen Festlegung jepes Satzes sehen sie 
ab. Und wiederum ist es — diesmal sogar in allen Kantonen 
mit Ausnahme eines einzigen — nur die faktische Unmöglich- 
keit, die bereits vor der Verurteilung den in Untersuchungs- 
haft befindlichen Bürger an der Teilnahme an Wahlen und 
Abstimmungen hindert. Hier handelt es sich jedoch nicht mehr 
um Selbstverständliches (vergl. S. 61), vielmehr wäre neben 
dem der strafgerichtlichen Verurteilung ein besonderer Aus- 
schlussgrund zu statuieren, wie ihn Graubünden von jeher in 
der Kriminaluntersuchung kennt ^). 

Die Bestimmungen über die Verjährung des Entzuges und 
die Rehabilitation sind zu weitläufig, als dass sie alle hier Er- 
wähnung finden könnten^). 

Der bedingt entlassene Sträfling bleibt während der Zeit 
der bedingten Entlassung vom Stimmrecht ausgeschlossen. 
Eigentlich wäre auch hierin ein neuer Ausschlussgrund zu er- 
blicken. Es ist nicht selbstverständlich, dass für die Dauer 
einer bedingten Entlassung das Stimmrecht entzogen bleibt, 
wenigstens in den Kantonen nicht, die weder den Stimmrechts- 
entzug ausdrücklich auch für die Zeit der Strafe aussprechen, 
noch jeden Sträfling unter Vormundschaft stellen. Wo das Ge- 
setz die faktische Unmöglichkeit, das Stimmrecht während der 
Strafzeit auszuüben, genügen lässt, müsste mit dem Wegfall 
des Hindernisses in Ermanglung einer gegenteiligen Bestim- 
mung auch die Ausübung des Stimmrechts wieder frei werden. 
Indessen ist nicht anzunehmen, dass Luzern, St. Gallen und 



*) Ebenso hätte das kürzlich verworfene Stimmrechtsgesetz diejenigen 
ausgeschlossen, die sich zur Zeit einer Abstimmung in Straf- oder Unter- 
suchungshaft befinden oder durch Beschluss der zuständigen Strafbehörde 
in Anklagezu stand versetzt worden sind. 

2) Die einschlägigen Gesetzesbestimmungen finden sich bei Stooss, 
S. 240 ff. 
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Solothurn diese Konsequenz ziehen. Schwyz^), Waadt^) und 
Zürich^) sind korrekt und erklären ausdrücklich die bedingt 
Entlassenen für die Dauer der bedingten Entlassung als vom 
Stimmrecht ausgeschlossen. 

Dagegen folgt bei einer bedingten Verurteilung die Neben- 
strafe dem Schicksal- der .Hauptstrafe. Ein Verlust der Stimm- 
fähigkeit tritt nur ein, wenn die Hauptstrafe vollzogen wird*). 

Alle kantonalen Strafgesetzbücher führen den Entzug des 
Aktivbürgerrechts unter den Strafarten auf. Es ist indessen keine 
Täuschung darüber möglich, dass diese Strafe nicht geeignet 
ist, irgend eine bessernde oder abschreckende Wirkung zu er- 
zielen^). Der Entzug des Stimmrechts wird von dem damit Beleg- 
ten überhaupt nur selten als Strafe empfunden werden; man stelle 
sich den Dieb oder Betrüger vor, der aus dem Gefängnis ent- 
lassen wird, um seine Ehrenstrafe anzutreten ! Unrichtig ist es 
auch, die Ehrenstrafe als obligatorische Folge an gewisse Straf- 
arten zu knüpfen ; obgleich in der Regel die Strafe einen Rück- 
schluss auf das Verbrechen gestattet, gibt es doch Ausnahmen. 
Bei politischen Vergehen z. B. ist die Strafe nicht der ehr- 
losen Gesinnung des Täters, sondern der Gefahr angemessen,, 
die der Gesellschaft drohte. Auch andere Vergehen brauchen 
nicht notwendigerweise einer unehrenhaften Gesinnung zu ent- 
springen. Wenn aber der Richter gezwungen wird, der an- 
zuwendenden Hauptstrafe wegen auch einen Ausschluss vom 
Stimmrecht zu verfügen, so heisst das anstatt des Vergehens 



') Strafgesetzbuch, Art. 27. 

2) Loi du 17 mai 1875 sur l'organisation des etablissements de de- 
tention, Art. 19. 

^) Gesetz betr. den Vollzug der Freiheitsstrafen, vom 8. Jan. 1871, § 14. 

*) Vergl. z. B. Genf, Loi sur la peine conditionelle, du 29 oct. 1892, 
Art. 2 ; Wahlgesetz, Art. 16, Schlussabsatz. — St. Gallen, Gesetz über den 
bedingten Straferlass, 24. Nov. 1905, Art. 1, Abs. 2. 

*) Vergl. St 00 SS, Die Grundzüge des schweizerischen Straf rechtes. 
I, S. 371. 
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"die Strafe als das Entehrende erklären ^). Ungeeignet als Strafe 
ist der Entzug des Aktivbürgerfechts auch deshalb, weil diese 
Strafe nicht allen Individuen, sondern nur einer gewissen 
Personenkategorie gegenüber verhängt werden kann. 

Die Verneinung der Zweckmässigkeit des Stimmrechts- 
entzuges als eines Strafmittels bedeutet nun aber nicht, dass 
Kuppler und Einbrecher, sobald sie eine Zuchthausstrafe abge- 
sessen haben, wieder als Teile eines Staatsorganes anzuerkennen 
.seien. Des Stimmrechtes sollen sie trotzdem verlustig gehen, 
doch nicht damit sie bestraft seien, sondern weil es ihnen an 
-der nötigen Würde gebricht. Genau genommen ist es doch 
•eine Würde, Aktivbürger zu sein, nicht eine Ehre, ebenso wie 
der Besitz eines Amtes Würde und nicht Ehre ist.* Ehre be- 
deutet eine innere Eigenschaft des Menschen, die der Staat 
2war anerkennen oder bestreiten, nicht aber vermehren oder 
vermindern kann; Würden dagegen verleiht der Staate und 
diese vermag er auch wieder zu entziehen. 

Zwei Gedanken sind es, die beim Ausschluss eines Bürgers 
vom Stimmrecht wegen Würdelosigkeit massgebend sein können. 
Entweder hält das Gesetz den Verbrecher für unwürdig, weiter 
als Teil eines Staatsorganes tätig zu sein und schliesst ihn 
deswegen aus, oder aber es achtet gar nicht auf die Wirkung, 
die der Ausschluss dem unwürdigen Individuum gegenüber hat, 
sondern es nimmt Rücksicht auf Dritte. Diesen will es nicht 
zumuten, dem Verbrecher weiter als Inhaber politischer Rechte 
gegenüber zu stehen ; resp. die Frauen und Minderjährigen 
sollen ihn nicht weiter als Vertreter ihrer Interessen ansehen 
müssen. Zur Reinhaltung des Rechtskreises erfolgte also hier 
der Ausschluss^). 

Die Bestimmung in der Luzerner Verfassung, welche die 
zu einer Kriminalstrafe Verurteilten vom Stimmrecht ausschliesst. 
vertritt dem Wortlaut nach den Standpunkt, dass der Entzug 



») Vergl. Mentha, S. 47. Kunz, S. 94 ff. 

2) VergL Bin ding, Handbuch des Straf rechtes I, S. 326/327. 
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des Stimmrechts * nicht als Strafe, sondern wegen der Würde- 
losigkeit eines Bürgers erfolge. Doch verstösst sie sogleich 
gegen eine wichtige Konsequenz dieser Auffassung, wenn sie den 
Stimmrechtsentzug an eine gewisse Strafart knüpft. Dem Richter 
sollte die Feststellung überlassen bleiben, ob ein Verbrechen 
oder Vergehen einer ehrlosen Gesinnung entsprungen ist. 

Eine Schwierigkeit, die beim strafweisen Ausschluss weg- 
fällt, müsste sich einstellen, falls die Unwürdigkeit als Verlust- 
grund akzeptiert würde. Lässt sich die verlorene Würde über- 
haupt, event. wann lässt sie sich zurückgewinnen^)? Die Logik 
hätte die erste Frage zu verneinen^). Indessen wäre es un- 
gerecht, wenn eine unwürdige Handlung die gleichen Folgen 
nach sich zöge, wie die gemeinste Gesinnung. Der Staat 
müsste daher willkürlich einen Zeitpunkt festsetzen, in dem 
die verlorene Aktivbürgerwürde zurückerlangt wird. Dieser 
Zeitpunkt wäre dann gegeben, wenn jene unehrenhafte Hand- 
lung, um derentwillen der Ausschluss erfolgte, für die Gesell- 
schaft mehr oder weniger vergessen ist. Der Entzug des Stimm- 
rechts für einen Monat, wie ihn Tessin kennt, verlöre allerdings 
die ernsthafte Bedeutung. 

c) Konkurs — Fruchtlose Pfändung, 

Quellen: Die kantonalen Einführungsgesetze zum B.-G. über Schuld- 
betreibung und Konkurs, vom 11. April 1889. Sammlung von Brand und 
Wasem, (nach Materien geordnet; X. Titel, S. 585 ff., Die öffentlich- 
rechtlichen Folgen des Konkurses und der fruchtlosen Pfändung). 



^) Kunz (S. 76) stellt sich die Frage, ob es richtig sei, das einmal, 
entzogene Aktiv bürgerr echt später wieder einzuräumen, auch bei der Er- 
örterung des zürcherischen Rechts. Indessen entscheidet sich die Frage 
dort selber. In Zürich wird nicht, wie der Autor meint, das Aktivbürger- 
recht entzogen, wenn es dem Individuum am sittlichen Willen fehlte, die 
Funktionen ^des Aktivbürgers zweckmässig auszuüben. Der Ausschluss 
erfolgt vielmehr als Strafe, und diese tritt ein, weil es dem Individuum 
irgendwie am sittlichen Willen gebrach. Als „Strafe" aber ist der Verlust 
des Aktivbürgerrechtes auf ein bestimmtes Mass zu fixieren, gleich wie 
die Freiheitsstrafe, und der Zeitpunkt, in dem das Aktivbürgerrecht wieder 
erlangt wird, ist selbstredend ein „dies certus an et quando". 

') Luzern wäre auch hierin ganz korrekt. 
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fjiteratur: Schröter, Die öffentlich-rechtlichen Folgen der frucht- 
losen Pfändung und des Konkurses in der Schweiz, 1892. 

Die Schweiz kennt keine allgemeine Konkursfähigkeit. 
Nur wer im Handelsregister eingetragen ist, kann Konkurs 
erleiden. Forderungen gegen andere Personen sind auf dem 
Weg der Schuldbetreibung und Pfändung zu suchen. Konkurs 
und fruchtlose Pfändung sind daher die beiden Formen ge- 
richtlicher Feststellung der Zahlungsunfähigkeit. 

Nach Art. 26, Abs. 1 des B.-G. über Schuldbetreibung und 
Konkurs ist es den Kantonen erlaubt, die Zahlungsunfähigkeit 
als Ausschlussgrund vom Stimmrecht zu statuieren, vorläufig 
wenigstens, denn es wird auf Art. 66 der B.-Verf. verwiesen, 
der sich vorbehält, in eiivem Ausftihrungsgesetz die Verlust- 
gründe zu beschränken. 

Gleich wie ein durchgeführter, wirkt auch der mangels 
Aktiven wieder aufgehobene Konkurs. Dagegen wird ein Nach- 
lassvertrag keine öffentlich-rechtlichen Folgen haben können. 
Wenn das Gesetz gegenüber dem des Stimmrechts verlustig 
gegangenen Konkursiten Rehabilitation eintreten lässt, falls 
sämtliche Gläubiger zustimmen, so wird es sie auch da nicht 
versagen können, wo es eine allfällige Minderheit von Gläubi- 
gern zwingt, sich der Mehrheit zu fügen. 

Der fruchtlosen steht die ungenügende Pfändung gleich. 

Beim Konkurs von Gesellschaften treffen die Ehrenfolgen 
oft die schuldigen Einzelpersonen. 

Einleitend ist ferner noch zu sagen : Es handelt sich hier 
um den Stimmrechtsentzug als Folge des Konkurses oder der 
fruchtlosen Pfändung an sich, nicht als Folge einer strafgericht- 
lichen Verurteilung wegen einer mit dem Konkurs oder der 
fruchtlosen Pfändung zusammenhängenden strafbareif Handlung. 
Solcher Delikte giebt es eine ganze Reihe ; leichtsinniger 
und betrüglicher Bankrott, Pfandunterschlagung, leichtsinniges 
Schuldenmachen z. B. gehören dazu. Sie alle bilden aber 
Spezialfälle des unter b besprochenen Ausschlusses infolge straf- 
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gerichtlichen Urteils und kommen als solche hier nicht wieder 
in Betracht. Nicht überall wird in der amtlich festgestellten 
Zahlungsunfähigkeit ein ausreichender Grund für den Ausschluss 
vom Stimmrecht erblickt. Appenzell A.-Rh. ^), Genf und Neuen- 
burg belassen den Konkursiten und fruchtlos gepfändeten Bür- 
gern, Glarus, Waadt und Zürich w^enigstens den letztern die 
Stimmfähigkeit. In den andern Kantonen wendet sich die 
Gesetzgebung gegen beide Personenkategorien, jedoch in ver- 
schiedener Weise: 

a. .Ohne Rücksicht auf allfälliges Verschulden oder Nicht- 
verschulden entziehen die Stimmfähigkeit in jedem Fall von 
Rechtswegen : 

sowohl den Konkursiten als den fruchtlos Ausgepfändeten : 
Graubünden, Luzern und Zug; 

nur den Konkursiten: Glarus, Tessin und Zürich'^), die 
beiden letztgenannten aber nur für die Dauer des Konkurses. 

ß. Die übrigen Kantone nehmen Rücksicht auf die un- 
verschuldete Zahlungsunfähigkeit, entw^eder so, dass sie einen 
Stimmrechtentzug zwar auch von Rechtswegen eintreten lassen, 
aber auf Nachweis des NichtVerschuldens der Zahlungsunfähig- 
keit hin sofort wieder aufheben, oder so, dass sie den Bürger 
des Stimmrechts erst verlustig erklären, nachdem ein Verschul- 
den konstatiert worden ist. 

Gleicherweise wegen verschuldeten Konkurses wie wegen 
verschuldeter fruchtloser Pfändung entziehen das Stimmrecht 
Aargau, beide Basel, Freiburg, St. Gallen, Solothurn, Thurgau, 



*) Vergl. aber Strafgesetzbuch, Art. 124, der den einfachen Bankrott 
event. mit Entzug des Aktivbürgerrechtes allein bestraft. 

2) Es ist ein Widerspruch vorhanden zwischen Verf. Art. 18, Zif. 3 
{wonach nur in den Fällen des verschuldeten Konkurses Stimmrechtsentzug 
erlaubt ist) und der Gesetzgebung, die einerseits (Einführungsgesetz) für 
die Dauer des Konkurses in allen Fällen die Stimmfähigkeit entzieht, und 
anderseits (Strafgesetz) den verschuldeten Konkurs und die verschuldete 
Auspfändung als besonderes Vergehen statuiert, das mit Gefängnis (event. 
verbunden mit Entzug des Aktivbtirgerrechts !) bestraft wird. Vergl. auch 
Sträuli, Kommentar, S. 77. 
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Uri, Unterwaiden und Wallis '). Meist wird blosses „Nicht- 
verschulden", „Schuldlosigkeit", Abwesenheit „eigenen Ver- 
schuldens" gefordert, in Baselland sogar nur „nicht lediglich 
eigene Schuld". Dagegen bleiben dem zahlungsunfähig ge- 
wordenen Bürger in Obwalden die öffentlich-rechtlichen Folgen 
seines Zustandes nur dann erspart, wenn sein Mchtverschulden 
„offenbar" ist; in Nidwaiden und Uri muss sich „die Unzahl- 
barkeit des Schuldners als eine direkte Folge ganz unverschul- 
deter Unglücksfalle" erweisen. Wallis endlich hält jede Zah- 
lungsunfähigkeit für verschuldet, die nicht durch höhere Ge- 
walt oder Erbschaftsschulden herbeigeführt wird. In Zug „kann" 
auf das NichtVerschulden Rücksicht genommen werden. — Als 
„verschuldet" gilt im allgemeinen die Zahlungsunfähigkeit, 
wenn sie durch übermässigen Aufwand, unsorgfältige Haus- 
haltung, Mangel an Arbeitsamkeit, Trunksucht, Spiel, Spekula- 
tionen u. s. w. herbeigeführt wurde. 

Nur wegen verschuldeten Konkurses verliert der Bürger 
das Stimmrecht in Glarus und Waadt. Bei verschuldetem 
Konkurs wird es ihm von Amtswegen, bei verschuldeter 
fruchtloser Pfändung dagegen bloss auf Antrag eines zu 
Verlust gekommenen Gläubigers entzogen in Appenzell I.-Rh.., 
SchaffTiausen und Tessin (hier nur so weit die Dauer über den 
Konkurs hinaus in Frage steht ; während des Konkurses bleibt 
das Stimmrecht in jedem Fall entzogen). 

Schwyz erklärt sowohl bei Konkurs als bei fruchtloser 
Pfändung einen Bürger der Stimmfähigkeit nur verlustig : 

1. wenn er den Vermögensverfall selber verschuldet hat und 

2. wenn ein Gläubiger einen diesbezüglichen Antrag stellt. 

Ein solcher Antrag kann auch in Zürich gegenüber leicht- 
sinnigen Schuldenmachern gestellt werden, wenn Verlustscheine 



*) Wahlgesetz, Art. 4, lit. b. Das kantouale Einführungsgesetz zum 
B.-Gr. über Schuldbetreibung und Konkurs schweigt sich dagegen aus, 
weshalb Brand und Wasem annehmen, es bestünden im Wallis keine 
öffentlich-rechtlichen Folgen des Konkurses und der fruchtlosen Pfändung. 
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im Gesamtbetrage von 200 Fr. aus den letzten sechs Monaten 
vorliegen 0- 

Die Dauer des Ausschlusses ist für Konkursiten und 
fruchtlos Gepfändete meist verschieden. Sie beträgt 

für die Konkursiten : in Glarus 10, in der Waadt bis 10, 
im Aargau und in Bern 6, im Tessin 2 — 5 Jahre; 

für fruchtlos Gepfändete: in Bern 3, im Aargau 2, im 
Tessin 1 — 3 Jahre; 

für beide Klassen: in Graubünden ,6, in Baselland 5^), in 
Baselstadt bis 5, in schweren Fällen bis 10, in Solothurn 4, in 
Zug^) und Nidwaiden 1—10, in Appenzell L-Rh. und St. Gallen 
1—3 Jahre. . 

Schaffhausen und Thurgau überlassen die Festsetzung dem 
richterlichen Ermessen, doch darf im erstgenannten Kanton 
der Entzug nie auf Lebenszeit ausgesprochen werden. In Frei- 
burg, Luzern, Obwalden*), Schwyz, Uri und Zug wird aus- 
drücklich gesagt, dass er bis zur Rehabilitation dauere; still- 
schweigend wird das auch im Wallis gelten. 

Die Frist beginnt zu laufen bei Konkursiten mit dem Tag 
der Publikation der Konkurseröffnung, bei fruchtlos Gepfändeten 
mit dem Datum der Ausstellung des Verlustscheines. 



*) § 109 des Einführungsgesetzes zum B.-Gr. über SchuldLe treibung 
und Konkurs. Diese Bestimmung erklärt sich ausdrücklich als eine Ab- 
weichung vom §- 26 des Strafgesetzbuches, der besagt, dass auf Entzug 
des Aktivbürgerrechtes nur (!) in Verbindung mit einer Freiheitsstrafe 
oder Geldbusse (!) erkannt werden kann. Aber auch schon § 26 Str.-G.-B. 
geht offenbar über den Wortlaut der Verfassung, Art. 18, Zif. 2 hinaus, 
der den Entzug des Aktivbürgerrechtes einzig wegen „entehrender Ver- 
brechen und Vergehen" gestattet. 

*) Wenn nicht „lediglich eigenes Verschulden" des Zahlungsunfähigen 
vorliegt, ist B,eduktion möglich. 

') Aber nur bei ganzem oder teilweisem Nichtverschulden. — In Zug 
„kann" also das Gericht bei ganz unverschuldeter Insolvenz den Entzug 
des Stimmrechts auf 10 Jahre beschränken ! 

*) Bei geringem Verschulden ist zeitliche Begrenzung möglich. 

8 
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Gegenüber Bürgern, die zu einer Zeit, da sie noch minder- 
jährig waren, in Konkurs gerieten oder fruchtlos ausgepfändet 
wurden, finden die Bestimmungen über die öffentlich-rechtlichen 
Folgen nach dem ausdrücklichen Gebot vieler^Kantone keine 
Anwendung. 

Wegen derselben Forderung darf nur einmal das Stimm- 
recht entzogen werden; wird ein Verlustschein später auf dem 
Pfändungswege fruchtlos geltend gemacht, so treten die öffentlich- 
rechtlichen Folgen nicht neuerdings ein. In Zug geht ein 
Bürger, den die Frau oder ein Kind als einziger Gläubiger in 
Konkurs treibt oder fruchtlos pfändet, des Stimmrechts nicht 
verlustig. 

Bez.. der Rehabilitation ist nochmals an Art. 26 des B.-G. 
über Schuldbetreibung und Konkurs zu erinnern. Darnach hat 
die Wiedereinsetzung ins Aktivbürgerrecht zu erfolgen, wenn 
der Konkurs widerrufen wird, ferner wenn sämtliche zu Verlust 
gekommene Gläubiger befriedigt sind oder sonst zustimmen. 
Einige Kantone haben diese Bestimmung noch gemildert. In 
Bern wird die Dauer des Entzuges abgekürzt: für den Konkursiten 
um je zwei Jahre für jeden Drittel der Gesamtschuld, die er 
nachweisbar bezahlt hat, beim fruchtlos Ausgepfändeten auf 
ein Jahr, wenn er einen Drittel der Gesamtschuld begleicht. 
Glarus und Tessin berücksichtigen die Rehabilitationsbegehren 
auch dann, wenn seit dem Ausbruch des Konkurses eine gewisse 
Zeit (in Glarus fünf Jahre, im Tessin die halbe Eiustellungs- 
zeit) verflossen ist, der Fallit sich seither tadellos betragen hat, 
und die Hälfte der im Konkurs beteiligt gewesenen Gläubiger, 
die zugleich die Hälfte der Forderungen repräsentiert, sich mit 
dem Begehren einverstanden erklärt. In Zug endlich muss ein 
Bürger, den seine Frau oder seine Kinder mit andern Gläu- 
bigern zusammen in Konkurs getrieben oder fruchtlos gepfän- 
det haben, sofern diese andern Gläubiger beistimmen, rehabili- 
tiert werden, auch wenn die Frau oder die Kinder nicht ein- 
verstanden sind. 
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Es ist bezweifelt worden, dass der Ausschluss vom Stimm- 
recht wegen Zahlungsunfähigkeit als „Strafe" erfolge^). Mass- 
gebend sei vielmehr der Gedanke, dass wer den Zusammen- 
bruch seines eigenen Vermögens herbeiführt, sich ebenso 
wenig, wie etwa der Verschwender eigne, im Haushalt von 
Staat und Gemeinde bestimmend mitzuwirken. Diese Annahme 
entspricht indessen kaum den tatsächlichen Verhältnissen. In 
Appenzell A.-Rh. lautet der schon früher cltierte Art. 124 
des Strafgesetzbuches: „Die Strafe für den einfachen Bank- 
rott ist Gefängnis ..... zugleich mit Herabsetzung in den 
bürgerlichen Rechten und Ehren. Wo eine Verschuldung des 
Betreffenden nicht vorliegt, oder wo in den Lebensschick- 
salen und Familienverhältnissen des Betreffenden ein Mil- 
derungsgrund liegt, kann auf letztere Strafe allein erkannt, 
oder von Bestrafung gänzlich Umgang genommen werden". 
Hier wird ausdrücklich auch der mit keiner andern Strafe 
verbundene Entzug des Aktivbürgerrechtes wegen Zahlungs- 
unfähigkeit als „Strafe" bezeichnet. Nimmt Appenzell A.-Rh. 
damit eine Ausnahmestellung ein? Keineswegs! Die andern 
Kantone kennen eben in ihren Strafgesetzbüchern den Entzug 
des Aktivbürgerrechtes fast ausnahmslos nur als Nebenstrafe, 
nicht als selbständige Strafe. Wenn sie ihn daher den zahlungs- 
unfähigen Bürgern gegenüber als einzige Strafe anwenden 
wollten, so konnten sie ihn nicht im Strafgesetzbuch statuieren, 
sondern mussten ihn ausserhalb desselben aufstellen. Es ist 
auch beachtenswert, dass alle Kantone, die keine öffentlich- 
rechtlichen Folgen an die Zahlungsunfähigkeit als solche knü- 
pfen, viele Handlungen für strafbar erklären (mit Gefängnis 
und daneben mit Verlust des Aktivbürgerrechts !), die anderorts 
bloss die Zahlungsunfähigkeit zu einer verschuldeten stempeln 
und infolgedessen einfach den Verlust der Stimmfähigkeit nach 
sich ziehen. Da liegt es doch auf der Hand : die erstem Kan- 
tone sind es nicht allein, die bestrafen, sie bestrafen nur strenger, 



*) Vergl. Salis 1, Bd. II, S. 548. K u n z, Aktivbürgerrecht, S. 102. 
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Es mag auch angeführt werden, dass wenn der Stimmrechts- 
entzug den zahlungsunfähigen Bürgern gegenüber nicht Straf- 
mittel sein soll, er nun gerade ihnen gegenüber als Strafe wirkt, 
während er da, wo er unzweifelhaft als solche verhängt wird, 
d. h. bei strafgerichtlicher Verurteilung, kaum diese Em- 
pfindung hervorruft. Vielleicht auch hätte die Ansicht, dass 
der Stimmrechtsentzug wegen Zahlungsunfähigkeit strafweise 
erfolgt, mehr Anhänger gefunden, wenn 1874 das Verbot lebens- 
länglicher Ehrenstrafen Gesetz geworden wäre! 

Wenn aber der Ausschluss vom Stimmrecht wegen Zah- 
lungsunfähigkeit eine Strafe bedeutet, so sind alle Einwendungen 
zu wiederholen, die gegenüber dem Ausschluss als einer Strafe 
für Verbrechen und Vergehen erhoben wurden. Wenn überhaupt 
der Zahlungsunfähigkeit wegen das Stimmrecht entzogen werden 
soll, so kann dies richtigerweise wiederum nur unter dem Gesichts- 
punkt der verlorenen Würde geschehen. Ob jedoch Konkursiten 
und fruchtlos Gepfändete wirklich der bürgerlichen Rechte und 
Ehren unwürdig sind, das ist die Frage. Sie wird nicht ohne 
Bedenken bejaht werden. Es ist nicht die ehrenhafte Gesinnung 
allein, die die Eingehung unerfüllbarer Verbindlichkeiten hin- 
dert; bei vorteilhaften ökonomischen Verhältnissen wird auch 
ein grosser Leichtsinn noch keine Zahlungsunfähigkeit herbei- 
führen. Der Ausschluss würde also die verschiedenen Klassen 
der Bevölkerung ungleich treffen. Allerdings liesse sich dieser 
Einwand ebenso gut beim strafgerichtlichen Stimmrechtsentzug 
geltend machen. Mit mehr Grund könnte darauf hingewiesen 
werden, dass es oft den grossen Betrügern gelingt, dem Kon- 
kurs und seinen Ehrenfolgen durch Abschluss eines Zwangs- 
vergleichs zu entgehen, während kleine, unerfahrene Leute 
unrettbar dem Konkurs zutreiben. Aber bleibt nicht leider 
auch sonst manche ehrlose Handlung ungesühnt? Richtig 
w^äre es wohl, die Zahlungsunfähigkeit als selbständigen Aus- 
schlussgrund zu streichen, dafür aber das Strafgesetz so eng 
zu fassen, dass es alle Fälle der verschuldeten Insolvenz 



— 117 - 

ahndet, wie heute schon in Appenzell A.-Rh., Genf, Neuenburg 
und Wallis (?). Dann würden ier Bestrafung auch nicht mehr 
die Aktivbürger allein unterliegen, sondern ebenso die andern 
voll handlungsfähigen Personen. 

Gegenüber der speziellen Regelung einzelner Kantone ist 
Folgendes zu sagen: 

Da der Ausschluss wegen Konkurses oder fruchtloser 
Pfändung als Strafe erscheint, ist es ungerecht, ihn da zu ver- 
hängen, wo kein Verschulden vorliegt. Nicht jeder Fallite ist 
notwendig ein Lump, wenn auch zugegeben werden mag, dass 
ausser der wegen Uebernahme von Erbschaftsschulden oder 
durch höhere Gewalt eingetretenen Insolvenz, die Fälle, in 
denen ein Selbstverschulden nicht vorliegt, selten sein werden. 

Ungerecht ist es ferner, wenn Glarus, Waadt und Zürich 
nur den Konkursiten das Stimmrecht entziehen, der oft viel 
liederlichem Personenkategorie der fruchtlos Gepfändeten da- 
gegen nicht. 

Verfehlt ist das zürcherische System noch in einem weitern 
Punkt. Es ist ' nicht folgerichtig gedacht, wenn mit der Er- 
öffnung des Konkurses der Entzug des Stimmrechtes, und mit 
der Beendigung des Verfahrens die Wiedereinsetzung erfolgt, 
denn erst der Abschluss des Konkurses stellt fest, ob die Gläu- 
biger einen Ausfall erleiden und somit Grund zur Bestrafung 
vorliege. Das System ist auch ungerecht. Wo keine Aktiven 
vorhanden sind, der Gläubiger also nichts erhält, da findet sehr 
bald die Einstellung des Konkursverfahrens statt; die Strafe 
ist also sehr kurz; wo dagegen durch eine langwierige Liqui- 
dation, event. einen Nachlassvertrag eine ansehnliche Dividende 
erzielt wird, da dauert die Strafe um so länger. 

, Mit Schärfe wird man sich ferner dagegen wenden, dass 
der Stimmrechtsentzug vom Antrag eines rachsüchtigen Gläu- 
bigers abhängt. Der Fallit ist um kein Haar besser, wenn 
seine Gläubiger auf einen Entzug der bürgerlichen Rechte und 
Ehren verzichten. Falls aber der Konkurs nach Art der An- 
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tragsdelikte behandelt werden wollte, so würde dem die bundes- 
rechtliche Regel widersprechen^ die die; Aufhebung der einmal 
verhängten Strafe je nach dem Willen der Gläubiger ein- 
treten lässt^). 

d) NkM'Bezakhing von Steuern. 

Darin, dass die Bezahlung von Steuern keine Stimmberech- 
tigung begründe, gehen alle Kantone mit dem Bund einig; 
dagegen haben etliche unter ihnen die Umkehrung dieses Satzes 
nicht angenommen und lassen bei der Nichtbezahlung von 
Steuern den Verlust des Stimmrechts eintreten. Es kann dies 
als Strafe gedacht sein ; vielleicht spricht auch die Vorstellung 
mit, dass der Staat seinen Bürgern Gegenrecht halten müsse. 
Wenn diese ihre Pflichten gegen den Staat nicht erfüllen, so 
braucht er seinen Verpflichtungen den Bürgern gegenüber 
ebenfalls nicht nachzukommen! 

Fünf Kantone sind es, die diesen Ausschlussgrund noch 
kennen : 

A arg au. Ein vom Stimmrecht nicht ausgeschlossener 
„Vergeldstagter" (Konkursit) oder fruchtlos Ausgepfändeter, der 
trotz besonderer Mahnung seiner Steuerpflicht nicht nachkommt, 
verliert das Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten (Gesetz 
betr. die Folgen des Konkurses und der fruchtlosen Pfändung, 
vom 28. Mai 1894, Art. 7). 

Neuenburg. Ausgeschlossen vom Stimmrecht in Ge- 
meindeangelegenheiten sind diejenigen Steuerpflichtigen, die für 
zwei Jahre die Gemeindesteuern schulden. (Gemeindegesetz, 
Art. 20). 

Schwyz, Verf., Art. 70, lit. h. Von der Stimmfähigkeit 
sind ausgeschlossen diejenigen, welche mit der Bezahlung der 
direkten Steuern mehr als 4 Monate nach Ablauf des Zahlungs- 



*) Vergl. über diesen Ausschlussgrund auch die Botschaft des Bundes- 
rates zum verworfenen B.-G. über die politische Stimmberechtigung der 
Schweizerbürger, von 1874. B.-Bl. 1874 III, S. 43—46. 
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termins im Rückstande sind und auf erfolgte schriftliche Mah- 
nung innert 30 Tagen ihrer Zahlungspflicht nicht nachkommen^). 

T es sin erklärt diejenigen des Stimmrechts verlustig, 
die innerhalb der letzten fünf Jahre mit zwei Jahresbeträgen 
der Gemeinde- und Kantonssteuer im Rückstand blieben, doch 
soll bez. der über 60 Jahre alten Stimmberechtigten eine 
Ausnahme gemacht werden, wenn sie früher ihrer Steuerpflicht 
regelmässig nachgekommen sind. (Legge 15 luglio 1880, Eser- 
cizio dei diritti politici. Art. 4, lit. e.) 

Z u g, Verf., Art. 27, lit. e. Nicht stimmfähig ist, wer mit 
der Bezahlung der Steuern mehr als vier Monate nach Ablauf 
des Zahlungstermins und nach erfolgter Mahnung im Rück- 
stand ist. 

Der Bundesrat hat diesen Ausschlussgrund Tessin gegen- 
über ausdrücklich als zulässig erklärt^). Dagegen verfügte er, 
dass dieser Kanton, solange als er den Pflichtigen keine Steuer- 
zettel ins Haus schicke, sondern nur die öffentliche Aufforde- 
rung erlasse, zu bestimmter Zeit an den Einnehmer zu bezahlen, 
einen Bürger speziell zur Zahlung anzuhalten habe, bevor er 
ihm das Stimmrecht entziehen dürfe. Darnach wird sich auch 
Neuenburg zu richten haben, die andern Kantone erklären von 
sich aus, dass der Entzug erst nach einer besondern Mahnung 
erfolgen dürfe. 

In Neuenburg und Tessin darf ein Ausschluss nicht er- 
folgen, wenn sich der Rückstand bloss auf einen Teil der 
Steuern bezieht. Anders verhält es sich wohl in Aargau, Schwyz 
und Zug. 

Das verlorene Stimmrecht wurd wieder erlangt, in Tessin 
nach fünf Jahren, .in den andern Kantonen nach Bezahlung 
der schuldigen Steuerbeträge. Doch wird ein Bürger, der an 
einer bestimmten Wahl oder Abstimmung teilnehmen will, seine 



*) Vergl. dazu den Kantonsratsbeschluss betr. den Ausschluss vom 
Stimmrecht gemäss § 70, lit. h der Verf., vom 23. Aug. 1901. 
. 2) Vergl. S a 1 i s 1, Nr. 802 u. 834 IL 2. 
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Steuerrückstände noch vor Schluss des Stimmregisters begleichen 
müssen ; dass er die Summe erst im Verhandlungslokal auf den 
Tisch lege, gebt nicht an. 

Die Bestimmung des Aargau, die nur die insolvent gewor- 
denen Bürger bei Nichtbezahlung der Steuern ausschliesst, 
statuiert ungleiches Recht für die verschiedenen Klassen der 
Bevölkerung. 

Dass Aargau und Neuenburg die säumigen Steuerpflichtigen 
nur vom Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten ausschliessen, 
ist kein Grundsatz, der sich rechtfertigen lässt. Personen, die 
zur Mitbestimmung der kommunalen Angelegenheiten ungeeignet 
sind, können noch viel weniger zur Fassung von Beschlüssen, 
die den ganzen Staat betreffen, herbeigezogen werden. 

Die Nichtbezahlung der Steuern als Ausschlussgrund wäre 
von beiden Bundesgesetzen, die in Ausführung von Art. 66 
B.-Verf. aufzustellen versucht wurden, verworfen worden. Der 
Bundesrat in seiner Botschaft zum ersten jener Gesetze^) be- 
merkte mit Recht, dass der Fiskus seine Ansprüche den Bürgern 
gegenüber geltend machen möge, wie jeder andere Träger von 
Vermögensrechten. 

e) Wirtshaicsverbot 

Das Wirtshausverbot kann heute noch ungefähr in der 
Hälfte der Kantone vom Strafrichter als Nebenstrafe gleich 
dem Entzug des Aktivbürgerrechtes verhängt werden ^), seltener 
auch von Verwaltungsbehörden (Armenbehörden) ^). Als selb- 
ständigen Grund des Ausschlusses vom Stimmrecht nennen es 
dagegen nur noch die Verfassungen folgender sechs Kantone : 
Aargau, Bern, Freiburg, Nidwaiden, Obwalden und Uri. Wäh- 
rend aber im Aargau und in Unterwaiden nur das vom Richter 
ausgesprochene Wirtshausverbot das Stimmrecht entzieht, hat 



>) B.-Bl. 1874 III, S. 43. 

^) Vergl. S t o o s s, Die Schweiz. Strafgesetzbücher, S. 163/164. 

^) Vergl. Schollenberger, Grundriss I, S. 56. 
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in den andern drei Kantonen jedes solche Verbot, von welcher 
Seite es auch verhängt werde, diese Wirkung. 

Das richterliche Wirtshausverbot in den Verfassungen 
als besottdern Ausschlussgrund zu statuieren, hat eigentlich 
keinen Sinn, denn es handelt sich um einen Spezialfall des 
Stimmrechtsentzuges durch strafgerichtliches Urteil : Das Wirts- 
hausverbot ist Hauptstrafe, die Entziehung des Aktivbürger- 
rechtes Nebenstrafe. Appenzell I.-Rh. kennt auch die Amts- 
entsetzung als selbständige Strafe und den Verlust der Stimm- 
fähigkeit als obligatorische Folge derselben, ohne dass die 
Kantonsverfassung deswegen die Amtsentsetzung zu einem be- 
sondern Grund des Ausschlusses stempelt. 

Ein Bundesgesetz, das in Ausführung von B.-Verf., Art. 
66 zu Stande kommt, wird das Wirtshausverbot nicht mehr als 
Ausschlussgrund anerkennen. Dann haben nur Bern und Frei- 
burg ihre Verfassungsartikel über den Verlust der Stimmfähig- 
keit zu revidieren, während Aargau und Unterwaiden das ge- 
richtliche Wirtshausverbot weiter als Ausschlussgrund bestehen 
lassen können, denn der Ausschluss durch strafgerichtliches 
Urteil wird vom Bund nicht eingeschränkt werden. 

f) Bezug von ArmenuntersUltzung (yjÄlmosenge^iössigkeit" ^), 

Der Bezug von Armenuntersttitzung ist nicht in allen 
Kantonen ein Ausschlussgrund; Appenzell, Baselstadt, Genf, 
Graubünden, Neuenburg und Waadt verwerfen ihn als solchen. 
Wo er aber statuiert wird, da gelten folgende Beschränkungen : 
Die Unterstützung muss stets aus einer öffentlichen, d. h. 
einer staatlichen oder kommunalen Armenkasse erfolgen, also 
nicht durch Private. Obwalden und Zürich fordern das zwar 
nicht ausdrücklich, wie die übrigen Kantone, doch werden sie 
in der Praxis keinen andern Standpunkt vertreten ^). Im Tessin 
ziehen auch die Unterstützungen den Ausschluss vom Stimm- 



*) Vergl. Schollenberger, Grundriss I, S. 65/56. 
*) Für Zürich vergl. Kunz, Aktivbürgerrecht, S. 79. 



— 122 — 

recht nach sich, die aus jedermann offen stehenden Wohl- 
tätigkeitsanstalten empfangen werden, ebenso im Wallis. Ja 
dieser letztgenannte Kanton entzieht das Stimmrecht kurzer 
Jland allen Bürgern, die dem Publikum zur Last fallen, dagegen 
nicht ausdrücklich solchen, die aus öfffentlichen Armenkassen 
Unterstützung geniessen. 

Weiter verlangen die Kantone Baselland, Freiburg, Glarus, 
SchaffTiausen, Tessin, ünterwalden, Uri, Wallis und Zürich, 
dass der Bezug von Armenunterstützung nicht bloss vorüber- 
gehend, sondern dauernd sei ; aber nur Tessin fixiert das Moment 
der „Dauer" und gestattet den Ausschluss vom Stimmrecht erst, 
wenn die Unterstützung während eines ganzes Jahres bezogen 
wurde. 

In Glarus und Obwalden muss die Unterstützungsbedürf- 
tjgkeit überdies durch „liederlichen Lebenswandel", in Schaff"- 
hausen und im Thurgau durch Selbst verschulden herbeigefül^rt 
worden sein. Dagegen stellen die andern Kantone nicht auf 
das Verschulden ab; nur Zug macht bei „unverschuldetem 
Unglück" eine Ausnahme. 

Was aber ist nun als Armenunterstützung anzusehen ? 
Nach Seydel ^) bedeutet sie die Beihülfe, die jemand für sich 
oder seine Familie empfängt, zur Erhaltung von Leben und 
Gesundheit in einer dem Kulturzustand angemessenen Weise. 
Nach diesem Begriff" ergäbe sich, dass die in Betracht fallenden 
Kantone auch solche Bürger vom Stimmrecht auszuschliessen 
haben, die zwar nicht für ihre Person, wohl aber für Frau und 
Kinder eine Unterstützung beziehen. Anderseits fallen, da 
Armenunterstützung nur ist, was zur Erhaltung von Leben' 
und Gesundheit gewährt wird, unter den Begriff auch nicht: 
Stipendien, erlassene Schulgelder, unentgeltliche Lehrmittel (wo 
die Lehrmittelfreiheit nicht als Obligatorium besteht) u. s. w. 
Zug hätte also nicht nötig, „die Unterstützung zum Besuch 



1) Hirths „Annalen des Deutschen Eeiches", Bd. XXX, S. 361. 
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von Schulen oder zur Erlernung oder Ausübung einer Kunst 
öder eines Handwerks" als Ausnahme besonders zu erwähnen. 
Auch ausserordentliche Beihülfe bei allgemeinen Notständen, 
Naturereignissen, ist nicht anzurechnen. Für den Ausschluss 
kommen nach der positiven Vorschrift mancher *Kantone auch 
die Unterstützungen nicht in Betracht, die einem Bürger wäh- 
rend seiner Minderjährigkeit zugeflossen sind. 

Das Stimmrecht bleibt entzogen in allen Fällen solange 
als die Unterstützung tatsächlich erfolgt. In Luzern dauert 
der Verlust über diesen Zeitpunkt hinaus, bis zur Rückerstatt- 
ung der empfangenen Beträge, desgleichen für spezielle Fälle 
in Solothurn ^). Im Aargau wird das Stimmrecht wieder erlangt, 
wenn seit dem Empfang der letzten Unterstützung ein Jahr 
verflossen ist und die Rückzahlung der erhaltenen Summen 
nicht früher erfolgt, sonst mit dieser. 

Der Ausschluss eines Bürgers vom Stimmrecht wegen 
Armengenössigkeit wird verschieden begründet. Doch ist von 
vornherein der Standpunkt zu verwerfen, der darin eine wirk- 
same armenpolizeiliche Massregel sieht (Abschreckung des An- 
dranges bei den Armenkassen) ^). Der Ausschluss wegen Armen- 
genössigkeit kann vielmehr gerechtfertigt werden, weil der Be- 
zug von Unterstützung den Bürger in ein Abhängigkeitsver- 
hältnis bringt, während der Staat bei der Verleihung des 
allgemeinen Stimmrechts eine gewisse Selbständigkeit, Unbe- 
fangenheit von fremden Einflüssen voraussetzen muss. Dagegen 
wird dort, wo der Ausschluss noch fortdauert, nachdem die 
Unterstützung aufgehört hat und das Abhängigkeitsverhältnis 

') Vergl. die Auswanderungsverordnung vom 5. März 1855, § 2, Abs. 
4 : pUnterstützte Auswanderer bleiben im Falle der Rückkehr in ihren bür- 
gerlichen Rechten eingestellt, bis sie der Gemeinde Ersatz geleistet". — 
Schollenberger, Grundriss I, S. 56 macht darauf aufmerksam, dass die Be- 
stimmung einen Widerspruch zur Verfassung enthalte,- die nur „die im 
öffentlichen Almosen Stehenden" ausschliesst. Die Bestimmung der 
Auswanderungsverordnung ist überdies anfechtbar, weil sie ungleiches 
Hecht für verschiedene Personenkategorien statuiert. 

2) Vergl. B.-Bl. 1874 III, S. 47/48. 
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somit wieder gelöst ist, diese Vorstellung nicht massgebend ge- 
wesen sein. Die Kantone, die auf das Verschulden abstellen, 
betrachten natürlich auch hier den Stimmrechtsentzug als Strafe. 
Als solche ist er jedoch abzulehnen, denn wenn der Bezug von 
öffentlicher Unterstützung ein Vergehen ist, so sollen Staat 
und Gemeinde nicht zu diesem Vergehen anstiften, resp. keine 
Unterstützungen ausrichten. Falls aber der Ausschluss unter 
dem Gesichtspunkt mangelnder Würde erfolgt, ist immer noch 
die Inkonsequenz zu rügen, die nur den Bezug staatlicher 
Unterstützung für entwürdigend hält, den Almosenempfang von 
Privaten dagegen nicht. Die Kantone, welche die Bezüger von 
Armenunterstützung der mangelnden Würde wegen ausschliessen, 
dabei aber auf Nicht verschulden keine Rücksicht nehmen, sind 
ungerecht. Durch Altersschwäche, Krankheit, Invalidität ge- 
raten manche vermögenslose Personen in den Zustand der 
Bedürftigkeit, ohne dass sie deshalb ein Tadel treffen könnte ^). 
Die wirklich würdelosen Personen aber sollten gar nicht unter- 
stüzt werden, diese stecke man in Arbeitshäuser. Kantonen, 
die den unterstützten Bürger des Abhängigkeitsverhältnisses 
wegen ausschliessen, in das er geraten sein soll, ist vor allem 
wieder vorzuwerfen, dass sie die Bettler, die der privaten 
Wohltätigkeit zur Last fallen und noch viel eher unstatthaften 
Beeinflussungen unterliegen, nicht disqualitizieren. Auch werden 
sie sich nicht verhehlen dürfen, dass Tausende von Arbeitern, 
Beamten oder Personen, die nicht aus eigenen Mitteln leben, 
in ebenso abhängiger Lage sind, als die aus öffentlichen Kassen 
Unterstützten, und anderseits, dass bei der geheimen Stimm- 
abgabe, die doch auch in der Schweiz die grosse Regel aus- 
macht, diese Abhängigkeit kaum stark missbraucht werden kann. 

g) Fremdendienst 
Die Verfassungen von Genf (Art. 23, Abs. 3) und Neuen- 
burg (Art. 33, Zif. 2) vorenthalten die Aktivbürgerrechte noch 

*) Vergl. V. M o h 1, Zeitschrift für die gesamte Staats Wissenschaft, 
Bd. ZXX, S. 542. 
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einer weiteren Kategorie von Bürgern, die sie als zu« sehr 
unter fremden Einflüssen stehend erachten. Es betrifft dies 
„ceux qui sont au service d'une puissanc^ 6trang^re", die in. 
fi-emden Diensten stehenden Bürger. Genf dachte dabei an die 
Reisläufer, sein Motiv des Ausschlusses war also militärischer 
Natur; in Neuenburg hatte die Vorschrift politischen Charakter, 
sie wandte sich gegen die Royalisten ^). Doch sind die Vor- 
schriften beider Kantone heute obsolet. Preussen hat seinen 
„Steigbügel in der Schweiz'*, wie Neuenburg von Treitschke 
einmal genannt wird, verloren, und gegen das Reislaufen richtet 
sich das B.-G. betr. die Werbung und den Eintritt in fremden 
Kriegsdienst. 

D. Interkantonale Geltung des Ausschlusses, 

Es sind, wie der vorangehende Abschnitt zeigte, nicht, 
überall dieselben Gründe, um derentwillen das Aktivbürger- 
recht entzogen wird. Die Stellung eines Bürgers, der, nachdem 
er sein Stimmrecht in einem Kanton verloren hat, in einen 
andern übersiedelt, könnte daher Zweifel erwecken. Es Hesse 
sich fragen, ob das Recht des Niederlassungs- oder des Heimat- 
kantons oder desjenigen Kantons massgebend sei, in dem er 
sein Stimmrecht verwirkte. Zwar scheinen, obgleich die kanto- 
nalen Gesetze die Materie nicht regeln. Anstände selten vor- 
gekommen zu sein. Die erste Auflage von Salis' Schweiz. 
Bundesrecht erwähnt nur zwei Rekurse (Nr. 803 und 804), die 
beide die interkantonale Geltung der öffentlich-rechtlichen 
Folgen des Konkurses betreffen. 

Das Recht des Heimatkantons als solches konnte nie 
massgebend sein, soviel stand bald fest. Dagegen waren die 
Ansichten geteilt, als die Anwendung der Normen des Nieder- 
lassungskantons oder des Konkursortes in Frage rückte. 1877 
fand der Bundesrat, die Wirkung des Konkurses auf das Stimm- 



*) Seh oll enb erger, Grundriss I, S. 57. 
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recht des Konkursiten sei nach der Gesetzgebung des Kantons, 
in dem der Konkurs eintrat, nicht nach derjenigen am Wohnort 
des Falliten zu beurteilen: 1. weil die Stimmrechtsentziehung 
Strafe für ein Delikt bedeute, dessen Vorliegen nur von den 
Behörden jenes Ortes ermittelt und nach Massgabe jener Ge- 
setzgebung geahndet werden könne, 2. weil auch die Reha- 
bilitation an jenem Orte erfolgen müsse und 3. weil nach einer 
andern Auffassung der Konkursit gleichzeitig in einigen Kan- 
tonen stimmberechtigt wäre, in andern dagegen nicht. 

Die Kommission des Nationalrates zur Prüfung der Ge- 
schäftsführung des Bundesrates wandte dem gegenüber ein, die 
politische Handlungsfähigkeit könne nicht von einem Kanton 
in den andern hinein beherrscht werden, sie sei vielmehr von 
Gesetz und Verfassung des Domizils ausschliesslich bestimmt. 
Andernfalls wäre die Folge, dass Niedergelassene aus Kantonen, 
die wegen dieser oder jener Tatsg,che das Stimmrecht nicht, 
oder im Vergleich zum Kanton des neuen Wohnsitzes nur für 
kürzere Zeit entziehen, wesentlich besser gestellt würden, • als 
die Angehörigen dieses Kantons selber^). 

Die eidgenössischen Räte genehmigten die Auffassung der 
nationalrätlichen Kommission. Auch der Bundesrat schloss sich 
bei der Erledigung eines zweiten Rekursfalles derselben an, so 
dass heute das Recht des Wohnortes für den Ausschluss mass- 
gebend ist, und die Gleichbehandlung der Bürger wenigstens 
innerhalb eines Kantons als gesichert erscheint. 

Dieser Standpunkt scheint auch der Bundesverfassung zu 
entsprechen. Art. 74, Abs. 1 erklärt diejenigen Bürger für 



*) Mentha, S. 45, giebt ein drastisches Beispiel: Genf verurteilt 
wegen Bigamie nur zu ejner korrektionellen Strafe, die keinen Einfluss 
auf die Stimmfahigkeit hat ; in Bern dagegen steht auf jenem Vergehen 
Zuchthausstrafe, die lebenslänglichen Verlust des Stimmrechtes herbei- 
führt. Der in Genf bestrafte Bigamist würde also, wenn er sich nach Ver- 
büssung seiner Strafe in Bern niederliesse, nach drei Monaten das rolle 

.Stimmrecht erwerben, der Bemer aber bliebe sein Leben lang ausge- 

. schlössen ! 
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unfähig, in eidgenössischen Angelegenheiten zu stimmen, die 
nach der Gesetzgebung des Kantons, in welchem sie ihren 
Wohnsitz haben (also nicht durch dieselbe), vom Stimmrecht 
ausgeschlossen wurden. Ist nur die Zeitdauer des Entzuges 
verschieden, entscheidet ebenfalls das Recht , des Wohnsitz- 
kantons ^). Infolgedessen muss sich auch der Ausschluss vom 
kantonalen Stimmrecht nach der Gesetzgebung des Nieder- 
lassungskantons richten, denn wer im Bund nicht stimmfähig 
ist, kann es — von der Ausnahmestellung der minderjährigen 
Aktivbürger abgesehen — auch im Kanton nicht sein. 

Zweifelhaft bleibt aber, ob in den Fällen, da der Wohn- 
sitzkanton die Stimmfähigkeit aberkennen würde, der Kanton, 
der bestrafte, sie jedoch nicht entzogen hat, der Verlust ohne 
weiteres mit ' der Wohnsitznahme eintritt oder erst durch ein 
besonderes Verfahren, herbeizuführen ist. Richtig wäre wohl 
das letztere. 

Allen Anständen entgeht auch hier wieder Luzern, da es 
den Ausschluss wegen Verbrechen und Vergehen auf der einzig 
richtigen Basis regelt. Nicht als Deliktsstrafe kennt es den 
Stimmrechtsentzug, es verhängt ihn über das würdelose Indi- 
viduum. Daher braucht Luzern nicht auf einen vom Straf- 
richter ausgesprochenen Entzug abzustellen; sobald ein Bürger 
irgendwo ein Verbrechen begangen hat, das nach heimatlichen 
Begriffen entehrt (resp. mit Kriminalstrafe belegt würde), ist 
er ohne weiteres als Aktivbürger disqualifiziert. 

Wie verhält es sich endlich, wenn ein Schweizer im Aus- 
land in eine Lage gerät, die ihm daheim das Stimmrecht ent- 
ziehen würde? Ein solcher Bürger müsste bei seiner Rückkehr 



*) Salis 2, Nr. 1173: „Wenn sie (die Kantone) von dieser Befugnis 
Gebrauch machen, die fruchtlos Betriebenen und die Konkursiten aus 
andern Kantonen auch im eigenen Kanton wie solche zu behandeln, müssen 
sie dies im ganzen Umfange tun, sie müssen sie also vollständig und in 
allen Beziehungen der bez. kantonalen Gesetzgebung unterstellen und 
nicht nur in einzelnen Punkten, da andernfalls eine ungleiche Behandlung 
vor dem Gesetz stattfinden würde." 
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als stimmfähig anerkannt werden, falls ihm nicht etwa in 
einem besondem Verfahren die politischen Rechte abgesprochen 
werden, denn in allen Kantonen mit Ausnahme von Luzern 
kann ja der Ausschluss nur „durch" ein gerichtliches Urteil, 
ein inländisches also, erfolgen. Tatsächlich scheint solchen 
Bürgern über all der Zutritt zur Urne offen zu stehen. Einzig 
die beiden Basel kennen in ihrem Strafgesetzbuch (§ 17) eine 
dem § 37 des Reichsstrafgesetzbuches nachgebildöte Bestimmung, 
die ohne Rücksicht auf die bereits entsohieäene Sache die Ein- 
. leiturig eines neuen, auf Entzug des Aktivbürgerrechtes für die 
Zeit von 2 — 10 Jahren gerichteten Verfahrens erlaubt, wenn 
ein Kantonsbürger auswärts (also auch bloss in einem andern 
Kanton) wegen eines Verbrechens verurteilt wurde, das in Basel 
mit Zuchthausstrafe allein, oder neben der Gefängnisstrafe 
mit solcher bedroht ist. Diese Bestimmung sollte sich aber 
nicht nur auf die Kantonsbürger, sondern auf die Schweizer- 
bürger überhaupt beziehen. 

E. Minderjährige und Ausländen 

Wenn ein Minderjähriger, der sich in einer für den Aktiv- 
bürger den Verlust des Stimmrechtes herbeiführenden Situation 
befand, volljährig wird, dann erhebt sich die Frage, ob er nun 
ungeachtet jener Lage sogleich der politischen Rechte teil- 
haftig werden soll. Natürlich können nur solche Verhältnisse 
zweifelhaft sein, die einen stre^fweisen Ausschluss, nicht einen 
solchen etwa der Unfähigkeit oder Abhängigkeit wegen herbei- 
geführt hätten, denn wo ein Zustand Ausschlussgrund ist, wirkt 
er in jedem Moment, nicht nur in dem seines Eintrittes. Bei 
der Bestrafung dagegen gilt die Maxime „non bis in idem''. 
Wo daher der Gesetzgeber nicht den genannten Grundsatz 
durchbricht und gegen die bestraften Minderjährigen, sobald 
sie volljährig werden, ein neues Verfahren einleitet, so erlangen 
diese in jenem Zeitpunkt die Stimmfähigkeit. Stillschweigend 
bez. der strafgerichtlich verurteilten Minderjährigen, ausdrück- 
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lieh bez. der minorennen Zahlungsunfähigen nehmen die 
meisten Kantone diesen Standpunkt ein. Natürlich lässt sich 
die Notwendigkeit einer zweimaligen Verurteilung umgehen, 
wenn das Unmögliche für möglich erklärt und den Minder- 
jährigen das Stimmrecht entzogen wird, obgleich sie ein solches 
gar nicht besitzen. In Genf erlaubt der Code penal Art. 50 
den über 16 Jahre alten Minderjährigen, die im Bewusstsein 
der Strafbarkeit gehandelt haben, die politischen Rechte abzu- 
erkennen. Auch die Appellationskammer des zürcherischen 
Obergerichtes hat am 4. Dez. 1890 die Strafe des Aktivbürger- 
rechtsentzuges den Minderjährigen gegenüber für anwendbar 
erklärt, wenn die Art des Verbrechens es w^ünschbar macht. 
Die Wirkungen beginnen dann mit der Volljährigkeit^). 

In gleicherweise hatte schon 1883 das zürcherische Ober- 
gericht Ausländer im Aktivbürgerrecht eingestellt, im Hinblick 
darauf, dass das privatrechtliche Gesetzbuch auch bei Aus- 
ländern einzelne Folgen an die verminderte Ehrenfähigkeit 
knüpft und anderseits der Ausländer nach zweijähriger Nieder- 
lassung in der Schweiz das Bürgerrecht erwerben kann, w^o- 
durch er stimmfähig würde. Nun wird zwar ein Ausländer, 
wenn er eine Handlung beging, die für einen Bürger den 
Verlust des Stimmrechtes nach sich gezogen hätte, so rasch 
nicht in den schweizerischen Staatsverband aufgenommen 
werden. In den wenigen Fällen, da dies trotzdem geschehen 
sollte, dürfte unter Durchbrechung des Satzes von der End- 
gültigkeit einer Verurteilung ganz wohl ein Nachverfahren 
eingeleitet werden analog demjenigen, das nach dem Strafgesetz 
beider Basel gegen den im Ausland verurteilten Baslerbürger 
bei seiner Rückkehr stattfindet. 

Einfacher inüssten sich auch hier die Verhältnisse . ge- 
stalten, wenn der Staat das Stimmrecht anstatt strafweise der 
Würdelosigkeit einer Person wegen entzöge; dann könnten 



*) Zürcher, Strafgesetzbuch für den Kanton Zürich, Note 2 zu § 20. 

9 
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auch Minderjährige und Ausländer für unwürdig erklärt werden, 
innerhalb einer gewissen Frist Aktivbürgerrechte auszuüben. 

V. Schutz des Stimmrechts. 

I. Die zu schützenden Seiten des Stimmreciits.. 

1 . Schutz des Stimmrechts ist nach zwei Seiten hin nötig. 
Einmal ist der Aktivbürger als solcher zu schützen, anderseits 
soll die Wirksamkeit seiner Stimme nicht beeinträchtigt werden. 

a) Zu den Schutzbestimmungen der ersten Art gehört vor 
allem das Beschwerderecht, das dem Bürger bei Verweigerung 
der Eintragung in die Stiinmregister oder bei Streichung aus 
denselben zusteht. 

Wo die Streichung infolge eines Strafurteils geschieht, 
da schützen das Stimmrecht indirekt alle diejenigen Mittel, die 
zur Anfechtung des Urteils statthaft sind; wo verschuldete 
Zahlungsunfähigkeit einen Ausschluss vom Stimmrecht herbei- 
führt, da ist der Konkursit oder fruchtlos Gepfändete bei Ent- 
scheidung der Verschuldensfrage vom Konkursgericht anzu- 
hören. Ueberdies steht ihm der Weiterzug des Beschlusses 
an die richterlichen Behörden offen, nur muss sich die Be- 
schwerde als eine solche wegen Entzuges der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit, nicht als solche wegen Entzuges des Stimm- 
rechts darstellen^). In den Fällen der Bevormundung wird 
ebenfalls Schutz gewährt ; in Luzern z. B. soll das Vorhanden- 
sein einer Geisteskrankheit von zwei patentierten Aerzten bezeugt 
werden und auch dann ist gegen das Zeugnis immer noch der 
Rekurs an den Sanitätsrat zulässig (Wahlgesetz, § 4, lit. a). 

Als Schutzbestimmungen charakterisieren sich ferner alle 
diejenigen Normen, die die Wiedereinsetzung in das verlorene 
Aktivbürgerrecht betreffen -)• 



») Vergl. S a 1 i s 2, Nr. 1123. 

2) Für den Bund vergl. sie S. 97/98. 
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Nicht nur die Eigenschaft als Aktivbürger wird geschützt, 
sondern auch der Inhalt des Aktiv bürgerr echtes, . wo derselbe 
gefährdet erscheint. Das ist in den Gemeinden der Fall ; diese 
könnten politische Angelegenheiten als rein bürgerliche erklären, 
um sie so dem Stimmrecht der Niedergelassenen zu entziehen. 
Dagegen richtet sich, der Schlussatz von Art. 43 B.-Verf. : Die 
kantonalen Gesetze^) über die Niederlassung und das Stimm- 
recht der Niedergelassenen in den Gemeinden unterliegen der 
Genehmigung des Bundesrates. 

Bei dem krassen Missverhältnis zwischen der politischen 
Gleichberechtigung der Bürger und der wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeit der einen unter ihnen von den andern ist auch die 
geheime Stimmabgabe als schützende Massregel wichtig. Früher 
wurde gerne darüber gestritten, ob nicht vom Bürger ein 
offenes Einstehen für seine Ueberzeugung verlangt werden 
könne; aber schon Kob. von MohP) sagt: Dass man dies als 
sittliche Pflicht auferlegen darf, ist unzweifelhaft, „allein ebenso 
gewiss ist es, dass im wirklichen Leben keineswegs alle eine 
solche Festigkeit haben und dass die blosse Forderung sie ihnen 
auch nicht verschafft". 

Ergänzend tritt auch hier Art. 49, Abs. 4 B.-Verf. eüi, 
der alle Eingriffe der Kirche in die Stimmrechtsangelegenheiten 
verbietet. Kirchliche Censuren z. B. wegen Ausübung des 
Stimmrechts würden von Bundeswegen unterdrückt^). 

Endlich sind noch die Bestimmungen des Bundesstrafrechts 
zu nennen, welche die gewaltsame Verhinderung der Vornahme 
von eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen unter Strafe 



*) Es kommt natürlich nicht darauf an, ob der Erlass ein Gesetz 
oder eine Verordnung sei, weil sonst das Recht des Bundes einfach um- 
gangen werden könnte. Vergl. Schollenberge r, Kommentar, S. 342. 

2) Politik, S. 299. 

^) Vergl. Gareis und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz, S. 43. 
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stellen^). Ebenso enthalten die kantonalen Strafgesetzbücher, 
oft auch die Wahlgesetze Vorschriften dieser Art. 

b) Die Schutzbestimmungen der zweiten Art sollen der 
Stimmgebung eines Bürgers die Wirkung sichern, die ihr von 
Gesetzeswegen zukommt. Da jede Stimme die andere in ihrer 
Wirkung aufheben kann, so ist insbesondere dafür zu sorgen, 
dass keine Individuen, denen die Stimmberechtigung fehlt, sich 
an einer Wahl oder Abstimmung beteiligen. Es sollen deshalb 
eine bestimmte Zeit vor jeder Verhandlung (3, 5, iS, 8, 10, im 
Bund 14 Tage, im Wallis sogar 6 Wochen vorher) die Stimm- 
register zur Einsicht der Stimmberechtigten aufgelegt, resp. 
die Registerauszüge öffentlich angeschlagen werden, damit jeder- 
mann sich versichere, ob nicht Leute zu Unrecht im Register 
eingetragen seien. Eine gewisse Zeit lang nach der Wahl oder 
Abstimmung (im Bund 6 Tage) kann jeder Bürger Einsprache 
erheben gegen alles, was sich a,uf die Verhandlung selbst, oder 
auf die Feststellung des Resultates bezieht. Wenn sich dann 
herausstellt, dass infolge rechtswidriger Zulassung oder rechts- 
widrigen Ausschlusses, Berücksichtigung ungültiger oder Nicht- 
berücksichtigung gültiger Stimmen ein falsches Ergebnis zu 
Stande kam, so tritt, falls die Abweichung für das Resultat von 
Belang ist, Kassation der Verhandlung ein, sonst nur Bestrafung 
der Schuldigen^). 

Die kantonalen Strafgesetzbücher und Wahlgesetze ent- 
halten eine Reibe von Paragraphen, die betrügerische Manipu- 



^) B.-Q-. über da^ Bundesstrafrecht der Schweiz. Eidgenossenschaft, 
vom 4. Febr. 1853, Art. 46 u. 47. 

^ Salis 2, Nr. 1116. „An der Frage, ob an einer Wahl oder Ab- 
stimmung gewisse Bürger befugter oder unbefugter Weise teilgenommen 
haben, besteht ein zu der Beschwerdeführung bei den Bundesbehörden 
legitimierendes Interesse der stimmfähigen Einwohner der in Betracht 
fallenden territorialen Umschreibung selbst dann, ^venn die Beantwortung 
der Stimmrechtsfrage ohne Einfluss auf das Schicksal der vorgenommenen 
Wahl oder Abstimmung ist. Aus der Feststellung durch die Behörde 
wird sich nämlich ergeben, ob diese wie andere Bürger für die Zukunft 
unter gleichen Verhältnissen als stimmberechtigt anzuerkennen sind". 
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lationen bei Wahlen und Abstimmungen ahnden. Insbesondere 
sollen keine Rechtsgeschäfte über die Ausübung des Stimm- 
rechts abgeschlossen werden. Es soll niemand seine Stimme 
verkaufen, sondern jeder „so stimmen, wie er es vor Gott und 
dem Vaterlande verantworten kann" (Nidwaiden, Verf. Art. 18, 
Abs. 2, ähnlich Uri, Verf. Art. 50, Abs. 2). 

2. Der Beschwerdeweg. 

Den Weg, der bei einer Beschwerdeführung einzuschlagen 
ist, hat erst das neue B.-G. über die Organisation der Bundes- 
rechtspflege klar gezeichnet, vorher war die Praxis ziemlich 
widersprechend ^). > 

Für Beschwerden wegen Verletzung von Bundesrecht und 
kantonalem Verfassungs-, nicht aber kantonalem Gesetzes- 
recht gilt nun folgender Instanzenzug. Zuerst geht die Be- 
schwerde an die kantonalen Behörden (Regierungsrat), dann 
an die Bundesbehörden. Unter diesen letztern ist nun aber 
nicht das Bundesgericht zur Entscheidung kompetent, obgleich 
ihm nach B.-Verf. Art. 113, Abs. 1, Zif. 3 mit einer Ausnahme 
die Erledigung von Beschwerden betr. Verletzung verfassungs- 
mässiger Rechte der Bürger zufällt. Die erwähnte Ausnahme 
bilden die „durch die Bundesgesetzgebung festzustellenden Ad- 
ministrativstreitigkeiten'* (B.-Verf. Art. 113, Abs. 2). Das oben 
citierte Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechts- 
pflege nennt in Art. 189 unter Verweisung auf Art. 113 B.-Verf. 
als solche Administrativstreitigkeiten „Beschwerden betr. die 
politische Stimmberechtigung und betr. kantonale Wahlen und 
Abstimmungen^) und überträgt dem Bundesrat deren Beurtei- 
lung auf Grundlage der sämtlichen einschlägigen Bestimmungen 



*) Vergl. Bertheau, S. 239/240. 

') Salis 2, Nr. 1125. Der Bund ist Eekursinstanz auch bei kirch- 
lichen Wahlen, denn diese fallen unter den Ausdruck „kantonale Wahlen" 
im Sinne von Art. 189 des Organisationsgesetzes, da auch sje durch die 
kantonalen Verfassungen bestimmt werden. 
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des kantonalen Verfassungs- und Bundesrechtes ^). Doch ist 
in Art. 102 B.-Verf., der die Kompetenzen des Bundesrates 
aufzählt, in Zif. 2 der Bundesrat als Rekursinstanz ausdrück- 
lich genannt nur betr. die Entscheidung von Beschwerden, die 
sich auf Verfassung und Gesetze des Bundes beziehen, während 
er in Zif. 3 die Aufgabe erhält, für die Garantie der kantonalen 
Verfassungen zu wachen. Daraus ergiebt sich, dass er in allen 
Fällen, wo kantonale Verfassungen verletzt werden, ex oflHcio 
einzuschreiten hat. 

Ueberall da, wo der Bundesrat als Rekursinstanz ange- 
rufen worden ist, unterliegt seine Entscheidung der Weiter- 
ziehung an die Bundesversammlung. Das sagt die B.-Verf. in 
Art. 85 : Die Gegenstände, welche in den Geschäftskreis beider 
Räte fallen, sind insbes^ondere folgende : ... 12) Beschwerden 
gegen Entscheidungen des Bundesrates über Administrativ- 
streitigkeiten. 

Für Beschwerden wegen Verletzung kantonaler Gesetze 
(nicht Verfassungen!) erschöpft sich der Instanzenzug bei den 
kantonalen Behörden^). Es kann aber auch die Anwendung 
kantonalen Gesetzesrechtes gegen Sätze des Bundesrechtes oder 
des kantonalen Verfassungsrechtes Verstössen, insbesondere 
dadurch, dass sie den Grundsatz der Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz verletzt. Wenn eine solche Verletzung be- 
hauptet wird, steht den Bundesbehörden gemäss konstanter 
Praxis eine Nachprüfung der kantonalen Entscheidung zu ^). 

') Auch solche Bestimmungen kommen in Betracht, deren Hand- 
hahung sonst Sache des Bundesgerichtes ist, und zwar ohne dass jenem 
dann eine besondere konkurrierende Gerichtsbarkeit verbliebe, kraft welcher 
es z. B. beurteilen könnte, ob in Stimmrechtsangelegenheiten in einem 
konkreten Fall etwa das Prinzip der Grleichheit oder ähnliches verletzt 
worden sei. Salis 2, Nr. 1122 ; vergl. auch Nr. 1128. 

*) Immerhin werden die politischen Rechte von den Bundesbehörden 
auch dann geschützt, wenn sie nicht verfassungsmässige Rechte im 
formellen Sinne sind. Die Kantone könnten sonst die Kompetenz des 
Bundes dadurch ausschalten, dass sie die Bestimmungen über die politischen 
Rechte, soweit es vor der B.-Verf. angängig ist, bloss in Gesetzen aufstellten. 

3) Salis ?, Nr. 1230; vergl. auch 1120 ff., 1132, 1134. 



Schlussbetr achtiingr. 



1. Fünfundzwanzigfache Regelung des kantonalen und 
kommunalen Stimmrechts, die allerdings durch bundesrecht- 
liche Vorschriften stark gebunden wird — Bundesrecht für das 
Stimmrecht in Bundesangelegenheiten, welches sich in einem 
wichtigen Punkte durch das kantonale Recht ergänzen lässt^ 
das ist der heutige Bestand der Stimmrechtsgesetzgebung in 
der Schweiz.- Der Weg, den die Zukunft zu gehen hat, lässt 
sich ziemlich klar erkennen. Das eidgenössische Stimmrecht 
verlangt unbedingt die Vereinheitlichung da, wo ihm dieselbe 
noch fehlt, speziell also auf dem Gebiete des Stimmrechts- 
entzuges. Trotz der bisherigen entmutigenden Erfahrung wird 
daher über kurz oder lang wieder ein Versuch zur Ausführung 
von Art. 74, Abs. 2 B.-Verf. gemacht werden müssen, vielleicht 
auf einer etwas andern Basis als in den Jahren 1874 und 1877. 
In den damaligen Vorlagen wurden die Bestimmungen über den 
Ausschluss vom Stimmrecht vielfach miss verstanden. Sie sahen 
vier Gründe des Stimmrechtsentzuges vor und Hessen den 
Kantonen die Wahl, entweder alle vier (jedoch keine weitern !) 
oder nur einzelne derselben festzusetzen. Der Bundesrat aber, 
wenigstens in seiner Botschaft zum ersten Gesetzesentwurf, 
interpretierte die betr. Bestimmungen so, als ob die Aufstellung 
der vier Ausschlussgründe für die Kantone obligatorisch wäre^). 
Dann bezog sich die Regelung damals auch auf das kantonale 
und kommunale Stimmrecht und erschien hiebei den einen 
Kantonen zu streng, den andern zu miJde. 



») Vergl. B.-Bl. 1874 III, S. 48. 
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Künftig wird man besser tun, nur den Ausschluss vom 
Stimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten zu ordnen, dafür 
aber in unzweifelhafter, positiver Weise. Das müsste auch auf 
die Kantone zurückwirken; sie könnten die misslichen Kon- 
sequenzen nicht übersehen, die sich ergäben, wenn sie die Ent- 
ziehung der Stimmfähigkeit ihrerseits nicht an dieselben Gründe 
knüpfen wollten, wie der Bund. Für diesen aber wäre damit 
die Veranlassung zur Ausführung von B.-Verf. Art. 66 dahin- 
gefallen. 

Weiter wird der Bund das Versprechen politischer 
Rechte in Kanton und Gemeinde, das er in B.-Verf. Art. 47 
den schweizerischen Aufenthaltern machte, einlösen müssen; 
vielleicht gelänge es ihm zugleich, die Karenzzeit, die die 
Niedergelassenen ohne triftigen Grund heute noch zu bestehen 
haben, zu beseitigen, wie er das ja bereits 1866 versuchte. 

2. Ein dem modernen Gesetzgeber ganz allgemein zur 
Lösung gestelltes Problem ist es, ob nicht auch den Frauen 
das Stimmrecht gewährt werden solP). Obgleich die Frage 
in der Schweiz kaum so in den Vordergrund der Diskussion 
gerückt ist, wie in andern Staaten, mag sie doch hier noch 
kurz erörtert werden. 

Die heutige Demokratie führt, wie Jellinek ^) bemerkt, im 
letzten Grund „auf den staatsrechtlichen Ausgangspunkt des 
modernen Naturrechts zurück, auf die Ableitung der Staats- 
gewalt aus dem vereinigten, ursprünglich souveränen Willen 
der aus dem Natur- in den staatlichen Zustand hinübertretenden 
Menschen. Daher ist für sie das politische Recht, die Anteil- 
nahme an der Staatsgewalt, ein allgemeines, aus der mensch- 
lichen Natur fliessendes", das konsequenterweise auch den 



*) lieber das „Frauenstimmrecht" findet sich ein längerer Aufsatz 
von Hilty im Politischen Jahrbuch der Schweiz, 1897. Im Anhang die 
Verfassungen einiger Staaten der Nordamerikanischen Union, die das 
Frauenstimmrecht eingeführt haben. 

^) Recht des modernen Staates, S. (>(U ; vergl. aucli S. 662. 
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Frauen zustehen müsste, und zwar im gleichen Umfang wie 
den Männern. Frauenstimmrecht nur in der Gemeinde, oder 
dort sogar nur in Kirchen- und Schulsachen kann höchstens 
als Uebergangsstadium bei der Einführung in Betracht kommen, 
nicht aber als Prinzip. Abgesehen von dieser rein theoretischen 
Forderung des Frauenstimmrechts aus Konsequenz fallen für 
die praktische Beurteilung der Frage wohl zwei Punkte wesent- 
lich ins Gewicht. Einmal ist zu untersuchen, ob das Frauen- 
stimmrecht ohne Gefährdung des Staates durchführbar sei, und 
anderseits, ob in seiner Einführung irgend ein berechtigtes In- 
teresse der Frauen begründet liege. Vorausgesetzt wird, dass 
sich die Frau ihrer geistigen Fähigkeiten wegen zur Organ- 
tätigkeit für den Staat genau so gut eigne, wie der Mann. 
Uebrigens wäre eine entgegenstehende Tatsache irrelevant, da 
ein intellektueller Zensus in der Schweiz nicht bekannt ist. 
Was aber die verschiedenen körperlichen Fähigkeiten anbetrifft, 
so genügt, um jede Schlussfolgerung daraus zu verhindern, der 
Hinweis, dass Wehrpflicht und Stimmrecht sich längst nicht 
mehr gegenseitig bedingen. Ein weiterer Einwand, dem hier 
keine Berücksichtigung angedeihen wird, liegt in der ganz auf 
subjektiver Empfindung beruhenden Behauptung, es sei die 
Beteiligung der Frauen am politischen Leben wider die Natur. 

Als erster der beiden Punkte, die einer weitern Ausführung 
bedürfen, wurde der Einfluss des Frauenstimmrechtes auf die 
Staatsleitung genannt. In der Ehe muss notwendig der Wille 
eines der beiden Gatten der leitende, ausschlaggebende sein. 
Naturgemäss ist dies der Wille des Mannes; die Frau ist bei 
ihren Handlungen an die Zustimmung des Mannes gebunden. 
Es ist deswegen zum voraus die Möglichkeit bestritten worden, 
dass den verheirateten Frauen je das Stimmrecht einge- 
räumt werden könne. Damit wäre die Frage überhaupt ent- 
schieden, denn nur den unverheirateten, volljährigen, weiblichen 
Staatsangehörigen Stimmrecht zu gewähren, erschiene im höch- 
sten Masse ungerecht. Aber ist denn die volle bürgerliche 
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Handlungsfähigkeit eine Voraussetzung des Stimmrechts ? Kon- 
sequenterweise wäre das allerdings zu fordern; wer sich selber 
nicht verpflichten kann, soll auch für den Staat keine Ver- 
bindlichkeiten herbeiführen. Es haben jedoch einige der schwei- 
zerischen Kantone bereits auf diese Konsequenz verzichtet, 
entweder dadurch, dass sie Minderjährigen den Zutritt zur Urne 
gestatten, oder dadurch, dass sie allen oder einzelnen Kategorien 
bevormundeter volljähriger Bürger die Stimmfähigkeit belassen. 
Und war nicht auch in Rom dem öffentlichen Recht der Unter- 
schied von paterfamilias und flliusfamilias gleichgültig ? Konnte 
nicht der Haussohn, trotzdem er homo alieni iuris war, wenn 
er nur sonst die notwendigen Voraussetzungen erfüllte, ebenso 
gut in den Komitien mitstimmen, sogar Konsul werden gleich 
dem paterfamilias, ohne dass der römische Staat darob aus 
den Fugen gegangen wäre^). Wer sich ferner vor Augen 
hält, dass die Ehefrau der vollen privatrechtlichen Handlungs- 
fähigkeit nicht etwa wegen mangelnden Verständnisses für die 
Anwendung derselben entbehrt, sondern weil die Einheit in der 
Leitung der Ehe es erfordert, gelangt zum Schluss: Die ein- 
heitliche Leitung der Ehe würde durch das Frauenstimmrecht 
kaum gestört. Zweifelhaft aber würde, ob nicht die Einheit 
der staatlichen Leitung den Ausschluss der Frauen — und 
zwar der Frauen überhaupt — fordere. SchoUenberger ^) be- 
jaht die Frage: „wo die Frau gegen den Mann kämpft, hört 
jede Lebensgemeinschaft auf", die Lebensgemeinschaft von Mann 
und Frau aber bildet eine der Grundlagen des Staates. Diese 
Ansicht stützt sich auf eine Voraussetzung, die nicht ohne 
weiteres angenommen w^erden kann. Es ist nicht gesagt, dass 
das Frauenstimmrecht notwendigerweise einen Kampf zwischen 
Mann und Frau herbeiführen müsse. 

Warum im Gegenteil das Eintreten dieser Wirkung aus- 
geschlossen scheint, zeigt die Untersuchung der zweiten Frage, 



*) Vergl. So hm, Institutionen des römischen Rechts (11. Aufl.), S. 177. 
») Politik, S. 236 ff. 
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die von der Bedeutung des Frauenstiramrechtes für die Frauen 
selber handelt. 

Das allgemeine Stimmrecht ist den Männern gegeben zur 
Ausgleichung der widerstrebenden Interessen der einzelnen 
Klassen der Bevölkerung. Es soll die Möglichkeit gewähren, 
die Gesetze zu gestalten, nicht wie es für eine Minderheit ab- 
solut am besten, sondern so wie es für alle Stände und daher 
relativ am günstigsten geschehen kann. Wenn die Frauen 
also Anspruch auf das Stimmrecht erheben, müssen sie dies 
damit begründen, dass auch sie eine besondere Klasse der Be- 
völkerung mit speziellen, event. denjenigen anderer Klassenr 
(d. h. der Männer!) zuwiderlaufenden Interessen bildeten. Eine- 
solche Begründung wäre jedoch unrichtig; die Frauen machen 
keinen besondern Stand, keine Klasse der Bevölkerung aus, 
innerhalb ihrer Gesamtheit erat findet eine Klassenbildung^ 
statt und zwar genau nach denselben sozialen Rangstufen wie 
unter den Männern^). Die Frauen sind vielmehr das Komple- 
ment des Menschenpaares und müssen als solches die gleichen 
Interessen haben wie die Männer. Gleiche Interessen bedingen 
aber nicht gleiche Rechte. Die Zurücksetzung der Frauen auf^ 
verschiedenen Gebieten des Rechtes beweist also nicht etwa 
das Vorliegen von Interessengegensätzen. Wie die Monarchie 
heute noch in den Privilegien des Adels keine Institutionen 
der Selbstsucht eines Standes, sondern ein Mittel zur Förderung 
des allgemeinen Wohles erblickt, so kann auch, und mit 
besserem Grund, das Vorrecht der Männer aus dem gemein- 
samen Interesse beider Geschlechter abgeleitet werden^). 



*) Vergl. Schollenberge r, Politik, S. 237. Dagegen übersieht 
dies z. B. C h. S e c r e t a n, Le droit de la femme (4. Aufl.), S. 62. Er ge- 
winnt aus seiner Untersuchung das Prinzip „qu' une c 1 a s s e destituee 
de tout moyen regulier d'exercer une influence sur sa propre condition 
juridique n'est pas libre". Das ist ganz richtig, nur bilden die Frauen 
keine „Klasse" der Bevölkerung. 

^) Darnach modifiziert sich die 2. These, die S e c r e t a n a. a. 0. 
aufstellt: Le fait est, que les 16gislateurs masculins ont regle le sort de^ 
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Zuzugeben ist nur, dass Zeiten und Völker in grossen 
Irrtümern darüber befangen waren, welches Mass der Zurück- 
setzung der Frauen der Allgemeinheit fromme. Um aber solche 
Irrtümer zu heben, kann das Stimmrecht der Frauen nicht 
•das Mittel sein, denn seine Erlangung ist ja eines der Ziele. 
"Wie wenig verheissend es auch . klingeji mag, eine Aenderung 
der Verhältnisse lässt sich nur durch einen Wechsel in den 
Anschauungen der Männer herbeiführen, den Männern muss es 
bewusst werden, dass die Beseitigung einer bestehenden Ein- 
.schränkung der Frauenrechte im Vorteil beider Geschlechter, 
nicht bloss dem der Frauen liegt. Der Gang der Entwicklung 
:aeigt ganz deutlich, dass die Frauen die Gleichbehandlung mit 
den Männern bezüglich der politischen Rechte zu allerletzt 
erreichen werden^); m. a. W. die Frauen werden das Stimm- 
recht als Mittel zur Abschaffung der sie beschränkenden Ein- 
richtungen erst* dann bekommen, wenn diese Schranken bereits 
^•efallen sind. 

Es wäre zwar denkbar, dass in Zukunft die Frauen auch 
unter Beobachtung des Prinzipes der Gleichbehandlung beider 
Geschlechter das Recht anders zu gestalten wünschten wie 
die Männer. Praktisch aber wird dies nie der Fall sein. 
Äo wenig als sich je eine Legierung auf mechanischem Weg 
in die reinen Metalle zerlegen lässt, so wenig werden sich die 
Angehörigen eines Staates je nach Geschlechtern getrennt 



l'autre sexe dans ce qu' ils croyaient etre Finteret du leur. Nachgewiesen 
ist nur die Tatsache, dass die Frauen den Männern gegenüber im Rechte 
nachgesetzt sind, nicht auch — als Motiv dieser Beschränkungen — das 
egoistische Interesse der Männer. 

*) Im Deutschen Reich hat das Bürgerliche Gesetzbuch die Frau dem 
Manne auf dem Gebiete des Privatrechts annähernd gleichgestellt (vergl. 
Pierstorf f, Art. Frauenarbeit und Frauenfrage im Hdw. d. St., Bd. III, 
S. 1230 ff.); das neue Zivilgesetzbuch wird dieselbe Regelung für die 
Schweiz herbeiführen (vergl. Anna Mackenroth, lieber die Rechts- 
sl eilung der Frau im Vorentwurf zum Schweiz. Zivilgesetzbuch). Eigentlich 
cind also schon heute die Frauen nur noch in den politischen Rechten 
zurückgesetzt. 
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gegenüberstellen. Jeder Interessengegensatz muss sich vielmehr 
als Gegensatz zwischen den, Männer und Frauen gleichmässigr 
umfassenden, sozialen Klassen äussern. Die Gruppen bei Wah- 
len und Abstimmungen werden sich mit Notwendigkeit stets- 
nach Standesinteressen, nie nach den vermeintlichen Sonder- 
interessen eines Geschlechtes bilden. Nur dann, wenn die 
Frauen in erheblich andern Bruchteilen ihrer Gesamtheit an 
der Kopfzahl der einzelnen Volkskiassen participierten, als 
die Männer in Bruchteilen der ihrigen, könnten Sonderbestre- 
bungen eines Geschlechtes vermittelst des Stimmrechtes zum 
Ausdruck gelangen. Jenes Verhältnis ist indessen kaum vor- 
handen. Wenn aber praktisch durch die ungleiche Beteiligung der 
Frauen verschiedener Bevölkerungsklassen bei Wahlen und Ab- 
stimmungen sich schon Resultate ergeben haben, die von 
den durch reines Männerstimmrecht mutmasslich erzielten ab- 
wichen '), so kann diese aus einer Pflicht Vernachlässigung 
entspringende Wirkung nicht für eine Beurteilung des Frauen- 
stimmrechtes in Betracht kommen. 

Es bleibt somit die Schlussfolgerung: Das Frauenstimnv 
recht vermag den Ausgang von Wahlen und Abstimmungen 
nicht zu beeinflussen, folglich kann in seiner Einführung auch 
kein reales Interesse der Frauen begründet liegen. An die 
Stelle der Parteistärken 1 : 2 : 3 u. s. w. träte einfach das er- 
weiterte Verhältnis 2:4:6. Das w^ürde doppelt so viele Ein- 
tragungen in die Stimmregister, doppelt so viele Stimmzettel,, 
verdoppelte Zählarbeit bedeuten, aber die Resultate blieben 
dieselben, wie beim ausschliesslichen Stimmrecht der Männer- 
Für beide der anfangs gestellten Fragen zusammengefasst 
lautet daher die Antwort : Das Frauenstimmrecht würde zwar 
keine Interessen des Staates verletzen, brächte den Frauen 
aber. auch keinen Nutzen — es ist überflüssig. Wem das 
nicht Grundes genug scheint, die Frauen von der Urne aus- 



') Einige Staaten Australiens haben die Erfahrung gemacht. 
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zuschliessen, der wird ihnen wohl oder übel das Stimmrecht 
zugestehen müssen, denn mit eigentlichen Nachteilen ist 
dessen Einführung nicht verbunden. 

Alle diese Ausführungen beziehen sich aber nicht auf das 
Stimmrecht in solchen Angelegenheiten, die lediglich die Frauen 
angehen. Wo z. B. die Arbeitslehrerinnen für Mädchenschulen 
-auf dem Wege der Wahl bestellt werden, da ist das Wahlrecht 
-ausschliesslich den Frauen zu übertragen. Anders als das 
Frauenstimmrecht in staatlichen, wird ferner dasjenige in kirch- 
lichen Angelegenheiten zu beurteilen sein^). Zwar liegt der 
Grund nicht darin, dass die Frauen dem kirchlichen Leben 
grösseres Interesse entgegenbringen als die Männer, denn auch 
bezüglich der Schulangelegenheiten ist eine intensivere Anteil- 
nahme des weiblichen Geschlechtes ja schon behauptet worden! 
Entscheidend ist vielmehr der höchst individuelle Charakter 
der kirchlichen Zugeliörigkeit. Die Frau erwirbt durch die 
Eingehung einer Ehe nicht die Konfession des Mannes, wie etwa 
dessen Staatsangehörigkeit. Wenn daher die Gatten verschie- 
dener Konfession sind, kommt der Mann gar nicht in die Lage, 
die kirchlichen Interessen seiner Frau zu vertreten. Mit der 
ausgesprochenen Rücksicht auf diese Tatsache wäre die Einfüh- 
rung des Frauenstimmrechtes in den Landeskirchen möglich, 
ohne dass dem Schritt zugleich eine prinzipielle Bedeutung für 
Staat und Gemeinde beigemessen werden könnte. 



*) Speziell die Schweiz. Verhältnisse erörtert A. Locher, Vom 
Frauen Stimmrecht insbesondere in kirchlichen Angelegenheiten. 
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